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Wissenschaftliche Beratung und information in der Wirtschaftspolitik 
der Bundesrepubiik Deutschiand 


Vor fast vier Jahren ist mit der deutschen Währungs- 
union die schnelle politische Einheit in Deutschland 
eingeleitet worden. Die Bundesregierung hat die War- 
nungen der wirtschaftswissenschaftlichen Beratung - 
vor allem des Sachverständigenrates zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung - nicht ernst 
genommen. Sie muß heute erkennen, daß sie das da- 
mals schon absehbare ökonomische Risiko einer 
schnellen ökonomischen Integration bei weitem unter- 
schätzt hat. Selbst der Bundeskanzler der liberal-kon- 
servativen Koalition räumt ein, daß er der Illusion eines 
schnellen und obendrein kostenlosen ökonomischen 
Zusammenwachsens der beiden Teile Deutschlands 
erlegen sei. Er macht es sich aber zu leicht, wenn er 
heute behauptet, der Irrtum ginge auf die Expertise der 
institutionalisierten Politikberatung zurück. Gerade 
der Sachverständigenrat hatte rechtzeitig die Belastun- 
gen für die öffentlichen Haushalte nachdrücklich be- 
tont und keinen Zweifel an den damit verbundenen 
wirtschaftspolitischen Risiken gelassen. 

Die Illusionen sind heute verflogen und auch die Bun- 
desregierung muß sich - nach einem langen schmerz- 
haften Lernprozeß - heute den Anforderungen der 
Realität beugen. Gleichwohl stellt sich die Frage, wel- 
chen Stellenwert die Bundesregierung der wirts.chafts- 
politischen Beratung beimißt. Trotz der Mißachtung 
der Warnungen der meisten wirtschaftspolitischen Ex- 
perten, hat der Bundeskanzler bei der Entgegennahme 
des Jahresgutachtens 1992 des Sachverständigenrates 
am 16. November 1992 ausdrücklich erklärt: „Die Ar- 
beit der Sachverständigen ist ein wichtiger Rat für uns 
- das war sie all diese Jahre." Die Bundesregierung 
nimmt aber in vielen Fällen die Aussagen der wirt- 
schaftswissenschaftlichen Experten zu Unrecht in An- 
spruch. In den letzten Jahren ist das Gewicht der Gut- 


achten oft minimiert worden durch die Praxis der Bun- 
desregierung, die Analysen und (impliziten) Empfeh- 
lungen gegen die Intentionen der Experten zu inter- 
pretieren. Das jüngste Beispiel ist die Stellungnahme 
des Bundesministers der Finanzen zum Jahresgutach- 
ten des Sachverständigenrates. Dessen überaus kri- 
tische Beurteilung der Finanzpolitik wird fälsch- 
licherweise als Zustimmung und Unterstützung durch 
die Wissenschaftler des Sachverständigenrates aus- 
gegeben. 

Zu Recht ist deshalb in der Öffentlichkeit der Eindruck 
entstanden, daß die politikberatenden Institutionen 
von den wirtschaftspolitisch Verantwortlichen nicht 
mehr ernst genommen werden. Noch mehr, die Bun- 
desregierung benutzt die wissenschaftlichen Gutach- 
ten der Beratungsgremien zu ihren eigenen Zwecken, 
indem sie deren Aussagen verfälscht, zu ihren Gunsten 
interpretiert und damit den Gutachten den Anschein 
von Gefälligkeitsexpertisen verleiht. Andererseits gab 
es auch wiederholte Versuche durch die Bundesregie- 
rung, mit besonders ausgesuchten und angeforderten 
Gutachten eine für sie günstige wissenschaftliche Un- 
termauerung ihrer Positionen zu erhalten. Ein Beispiel 
dafür ist das Gutachten „Vorteile der wirtschaftlichen 
Einheit Deutschlands" (Autor: Prof. Dr. Hans Willge- 
rodt, Universität Köln), das im Frühjahr 1990 im Auf- 
trag des Bundeskanzleramtes erstellt worden ist und 
ein rosiges Szenario der schnellen monetären Integra- 
tion entwirft. 

Darüber hinaus wird dem Parlament und der Öffent- 
lichkeit ein beträchtlicher Teil der Fachinformationen 
und Expertisen vorenthalten. Der Ausbau der ressort- 
bezogenen Politikberatung hat die Expertenposition 
der Ministerialbürokratie ausgeweitet und deren Vor- 
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Sprung gegenüber dem Deutschen Bundestag und den 
Abgeordneten gestärkt. Der Verlust an Vertrauen, den 
die Politik der Bundesregierung in der Öffentlichkeit 
erfahren hat, hat eine seiner Ursachen auch in der 
mangelnden Offenheit der wirtschaftspolitischen De- 
batten. Ein Beispiel dafür ist die seit Jahren geübte 
Praxis der Bundesregierung, sich im Jahreswirtschafts- 
bericht um eine ausführliche Stellungnahme zum Jah- 
resgutachten des Sachverständigenrates herumzu- 
mogeln. 

Wir glauben, daß die Organisation und Ausrichtung 
der Beratung der Wirtschaftspolitik grundsätzlich neu 
überdacht werden muß. Dazu muß die gegenwärtige 
Praxis in der wissenschaftlichen Beratung der Politik 
offengelegt werden. 

Vorbemerkung 

Für die Bundesregierung hat die wissenschafthche 
Politikberatung einen hohen Wert. Angesichts der 
Vielzahl neuer, drängender gesellschafts- und wirt- 
schaftspolitischer Fragen ist der Bedarf an fachkundi- 
ger Beratung durch unabhängige Sachverständige und 
Wissenschaftler in den vergangenen Jahren noch ge- 
wachsen. 

Dies gilt namentlich auch für die fachliche Begleitung 
des politischen und wirtschaftlichen Integrationspro- 
zesses in Deutschland seit November 1989. Sachver- 
ständige Forschungsinstitute wie auch verschiedene 
Beiräte haben im Auftrag der Ressorts, aber auch un- 
abhängig hiervon, in zahlreichen Arbeiten zu den ver- 
schiedenen Aspekten dieser Entwicklung und zu den 
Foigewirkungen für Deutschland Stellungnahmen er- 
arbeitet, die für die Bundesregierung eine wesentliche 
Informationsgrundlage bei der Gestaltung des Eini- 
gungsprozesses waren und sind. Der in der Einleitung 
der Kleinen Anfrage geäußerte Vorwurf, die Bundes- 
regierung habe die wissenschaftlichen Expertisen nur 
unzureichend berücksichtigt, entbehrt jeder Grund- 
lage. 

Daß es infolge der enormen Komplexität der Probleme 
in den Studien und Gutachten selbst, aber auch bei 
deren Auswertung und Interpretation durch die Politik 
zu unterschiedlichen Einschätzungen gekommen ist, 
liegt in der Natur der Sache und ist kein Beleg dafür, 
daß Organisation und Ausrichtung der Beratung der 
Wirtschaftspolitik grundsätzlich überdacht werden 
müßten. Die Unabhängigkeit der Wissenschaftler und 
die Vielfalt der Sachverständigengremien und For- 
schungseinrichtungen garantieren einen entsprechen- 
den Meinungspluralismus, der auch die Unsicherheit 
wissenschaftlicher Erkenntnis reflektiert. Wissen- 
schaftliche Beratung kann die Politik nicht von ihrer 
Verantwortung zu eigener Abwägung und Entschei- 
dung entbinden. Gleichwohl herrscht auch in der Wis- 
senschaft eine breite Übereinstimmung darin, daß die 
rasche wirtschaftliche Integration unter dem Dach der 
politischen Einheit richtig war. Der Sachverständigen- 
rat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung urteilte in seinem Sondergutachten „Zur 
Unterstützung der Wirtschaftsreform in der DDR: Vor- 
aussetzungen und Möglichkeiten“ vom 20. Januar 
1990 z. B. wie folgt: 

„In einem wiedervereinigten Deutschland erhielte die 
Aufgabe, den wirtschaftlichen Rückstand im Gebiet 


der heutigen DDR abzubauen, einen völlig anderen 
Charakter: Sie wird zu einer Aufgabe der wirtschaft- 
lichen Integration der beiden Staaten zu einem Ge- 
samtstaat. Ihre Lösung wird entscheidend erleichtert, 
weil für beide Gebietsteile dann dieselbe Wirtschafts- 
verfassung gültig ist. “ 

Auch die weiteren, pauschalen Vorwürfe in der Klei- 
nen Anfrage, für die die Fragesteller die Belege schul- 
dig bleiben, sind haltlos. Die Bundesregierung weist 
mit Nachdruck insbesondere Vorwürfe zurück, sie 
nutze die wissenschaftlichen Studien und Gutachten 
der Beratungsgremien beliebig zu eigenen Zwecken 
und verfälsche deren Aussagen bzw. interpretiere sie 
zu ihren Gunsten. Derartige Behauptungen müssen 
wohl vor dem Hintergrund gewürdigt werden, daß die 
eigenen politischen Positionen der Fragesteller sich in 
der Regel kaum in Übereinstimmung mit den gängigen 
wirtschaftswissenschaftlichen Erkenntnissen bringen 
lassen. 

Für die Bundesregierung ist es von besonders großer 
Bedeutung, daß die Ergebnisse der in ihrem Auftrag 
erfolgten wissenschaftlichen Beratung und Information 
auch zur Urteilsbildung und als Grundlage einer kriti- 
schen Diskussion dem Parlament, der Öffentlichkeit 
und der Fachwelt dienen. Dies zeigt sich nicht zuletzt 
in der Veröffentlichungspraxis. So sind z. B. die in den 
Antworten zu Fragen 35 und 36 aufgeführten Gutach- 
ten und Studien ausnahmslos entweder veröffentlicht 
worden, zur Veröffentlichung vorgesehen oder werden 
zumindest öffentlich zugänglich gemacht. Auch der 
Vorwurf mangelnder Offenheit der ressortbezogenen 
Politikberatung geht also völlig an der Realität vorbei. 


L Die Experten und die deutsche Einheit 

1. Stimmt die Bundesregierung der Darstellung des 
Sachverständigenrates zur Begutachtung der ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung {Jahresgutach- 
ten 1991/92, Nummer 184) zu, der zufolge die 
Finanzpolitik der Bundesregierung in den Jahren 
1990 und 1991 durch unrealistische Annahmen 
gekennzeichnet war, die in der Folgezeit immer 
wieder kurzfristige Kurskorrekturen (Steuer- und 
Abgabenerhöhungen, Nachtragshaushalte) er- 
zwang und damit schließlich in eine „schwere 
Glaubwürdigkeitskrise" führte? 

Die Bundesregierung hat sich in ihrer Finanzplanung 
jeweils an den jüngsten, verfügbaren Daten und Pro- 
gnosen orientiert. Maßgeblich waren u. a. die regel- 
mäßigen Gutachten der fünf führenden Wirtschaftsfor- 
schungsinstitute, die Gutachten des Sachverständigen- 
r-ates und vor allem die Einnahmeschätzungen des Ar- 
beitskreises Steuerschätzung, in dem der Sachverstän- 
digenrat und die Institute ebenfalls vertreten sind. 

Korrekturen an der Finanzplanung waren jeweils dann 
notwendig, wenn sich die zugrunde gelegten gesamt- 
wirtschaftlichen Annahmen oder die Rahmenbedin- 
gungen des Wiedervereinigungsprozesses veränder- 
ten. Das war in den Anfangsjahren der Wiedervereini- 
gung mehrfach der Fall. So findet sich z. B. im Früh- 
jahrsgutachten 1990 der fünf führenden Forschungsin- 
stitute noch eine Einschätzung des Bruttosozialpro- 
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dukts der früheren DDR von 300 Mrd. DM. Unter den 
Bedingungen des Marktes waren es im Jahre 1991 
weniger als 200 Mrd. DM. Angesichts solcher Schätz- 
unsicherheiten in den Expertengutachten waren An- 
passungen in der Finanzplanung unvermeidbar (vgl. 
Antwort zu Frage 4). 

2. Waren der Bundesregierung die Beurteilungen 
und entsprechenden Schlußfolgerungen des Sach- 
verständigenrates (vor allem im Jahresgutachten 
1990/1991 und im Brief des Ratsvorsitzenden 
Hans-Karl Schneider vom 9. Februar 1990) be- 
kannt, wonach die monetäre Integration in 
Deutschland im Jahre 1990 zu „riesigen Belastun- 
gen der öffentlichen Haushalte" führen würde, 
„erhebliche Steuererhöhungen unvermeidlich" 
seien und „öffentliche Mittel in Transfers für kon- 
sumtive Verwendungen gebunden" würden, die 
bei der „Finanzierung von Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Infrastruktur fehlen müßten" (Brief 
vom 9. Februar 1990)? 

Die Bundesregierung hat sich die Entscheidung, der 
DDR eine Währungsunion bereits im Jahre 1990 anzu- 
bieten, nicht leicht gemacht. Vor Aufnahme der Ver- 
tragsverhandlungen wurden alle finanziellen und 
währungspolitischen Risiken und Chancen gegenein- 
ander abgewogen. Auch die Analyse des Sachverstän- 
digenrates wurde, wie andere Studien der damaligen 
Zeit, berücksichtigt. Das Angebot zur Währungsunion 
erfolgte im vollen Bewußtsein der damit verbundenen 
hohen Kosten. In einer Rede vom 14. Februar 1990 
sagte der Bundesminister der Finanzen, Dr. Theodor 
Waigel, u. a.: „Die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit 
der DDR und dann die Wiedervereinigung haben ihren 
Preis. Wir dürfen den Menschen keinen Sand in die 
Augen streuen. " 

Entscheidend war, die Wiedervereinigung, die der 
Präambel des Grundgesetzes und dem Verlangen der 
Deutschen nach Einheit und Freiheit entsprach, so 
rasch wie möglich zu verwirklichen und die weltpoli- 
tisch günstige Konstellation hierfür entschlossen zu 
nutzen (vgl. Antwort zu Frage 4). 


3. Wie ist es zu erklären, daß die Vertreter der Bun- 
desregierung heute behaupten, daß sie die finanz- 
politischen Folgen der deutschen Einheit erst jetzt 
in ihrem vollen Umfang erkennen könnten und 
daß die „damaligen Erwartungen und Einschät- 
zungen - auch namhafter Fachleute - (...) bei 
weitem zu optimistisch (waren)" (Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl am 1. Juli 1992)? 

Aus der Antwort zu Frage 2 ergibt sich, daß die Bun- 
desregierung durchaus mit hohen Investitionen in die 
deutsche Einheit gerechnet hat. Allerdings konnte im 
Jahre 1990 oder 1991 niemand den tatsächlichen 
Umfang der notwendigen Transfers abschließend be- 
ziffern. So stellte sich der Zustand der ostdeutschen 
Wirtschaft noch sehr viel schlechter dar, als ursprüng- 
lich angenommen. Auch war damals der mit dem Zer- 
fall der Sowjetunion einher gehende, fast vollständige 
Zusammenbruch der Ostmärkte so nicht vorherzu- 
sehen. Darüber hinaus wurde der wirtschaftliche An- 
passungsprozeß durch die schneller als erwartet erfol- 


gende Tarif anpassung zwischen West und Ost nach- 
haltig erschwert. Insofern ist eine nachträgliche Kor- 
rektur ursprünglicher, grober Einschätzungen des 
Finanzbedarfs nahezu unvermeidbar gewesen (vgl. 
Antwort zu Frage 4). 


4. Welche Wirtschaftsforscher sind die von Bundes- 
kanzler Dr. Helmut Kohl angeführten „namhaften 
Fachleute", die die Bundesregierung 1990 zu 
einer optimistischen Beurteilung der wirtschaft- 
hchen Entwicklung in Ostdeutschland veran- 
laßten? 


Viele Einschätzungen namhafter Fachleute unterstütz- 
ten 1990 die Entscheidung der Bundesregierung für 
eine wirtschaftliche Integration von West- und Ost- 
deutschland und für eine rasche Währungs- und Wirt- 
schaftsunion. So sprach der ehemalige Bundesminister 
für Wirtschaft, Karl Schiller, in einer Rede im Mai 1990 
in bezug auf die Februar-Entscheidung der Bundesre- 
gierung für das Angebot einer vorgezogenen Wäh- 
rungsunion von einem „Entschluß für den harten 
Weg'\ Dieser sei jedoch nicht nur politisch, sondern 
auch ökonomisch bedingt gewesen. Da sich die Bevöl- 
kerung der DDR in einem „Prozeß der Verweigerung 
gegenüber ihrem alten System und damit auch seiner 
Währung" befinde, helfe eben nur „die Versorgung 
mit einer anerkannten stabilen Währung, die Ver- 
trauen genießt und zwar so bald wie möglich". Profes- 
sor Olaf Sievert, Mitglied des Sachverständigenrates 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung von 1970 bis 1985, davon die letzten zehn 
Jahre dessen Vorsitzender, sagte in einem Vortrag im 
November 1990: „Es war richtig, daß wir es so schnell 
getan haben." Inzwischen seien sich auch zunächst 
skeptische Nationalökonomen längst einig, daß „Hel- 
mut Kohl gegen ihren Rat das Richtige getan habe". 
Zumindest geldpolitisch sei die deutsch-deutsche 
Währungsunion bisher ein voller Erfolg gewesen. 

In ihrem Frühjahrsgutachten 1990 gingen die wirt- 
schaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute auch 
auf die Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion ein. 
Nach ihrer Ansicht „ergeben sich nicht nur für die 
DDR, sondern auch für die Bundesrepublik große 
Chancen. Ein dynamischer Wachstumsprozeß in der 
DDR wird auch der Wirtschaft hier Impulse geben". 
Allerdings sei „die Bildung der Währungs-, Wirt- 
schafts- und Sozialunion mit der DDR ein einschnei- 
dender Vorgang, dessen kurzfristige Folgen dort und 
dessen Rückwirkungen hier schwer abzuschätzen 
sind". Die Institute gingen davon aus, daß es sich bei 
den Kosten der Sanierung der DDR-Wirtschaft zum 
allergrößten Teil um die - „auf etliche Jahre verteilte - 
privatwirtschaftliche Finanzierung eines Investitions- 
prozesses" handele. Ein erheblicher, im Zuge des Auf- 
holprozesses zunehmender Teü der Mittel werde in der 
DDR selbst aufgebracht werden. Für 1991 erwarteten 
sie unter bestimmten Annahmen Transferzahlungen 
von 15 bis 20 Mrd. DM für die Anschubfinanzierung 
und für Infrastrukturmaßnahmen. Diese könnten 
jedoch „zu einem erheblichen Teil aus den Steuer- 
mehreinnahmen aufgebracht werden, die von dem be- 
vorstehenden Konjunkturimpuls zu erwarten sind". 
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Steuererhöhungen seien auf mittlere Sicht wegen des 
wirtschaftlichen Zusammengehens mit der DDR eben- 
falls nicht erforderlich. Das große Potential an Einspa- 
rungsmöglichkeiten bei den Kosten der Teilung sowie 
die Steuermehreinnahmen, die im Zuge des wirtschaft- 
lichen Neuaufbaus der DDR anfallen, würden auf mitt- 
lere Sicht zu einer Entlastung bei den Staatsfinanzen 
führen. Das Risiko spürbar höherer Preissteigerungen 
nach der Währungsumstellung sei nach Ansicht der 
Institute nicht sehr groß. 

Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesministerium 
für Wirtschaft hat sich in seinem Gutachten „Wirt- 
schaftspolitische Herausforderungen der Bundesrepu- 
blik im Verhältnis zur DDR" bereits Ende 1989 für eine 
„Integration und Angleichung der beiden deutschen 
Wirtschaftsräume schon bald unter einem gemeinsa- 
men Dach" ausgesprochen. Dies hätte eine „rasche 
Verbesserung der wirtschaftlichen Lage" in der DDR 
zur Folge. 

5. Welche Gutachten und Studien hat die Bundes- 
regierung - aufgelistet nach Themenbereichen 
und Auftragnehmer - in den Jahren 1989 und 
1990 zur Beurteilung der Möglichkeiten der wirt- 
schaftlichen Integration Ost- und Westdeutsch- 
lands in Auftrag gegeben? 

Die Bundesregierung hat in den Jahren 1989 und 1990 
~ neben dem in Frage 8 angesprochenen Gutachten - 
zur wirtschaftlichen Integration Ost- und Westdeutsch- 
lands die in der Anlage zu Frage 5 aufgeführten Stu- 
dien in Auftrag gegeben. 


6. Welche Gutachten und Studien hat die Bundes- 
regierung - aufgelistet nach Themenbereichen 
und Auftragnehmer - nach 1990 zur Beurteilung 
der wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen 
der deutschen Einheit in Auftrag gegeben? 

Nach 1990 hat die Bundesregierung zur Beurteilung 
der wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen der 
deutschen Einheit die in der Anlage zu Frage 6 aufge- 
führten Studien in Auftrag gegeben. 

7. Welche Gutachten und Studien europäischer und 
internationaler Organisationen (z. B. EG, IWF, 
Weltbank, OECD) standen der Bundesregierung 
in den Jahren 1989 bis 1994 - gegliedert nach 
Herkunft und Themenbereichen - zur Beurteilung 
der internationalen wirtschaftlichen Folgen und 
Begleiterscheinungen der deutschen Einheit zur 
Verfügung? 

Die wirtschaftlichen Folgen und Begleiterscheinungen 
der deutschen Einheit für Europa und die Weltwirt- 
schaft sind von verschiedenen internationalen Organi- 
sationen behandelt worden. In den Länderberichten 
der OECD und der EG -Kommission sowie im Economic 
Outlook der OECD und im Jahreswirtschaftsbericht 
der EG haben entsprechende Ausführungen breiten 
Raum eingenommen. Gegenstand der Analysen waren 
insbesondere die deutsche Finanzpolitik, die vereini- 


gungsbedingten Haushaltsdefizite, die kräftige Expan- 
sion der Binnennachfrage und die hohen Wachstums- 
raten des Inlandsprodukts bis 1991. Durchweg wurde 
festgestellt, daß auch die Wirtschaftsentwicklung in 
den Partnerländern aufgrund konjunkturbedingt hoher 
Importe der deutschen Wirtschaft gestützt worden ist. 
Berechnungen der EG -Kommission zufolge haben die 
Einfuhren des wiedervereinigten Deutschlands in den 
Jahren 1990 und 1991 zu einem Anstieg des Wirt- 
schaftswachstums in der Gemeinschaft um jeweils 
0,5 Prozentpunkte geführt. Analysiert wurde ferner, 
inwieweit die Budgetdefizite das deutsche Zinsniveau 
erhöht und über den Wechselkursverbund des EWS 
auch die Zinssätze in Europa beeinflußt haben. 

Auch der IWF und die Weltbank haben sich im Rah- 
men ihrer regelmäßigen Untersuchungen der weltwirt- 
schaftlichen Entwicklung mit dem Thema der deut- 
schen Vereinigung und den internationalen Folgen 
beschäftigt. Hierbei stand neben den Fragen der 
Finanzpolitik und den Wachstumseffekten auch die 
Privatisierung der Staatsbetriebe im Vordergrund. Für 
den Aufbau und zur Stützung der marktwirtschaft- 
lichen Kräfte wurde ein zügiges Vorgehen bei der 
Privatisierung empfohlen. Gesonderte Studien wurden 
vom IWF und von der Weltbank zur Wiedervereini- 
gung nicht erstellt. 


8. Kann die Bundesregierung erklären, warum im 
Frühjahr 1990 im Auftrag des Bundeskanzleram- 
tes das Gutachten „Vorteile der wirtschaftlichen 
Einheit Deutschlands" (Autor: Prof. Dr. Hans 
Willgerodt, Universität Köln) angefordert worden 
ist? 

9. Kann die Bundesregierung erklären, wie die in 
Frage 8 angesprochene Vergabe eines Auftrages 
für wissenschaftliche Gutachten mit den Vor- 
schriften der Gemeinsamen Geschäftsordnung der 
Bundesministerien in Einklang zu bringen ist, wo- 
nach (insbesondere in § 61 GGO I) Sachverstän- 
dige sorgfältig auszuwählen sind, wobei als ent- 
scheidende Kriterien hervorragende und aner- 
kannte Sachkunde zu berücksichtigen sind? 

Die Fragen 8 und 9 werden wegen ihres sachlichen 
Zusammenhangs zusammengefaßt wie folgt beant- 
wortet: 

Der Auftrag, ein Gutachten „Vorteile der wirtschaft- 
lichen Einheit Deutschlands" zu erstellen, wurde nicht 
an Prof. Willgerodt persönlich vergeben, sondern an 
das Institut für Wirtschaftspolitik an der Universität zu 
Köln. Aufgrund der knappen Zeit war es wichtig, ein 
kleines, flexibles Institut mit dem Gutachten zu beauf- 
tragen, das über freie Kapazitäten verfügte. Dies traf 
für das Institut für Wirtschaftspolitik zu. Fachkompe- 
tenz und wissenschaftliche Reputation sowohl des In- 
stituts als auch des Autors der Studie, Prof. Willgerodt, 
sind unbestritten. So gehört das Institut für Wirtschafts- 
politik an der Universität zu Köln, zu dessen Direktoren 
Prof. Willgerodt über 20 Jahre zählte, bereits seit vielen 
Jahren zu den Instituten, die regelmäßig an der Aus- 
schreibung von Forschungsaufträgen des Bundesmini- 
steriums für Wirtschaft beteiligt werden und mit denen 
ein Rahmenvertrag besteht. 
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10. Welche organisatorischen Maßnahmen wurden 
seit Anfang 1989 von der Bundesregierung - auf- 
gegliedert nach Maßnahmen in den jeweihgen 
Regierungsabteüungen (Bundeskanzleramt, Bun- 
de sministerien und nachgeordnete Behörden) und 
koordinierende Regelungen (Kabinettsaus- 
schüsse, Planungsgruppen etc.) - veranlaßt, um 
die wirtschaftlichen und sozialen Probleme der 
deutschen Einheit frühzeitig zu erkennen und 
rechtzeitig verarbeiten zu können? 

Bereits im Herbst 1989 wurden in vielen Bundesres- 
sorts Organisationseinheiten mit Aufgaben betraut, die 
überwiegend die neuen Bundesländer einschließlich 
Berlin (Ost) betreffen. Eine Übersicht hierzu ist der 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Rolf Schwanitz, Dr. Eberhard 
Brecht, Markus Meckel, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der SPD - Drucksache 12/5300 - zu ent- 
nehmen. 

Ergänzend wird auf folgendes hingewiesen: 

Im Bundesministerium der Finanzen bestand von 
Februar 1990 bis zum Beitritt der DDR zur Bundesrepu- 
blik Deutschland die Arbeitsgruppe innerdeutsche Be- 
ziehungen (AGIB) mit dem Auftrag, in konzeptioneller 
Weise die im Zusammenhang mit der deutschen Ein- 
heit stehenden Fragen zu behandeln. Die AGIB diente 
auch der Koordinierung der Arbeit im Ministerium, 
wobei die bestehenden Zuständigkeiten der Ab- 
teilungen grundsätzlich unberührt blieben. 

Im Bundesministerium für Wirtschaft wurde im 
Februar 1990 ein „Leitungsstab Deutschland" einge- 
richtet, der im Mai 1991 erweitert und in „Leitungsstab 
Neue Bundesländer" umbenannt wurde. Auftrag des 
Leitungsstabes ist es, für den Neuaufbau der ostdeut- 
schen Wirtschaft erforderliche wirtschaftspolitische 
Maßnahmen - in enger Zusammenarbeit mit den Fach- 
abteilungen - zu entwickeln und deren Verwirk- 
lichung durch alle, die in Wirtschaft und Politik Verant- 
wortung tragen, konstruktiv und kritisch zu begleiten. 
Insbesondere ist der Leitungsstab die konzeptionelle 
und koordinierende Schaltstelle für alle Aufgaben des 
Ministeriums im Zusammenhang mit der Herstellung 
der deutschen Einheit. 

Im Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
wurde am 18. Februar 1990 ein der Grundsatz- und 
Planungsabteilung zugeordneter Ad-hoc-Arbeitsstab 
zur Angleichung der Arbeits- und Sozialordnung in 
Deutschland gegründet, um die sozialpolitischen Aus- 
wirkungen der Entwicklungen in der früheren DDR zu 
analysieren und zu bewerten sowie in Zusammenar- 
beit mit den jeweils zuständigen Organisationseinhei- 
ten des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialord- 
nung Vorschläge für eine Angleichung der Arbeits- 
und Sozialordnung zu erarbeiten. Die Arbeiten am 
Staats- und Einigungsv ertrag wurden koordiniert und 


begleitet. Nach dem Beitritt der DDR am 3. Oktober 
1990 wurde der Ad-hoc-Arbeitsstab aufgelöst. 

In der Folge wurde zunächst ein neues Referat „Koor- 
dinierung der Angleichung der Arbeits- und Sozialord- 
nung in Deutschland" in der Grundsatz- und Pla- 
nungsabteilung eingerichtet, das in dem im April 1991 
entstandenen „Leitungsstab Neue Bundesländer" auf- 
gegangen ist, der wiederum durch Einrichtung der 
Abteilung VIII „Beschäftigung und soziale Integration 
von Ausländern, sozialpolitische Beratung der Staaten 
Mittel- und Osteuropas, Personal und Organisation im 
Geschäftsbereich" in Berlin mit Wirkung vom 1. April 
1992 abgelöst wurde. Die Organisationsstruktur der 
Abteilung VIII wurde darauf abgestellt, daß sich einige 
Organisationseinheiten schwerpunktmäßig mit den 
Problemen befassen, die sich durch die Angleichung 
der Arbeits- und Sozialordnung in den östlichen Bun- 
desländern ergeben. 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktor sicher heit hat auf Beschluß des Bundeskabi- 
netts vom 23. September 1992 ein Büro zur Lösung 
länder- und unternehmensübergreifender Sanierungs- 
aufgaben in der Braunkohle in der Trägerschaft der 
THA mit Wirkung vom 1. November 1992 eingerichtet. 
Eine Steuerungsgruppe unter Federführung des Bun- 
desministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit und unter Beteiligung der zuständigen 
Bundesressorts, der betroffenen Länder sowie der THA 
und der Braunkohleunternehmen gibt dem Büro in- 
haltliche Vorgaben. 

Das Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau hat seit 1989 den innerdeutschen Erfah- 
rungsaustausch im Wohnungswesen, Bauwesen und 
Städtebau durch Expertengespräche gefördert. Zu Be- 
ginn des Jahres 1990 wurden innerdeutsche Arbeits- 
und Expertengruppen, insbesondere auf dem Gebiet 
des Wohnungswesens und der Wohnungswirtschaft, 
tätig. Diese Arbeit ging in die einschlägigen Vorberei- 
tungen des 1. Staatsvertrages und schließlich in die 
Vorbereitungen des Einigungsvertrages über. 

Für die dem Bundesministerium für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau nachgeordnete Bundesfor- 
schungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung 
wurden in Berlin drei Grundsatzreferate für die Be- 
reiche Raumordnung, Städtebau und Wohnungswesen 
eingerichtet, die sich vorrangig mit Analysen der Ent- 
wicklungxder neuen Länder beschäftigten. Dazu ge- 
hörte insbesondere auch die Sicherung von Daten- 
grundlagen für die kontinuierliche Berichterstattung 
der Bundesforschungsanstalt in den genannten Berei- 
chen. 

Abschließend ist zu bemerken, daß zwischenzeitlich 
die Bundesbaugesellschaft Berlin GmbH zur Durch- 
führung einzelner Bauaufgaben gegründet worden ist. 
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11. Welche Experten-Kommissionen - aufgegliedert 
nach Auftrag, Zusammensetzung, zeitlicher Dauer 
- sind nach 1989 im Hinblick auf die Herstellung 
der wirtschaftlichen und sozialen Einheit Deutsch- 
lands durch die Initiative der Bundesregierung 
neu geschaffen worden? 

Welche entsprechenden Experten-Kommissionen 
sind auf der Ebene der Bundesländer geschaffen 
worden? 


Folgende Expertenkommissionen sind zu nennen: 

1. Strategieforum „Aufschwung- Ost" 

Auftrag: 

Beratung der politischen Entscheidungsträger bei 
grundlegenden Fragestellungen im Zusammen- 
hang mit der Herstellung der wirtschaftlichen und 
sozialen Einheit, 

Zusammensetzung: 

Vertreter von Wissenschaft, Wirtschaft, Verbänden, 
Medien und Politik. 

Zeitliche Dauer: 

Einsetzung im Frühjahr 1991. 

2. Unabhängige Expertenkommission „Wohnungs- 
politik" 

Auftrag: 

Ausarbeitung von Vorschlägen für eine effiziente 
Nutzung wohnungspolitischer Instrumente. Dabei 
soll die Kommission insbesondere auch die beson- 
deren Bedingungen für die Überleitung des Woh- 
nungswesens der neuen Länder in die soziale 
Marktwirtschaft untersuchen. 

Zusammensetzung: 

Vertreter von Wissenschaft, Wohnungswirtschaft 
und Immobilienfinanzierungsinstituten . 

Zeitliche Dauer: 

Einsetzung im Herbst 1992; der Kommissionsbe- 
richt ist bis spätestens Ende 1994 zu erstellen. 

Expertenkommissionen, die auf der Ebene der Bundes- 
länder geschaffen worden sind, liegen außerhalb des 
Verantwortungsbereichs der Bundesregierung. Die 
Bundesregierung verfügt nicht über die zur Beantwor- 
tung der diesbezüglichen Frage erforderlichen Infor- 
mationen. 


IL Allgemeine Probleme der wissenschaftlichen 
Beratung der Politik 

12. Welche organisatorischen Maßnahmen wurden 
von der Bundesregierung - aufgegliedert nach 
Regelungen in den jeweihgen Regierungsabtei- 
lungen (Bundeskanzleramt, Bundesministerien 
und nachgeordnete Behörden) und koordinieren- 
de Maßnahmen (Kabinettsausschüsse, Planungs- 
gruppen etc.) - seit 1982 veranlaßt, um die sich aus 


dem gesellschaftlichen Wandel sowie aus ökono- 
mischen und ökologischen Entwicklungen er- 
gebenden Probleme frühzeitig zu erkennen und 
rechtzeitig verarbeiten zu können? 

Es gehört zu den ständigen Aufgaben eines Bundes- 
ministeriums, gesellschaftliche, soziale und wirtschaft- 
liche Entwicklungen zu verfolgen und im Hinblick auf 
Handlungsbedarf der Regierung auszuwerten. Diese 
klassisch ministeriellen Aufgaben werden im Rahmen 
der vorhandenen Organisationsstrukturen geleistet. 

Wird allerdings erkannt, daß eine Aufgabe mit den 
vorhandenen organisatorischen Gegebenheiten nicht 
bewältigt werden kann, kommt auch die Einrichtung 
neuer Organisationseinheiten in Betracht. Für den 
Umweltbereich seien beispielhaft angeführt: 

— die Errichtung des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit am 6. Juni 1986 
durch Organisationserlaß des Bundeskanzlers vom 
5. Juni 1986 mit Eingliederung des Umweltbundes- 
amtes und der Bundesanstalt für Naturschutz und 
Landschaftsökologie in dessen Geschäftsbereich; 

~ die Errichtung des Bundesamtes für Naturschutz 
durch Gesetz vom 6. August 1993, das im wesent- 
lichen aus der Bundesanstalt für Naturschutz und 
Landschaftsökologie hervorgegangen ist; 

— die Errichtung des Bundesamtes für Strahlenschutz 
mit Gesetz vom 9. Oktober 1989 unter Integration 
des Instituts für Strahlenhygiene, der Abteilung 
Entsorgung der Physikalisch-Technischen Bundes- 
anstalt sowie des Instituts für Atmosphärische 
Radioaktivität. 

Die vielfältigen Anpassungen im Rahmen der Ge- 
schäftsverteilung in bestehenden Organisationseinhei- 
ten, die teilweise auch mit organisatorischen Maßnah- 
men wie Einrichtung von Schwerpunktreferaten, Ab- 
teilungen oder Unterabteilungen verbunden waren, 
können aus Kapazitätsgründen nicht dargestellt wer- 
den. 


13. Welche wissenschaftlichen Beiräte und Fachbei- 
räte (im Sinne der §§61 und 62 GGO I) - geglie- 
dert nach der jeweiligen Ressortzuordnung (Ein- 
zelplan) und mit genauer Bezeichnung des Gre- 
miums, der Zahl der Mitglieder und ihre Zuord- 
nung (Wissenschaftler, Verbandsvertreter, son- 
stige Sachverständige), des Umfangs des Mitar- 
beiterstabes, des Arbeitsauftrags und Darstellung 
des Anlasses für die Konstituierung des Gremiums 
- bei den obersten und nachgeordneten Bundes- 
behörden (einschließlich Bundeskanzleramt) und 
bei öffentlich-rechtlichen Körperschaften des Bun- 
des gibt es? 

Die hier zu nennenden Beratungsgremien sind in der 
Anlage zu Frage 13 auf geführt. Im übrigen wird auf die 
Antworten zu Fragen 11, 23 und 24 verwiesen. 


14. Welche „Dialoggremien" (Bundesregierung) zur 
Verbesserung der Kommunikation zwischen Wis- 
senschaft, Wirtschaft und Politik - gegliedert nach 
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der jeweiligen Ressortzuordnung (Einzelplan) und 
mit genauer Bezeichnung des Gremiums, der Zahl 
der Mitglieder und ihre Zurodnung (Wissenschaft- 
ler, Verbandsvertreter, sonstige Sachverständige), 
des Umfangs des Mitarbeiterstabes, des Arbeits- 
auftrags und Darstellung des Anlasses für die Kon- 
stituierung des Gremiums - sind im Rahmen des 
„Aktionsprogramms für mehr Wachstum und Be- 
schäftigung" von der Bundesregierung eingerich- 
tet oder geplant worden? 

Das Bundeskabinett hat im Februar 1994 die Errich- 
tung eines „Rates für Forschung, Technologie und 
Innovation“ beschlossen, der unter der Leitung des 
Bundeskanzlers tagen soll. Dem Rat sollen Vertreter 
aus Wirtschaft, Wissenschaft, Gewerkschaften und 
Politik angehören. Er soll fach- und ressortübergrei- 
fende Themen behandeln. 

Die Mitglieder des Rates sind noch nicht berufen; die 
Geschäftsführung soll beim Bundesministerium für 
Forschung und Technologie liegen. 


15. Welche staatlichen, ressorteigenen Forschungsin- 
stitute - gegliedert nach der jeweiligen Ressortzu- 
ordnung (Einzelplan) und des Umfangs des Mitar- 
beiterstabes - stehen den Bundesministerien und 
dem Bundeskanzleramt zur Verfügung? 

Sämtliche vom Bund finanzierten oder mindestens zu 
50 % institutionell geförderten Forschungseinrichtun- 
gen sind in dem dem Deutschen Bundestag im Sommer 
1993 zugeleiteten Bundesbericht Forschung 1993, 
Drucksache 12/5550 (Teil VI, S. 383 ff.), aufgeführt und 
im einzelnen dargestellt. Im Kapitel 5 des Teils VI 
(S. 495 ff.) sind alle Bundeseinrichtungen mit For- 
schungsaufgaben, gegliedert nach Geschäftsbereichen 
der Bundesressorts, im einzelnen mit Aufgaben, Perso- 
nal- und Finanzressourcen dargestellt. 


16. Wie hoch sind jeweils die Kosten für die in den 
Fragen 13 bis 15 angesprochenen Gremien und 
Institutionen im Haushaltsjahr 1994? 

17. Wie hoch waren Gesamtkosten für die in den 
Fragen 13 bis 15 angesprochenen Gremien und 
Institutionen in den Jahren 1977 bis 1994? 

Die hier anzuführenden Kosten sind hinsichtlich der in 
Fragen 13 und 14 angesprochenen Gremien und Insti- 
tutionen der Anlage zu den Fragen 16 und 17 zu ent- 
nehmen. 

Die Ausgaben für die in der Antwort auf Frage 15 
genannten Einrichtungen sind in den Einzelplänen des 
Bundeshaushaltsplans jeweils auf geführt. In Tabelle 
VII/9 S. 560/561 des Bundesforschungsberichts 1993 
(Drucksache 12/5550) sind die Ausgaben der institutio- 
nellen Finanzierung/Förderung über die Jahre 1981 bis 
1993 jeweils aggregiert dargestellt. Für die Vorzeiten 
sind die Ausgaben entsprechenden Übersichten in frü- 
heren Bundesforschungsberichten und Faktenberich- 
ten zum Bundesforschungsbericht zu entnehmen. 


18. Wie viele der jetzt existierenden Beiräte bei den 
obersten oder nachgeordneten Bundesbehörden 
sowie bei den öffentlich-rechtlichen Körperschaf- 
ten des Bundes sind seit 1977 neu institutionali- 
siert worden? 

71 Beratungsgremien sind seit 1977 neu eingerichtet 
worden (ohne den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
steriums für Forschung und Technologie; siehe hierzu 
Anlage zu Frage 13, S. 45). 


19. Welche der 1977 existierenden Beiräte bei den 
obersten oder nachgeordneten Bundesbehörden 
sowie bei den öffentlich-rechtlichen Körperschaf- 
ten des Bundes sind nach 1977 aufgelöst oder in 
ihrer institutioneilen Struktur geändert worden? 

Folgende Beratungsgremien sind nach 1977 aufgelöst 

worden: 

BMWi: Beirat für Tarif fragen in der Kfz-Haftpflicht- 

versicherung. 

BML: — Sachverständigenbeirat nach § 40 des 

Milchgesetzes, 

— Beirat für Tierschutz, 

— Fachausschuß zur EWG-einheitlichen 
Koordinierung des Einsatzes von Medien 
im Agrarbereich, 

— Beirat der Bundesforschungsanstalt für 
gartenbauliche Pflanzenzüchtung, 

— Beirat der Bundesanstalt für Züchtungs- 
forschung im Wein- und Gartenbau, 

— Beirat der Bundesanstalt für Fettfor- 
schung. 

BMBW: — Gesprächskreis „Bildungsplanung“, 

— Bildungsrat. 

BMG: — Bundesgesundheitsrat, 

— Wissenschaftlicher Beirat des Instituts für 
Strahlenhygiene , 

— Kommission über Wirkung von Umwelt- 
faktoren auf die Krankheitsbereitschaft 
des Organismus unter besonderer Be- 
rücksichtigung der Infektion, 

— Kommission für Verzehrserhebungen/ 
Ad-hoc-Forschungsgruppe, 

— Kommission „Gesundheitsgefährdung 
durch elektrische und magnetische Fel- 
der“, 

— Kommission „Steroaktische Operationen 
bei abweichendem Sexualverhalten“, 

— Ad-hoc-Kommission „Holzschutzmittel“, 

— Kommission „Nichtionisierende Strah- 
len “ , 

— Kommission „Medizinische Strahlenhy- 
giene - Röntgendiagnostik“, 

— Kommission „Bevölkerungsschutz bei 
zivilisatorisch bedinger Erhöhung der 
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Strahlenexposition aus natürlichen 
Strahlenquellen “ , 

— Kommission „Desinfektion von Kranken- 
hausabwässern'' , 

— Kommission „Epidemiologie der Virus- 
hepatitis", 

— Kommission „Ermittlung der genetisch- 
signifikanten Dosis durch die Anwen- 
dung ionisierender Strahlen in der Medi- 
zin". 

Die Antwort beschränkt sich mangels geeigneter ein- 
heitlicher Abgrenzungskriterien für Änderungen der 
institutioneilen Struktur auf die seit 1977 aufgelösten 
Beiräte. 


20. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
um die - in der Fachwissenschaft immer wieder 
hervorgehobenen - Mißstände in der wissen- 
schaftlichen Beratung der Bundesregierung (ins- 
besondere die mangelnde Transparenz und Publi- 
zität gegenüber dem Deutschen Bundestag und 
der Öffentlichkeit) zu beheben? 

Welche Maßnahmen schlägt die Bundesregierung 
vor, um die Fachinformationen, auf die die Bun- 
desregierung Gesetzesinitiativen und andere 
Maßnahmen stützt, dem Deutschen Bundestag 
und der Öffentlichkeit besser zugänglich zu 
machen? 

21. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
das Beratungsungleichgewicht zwischen dem 
Deutschem Bundestag und der Bundesregierung - 
nach dem Urteil der Fachwissenschaft liegt dies 
vor allem an den geringen parlamentarischen Be- 
ratungs-Kapazitäten - abzubauen? 

Welche Maßnahmen schlägt die Bundesregierung 
vor, um die Expertise-Kapazitäten des Deutschen 
Bundestages zu erweitern? 

22. Welche Maßnahmen schlägt die Bundesregierung 
vor, um die Qualität der Politikberatung - der 
Staatsrechtler Herbert von Arnim spricht vom 
„Wildwuchs aus Sachverständigenräten, Dialog- 
kreisen, Hearings, Fachbeiräten und Kommissio- 
nen“ - in der Bundesrepublik Deutschland zu ver- 
bessern? 

Gibt es in der Bundesregierung Überlegungen, 
die institutioneilen und organisatorischen Grund- 
lagen der Politikberatung - besonders im Hinblick 
auf die Zusammensetzung der Gremien, die Un- 
abhängigkeit der Experten, die Öffentlichkeit der 
Beratung und die Publizität der Beratungsergeb- 
nisse - durch ein generelles Beratungsgesetz ein- 
heitlich und übersichtlich festzulegeri? 

Die Fragen 20 bis 22 werden wegen ihres sachlichen 
Zusammenhangs zusammengefaßt wie folgt beant- 
wortet: 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß 
hinsichtlich ihrer wissenschaftlichen Beratung Miß- 
stände zu beklagen sind. Im Gegenteil: Sowohl die 
Qualität als auch die Transparenz und Publizität der 
Politikberatung werden den hohen Ansprüchen, die 
die Bundesregierung und die Öffentlichkeit hieran 
stellen, durchaus gerecht. 

Die Bundesregierung gibt Fachinformationen und wis- 
senschaftliche Erkenntnisse, die ihr vorliegen, selbst- 


verständlich auf Anfrage des Deutschen Bundestages 
an diesen weiter und erteilt die notwendigen Aus- 
künfte über Erkenntnisse, auf die sie ihre Gesetzes- 
initiativen und andere Maßnahmen stützt. Die Bundes- 
regierung sieht allerdings in Anbetracht der grundge- 
setzlich verankerten Gewaltenteilung in der Bundes- 
republik Deutschland davon ab, in den Selbstorganisa- 
tionsbereich des Deutschen Bundestages - hierzu ge- 
hören die parlamentarischen Beratungskapazitäten 
und die parlamentarische Politikberatung - einzu- 
greifen. 

Gleichwohl gibt es staatlich geförderte Institutionen 
(wie die „Stiftung Wissenschaft und Politik"), die laut 
Satzung Beratungstätigkeit und auch wissenschaft- 
liche Untersuchungen für Exekutive und Legislative 
auf Einzelanforderung durchführen (siehe auch Be- 
merkungen des Bundesrechnungshofs 1993 Druck- 
sache 12/5650, S. 209 ff.). 

Soweit Transparenz und Publizität gegenüber der 
Öffentlichkeit angesprochen sind, ist grundsätzlich zu 
bedenken, daß Fachinformationen dem internen Be- 
reich der staatlichen Willensbildung zuzurechnen sind. 
Sie sind nicht Teil der Öffentlichkeitsarbeit der Bun- 
desregierung. Inwieweit solche Gutachten zu publi- 
zieren sind, ist daher jeweils im Einzelfall zu ent- 
scheiden. 

Die Veröffentlichungspraxis zeigt, daß die Bundes- 
regierung der Information der Öffentlichkeit über die 
Erkenntnisse der wissenschaftlichen Beratung einen 
sehr hohen Stellenwert einräumt. So werden die tur- 
nusgemäß aufgrund rechtlicher Vorschriften vorgeleg- 
ten Gutachten und Berichte - zu nennen sind beispiels- 
weise die Analysen des Sachverständigenrates zur Be- 
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, 
der Monopolkommission oder des Rates von Sachver- 
ständigen für Umweltfragen - regelmäßig veröffent- 
licht und dem Deutschen Bundestag bzw. seinen Aus- 
schüssen zugeleitet. Auch die im Rahmen der wirt- 
schaftswissenschaftlichen Beratung vom Bundesmini- 
sterium für Wirtschaft bei Forschungsinstituten in Auf- 
trag gegebenen Studien wurden bisher ausnahmslos 
zur Veröffentlichung freigegeben und in der Regel von 
den Instituten publiziert; die Bibliothek des Deutschen 
Bundestages hat jeweils unmittelbar vom Bundesmini- 
sterium für Wirtschaft ein Exemplar erhalten. Für mit 
öffentlichen Mitteln finanzierte Vorhaben der allge- 
meinen Forschungsförderung ist die Veröffentlichung 
der Ergebnisse - meist in der wissenschaftlichen Fach- 
literatur - durchgängige Praxis (vgl. Frage 38). Die in 
Frage 15 angesprochenen Forschungseinrichtungen 
veröffentlichen zudem in der Regel Jahresberichte, die 
u.a. über von ihnen behandelte Forschungsthemen 
und die dabei erzielten Ergebnisse Auskunft geben. 

Im übrigen besteht seit vielen Jahren das Koordinie- 
rungskonzept der Bundesregierung für alle For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben der Bundesres- 
sorts. Über die in der Geschäftsordnung der Bundes- 
regierung vorgeschriebene Abstimmung hinaus wird 
die spezielle Frühkoordinierung für alle Projekte über 
200 000 DM vor Vergabe vorgenommen, über alle an- 
deren Projekte werden mit Hilfe von standardisierten 
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Datenbankinformationen regelmäßig alle Ressorts 
unterrichtet. 

Für ein generelles Beratungsgesetz sieht die Bundes- 
regierung keinen Bedarf. 


///. Wirtschafts- und finanzpolitische Expertise 

23, Welche Experten- Kommissionen - mit Angaben 
über Ressortzuordnung, Auftrag, Zusammenset- 
zung, Zeitraum der Tätigkeit, veröffentlichte und 
nicht veröffentlichte Gutachten - sind seit 1982 
zur Vorbereitung und Begleitung von Reformen 
und sonstigen gesetzgeberischen Maßnahmen in 
den Bereichen 

— Steuer- und Finanzpolitik, 

— Wirtschaftspohtik, 

— Umweltpolitik, 

von der Bundesregierung geschaffen worden? 

Im Bereich der Steuer- und Finanzpolitik wurden fol- 
gende, dem Bundesministerium der Finanzen zugeord- 
nete Gremien geschaffen: 

1. Unabhängige Kommission zur Prüfung der steuer- 
lichen Regelungen für gemeinnützige Wohnungs- 
und Siedlungsunternehmen 

Auftrag: 

Die Kommission erhielt den Auftrag, „gutachtlich 
zu der Frage Stellung zu nehmen, ob die derzeiti- 
gen gesetzlichen Aufgaben, die von der Bund-Län- 
der-Kommission für Wohnungsgemeinnützigkeits- 
recht vorgesehenen Aufgaben und die tatsächliche 
Geschäftsabwicklung der gemeinnützigen Woh- 
nungs- und Siedlungsunternehmen unter den 
gegenwärtigen und künftig zu erwartenden Ver- 
hältnissen besondere steuerliche Vergünstigungen 
für diese Unternehmen rechtfertigen. Dabei sind 
neben steuersystematischen und steuerpolitischen 
unter anderem auch allgemein wirtschaftspolitische 
- insbesondere wettbewerbspolitische - Gesichts- 
punkte zu berücksichtigen''. 

Zusammensetzung: 

Vertreter von Wissenschaft, Immobilienfinanzie- 
rungsinstituten, Finanzverwaltung sowie wirt- 
schafts- und steuerberatenden Berufen. 

Zeitraum der Tätigkeit: 

4. April 1984 bis August 1985. 

Veröffentlichtes Gutachten: 

Heft 35 der Schriftenreihe des Bundesministeriums 
der Finanzen. 

2. Unabhängige Sachverständigenkommission zur 
Prüfung des Gemeinnützigkeits- und Spenden- 
rechts 

Auftrag: 

Die Kommission erhielt den Auftrag, „nach Mög- 
lichkeit bis zum Ende dieser Legislaturperiode (sc.; 


der 10. Periode) gutachtlich zu der Frage Stellung 
zu nehmen, wie unter Berücksichtigung des Wett- 
bewerbs und unter Beachtung systematischer Ge- 
sichtspunkte das Gemeinnützigkeitsrecht sowie das 
Spendenrecht vereinfacht und verbessert werden 
können. Dabei soll auch untersucht werden, wie 
gemeinnützige und nichtgemeinnützige Zwecke 
sowie steuerbegünstigte und nichtsteuerbegün- 
stigte Tätigkeiten gemeinnütziger Körperschaften 
abgegrenzt werden können". 

Zusammensetzung: 

Vertreter von Wissenschaft, Verbänden, Finanzver- 
waltung sowie wirtschafts- und steuerberatenden 
Berufen. 

Zeitraum der Tätigkeit; 

13. Dezember 1985 bis 24. März 1988. 

Veröffentlichtes Gutachten: 

Heft 40 der Schriftenreihe des Bundesministeriums 
der Finanzen. 

3. Arbeitsgruppe „Außergerichtliches Rechtsbehelfs- 
verfahren nach der Abgabenordnung" 

Auftrag: 

Auszuloten, ob und ggf. wie die Zahl der außerge- 
richtlichen Rechtsbehelfe nach der Abgabenord- 
nung verringert, das außergerichtliche Rechtsbe- 
helfsverfahren verbessert und seine Filterwirkung 
- wenn möglich - verstärkt werden kann. 

Zusammensetzung : 

Vertreter von Verbänden, Rechnungshöfen, Finanz- 
verwaltung und -gerichten sowie von steuerbera- 
tenden Berufen. 

Zeitraum: 

September 1988 bis April 1991. 

V eröf f entlichung : 

Keine allgemeine Veröffentlichung; Bericht wurde 
dem Finanzausschuß des Deutschen Bundestages 
zugeleitet. 

4. Kommission zur Verbesserung der steuerlichen 
Bedingungen für Investitionen und Arbeitsplätze 

Auftrag: 

Die unabhängige Sachverständigenkommission 
sollte Vorschläge zur Verbesserung der steuer- 
lichen Bedingungen für Investitionen und Arbeits- 
plätze entwickeln. Sie sollte Optionen aufzeigen, 
wie bestehende Mängel bei der Besteuerung von 
Unternehmen in der Bundesrepublik Deutschland 
behoben werden können. Insbesondere sollte sie 
prüfen: 

1. Möglichkeiten, die Investitionstätigkeit anzu- 
regen und damit zur Schaffung von Arbeitsplät- 
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zen über eine Senkung der Belastung von Unter- 
nehmensgewinnen mit Körperschaftsteuer oder 
Einkommensteuer beizutragen. Dabei waren 
auch Alternativen zu einer Absenkung der Kör- 
perschaftsteuer- und Einkommensteuersätze zu 
prüfen. 

2. Möglichkeiten, die ertragsunabhängige Be- 
steuerung der Unternehmen zu vermindern. 

3. Möglichkeiten, die Gewerbesteuer ganz oder 
teilweise abzubauen und/oder strukturell zu ver- 
bessern. Hierbei waren ein angemessener finan- 
zieller Ausgleich für die Gemeinden, ihr Interes- 
se an der Ansiedlung von Betrieben und die Er- 
fordernisse der kommunalen Selbstverwaltung 
zu berücksichtigen. 

Zusammensetzung : 

Mitglieder des Bundestages und Vertreter von Wis- 
senschaft, Finanzverwaltung sowie von wirtschafts- 
und steuerberatenden Berufen. 

Zeitraum der Tätigkeit: 

Konstituierende Sitzung am 30. Januar 1990; Ab- 
lieferung des Gutachtens im Juni 1991. 

Veröffentlichtes Gutachten: 

Heft 46 der Schriftenreihe des Bundesministeriums 
der Finanzen. 

5. Kommission „Umsatzbesteuerung in Europa nach 
dem Ursprungslandprinzip ab 1997“ 

Auftrag: 

Die sog. Ursprungslandkommission hatte den Auf- 
trag, einen Vorschlag für eine endgültige Umsatz- 
besteuerung nach dem Ursprungslandprinzip und 
für ein funktionsfähiges Clearing- System ab 1. Ja- 
nuar 1997 auszuarbeiten. Ein derartiges System 
müßte es ermöglichen, die Bedenken der anderen 
Mitgliedstaaten gegen das zum 1. Januar 1997 an- 
gestrebte Ursprungslandprinzip wegen befürch- 
teter Haushaltsausfälle durch ein vermindertes 
Umsatzsteueraufkommen auszuräumen. Für ein 
endgültiges Umsatzsteuersystem nach dem Ur- 
sprungslandprinzip ab 1. Januar 1997 hatte sich 
insbesondere der Deutsche Bundestag in seiner 
Entschließung vom 26. Juni 1992 ausgesprochen 
(Drucksache 12/2906). 

Zusammensetzung : 

Vertreter von Wirtschaft, Wissenschaft und Verwal- 
tung. 

Zeitraum der Tätigkeit: 

Im März 1994 hat die Ursprungslandkommission 
ihre Arbeiten beendet und ihren Abschlußbericht 
vorgelegt. 


Veröffentlichte Gutachten: 

Das Gutachten der Kommission „Umsatzbesteue- 
rung in Europa nach dem Ursprungslandprinzip ab 
1997“ ist an die Europäische Kommission, die zu- 
ständigen Stellen in den anderen EU-Mitgliedstaa- 
ten, die Spitzenverbände der deutschen Wirtschaft 
sowie den Deutschen Bundestag und den Bundesrat 
übergeben worden. Inzwischen wurde es auch ver- 
öffentlicht (Heft 52 der Schriftenreihe des Bundes- 
ministeriums der Finanzen). 

Im Bereich der Wirtschaftspolitik wurden folgende, 
dem Bundsministerium für Wirtschaft zugeordnete 
Gremien geschaffen: 

1. Unabhängige Expertenkommission zum Abbau 
marktwidriger Regulierungen (Deregulierungs- 
kommission) 

Auftrag: 

Die Kommission sollte 

— die volkswirtschaftlichen Kosten bestehender 
Marktregulierungen transparent machen, 

— die gesamtwirtschaftlichen Wirkungen ab- 
wägen, die beim Abbau staatlicher Eingriffe in 
die Märkte zu erwarten sind, 

— konkrete Vorschläge für den Abbau von Markt- 
zutritts- und Marktaustrittsbeschränkungen so- 
wie von Preis- und Mengenregulierungen unter- 
breiten, 

— Vorschläge erarbeiten, die auf eine höhere Flexi- 
bilität der Wirtschaft hinwirken und damit zur 
Verbesserung der Wachstums- und Beschäfti- 
gungsperspektiven beitragen. 

Zusammensetzung : 

Vertreter von Wissenschaft, Wirtschaft und Ge- 
werkschaften. 

Zeitraum der Tätigkeit: 

März 1988 bis Mai 1991. 

Veröffentlichtes Gutachten: 

Der Abschlußbericht, der 97 konkrete Vorschläge 
zum Abbau marktwidriger Regulierungen enthält, 
wurde 1991 unter dem Titel „Marktöffnung und 
Wettbewerb“ veröffentlicht. 

2. Unabhängige Expertenkommission zur Verkürzung 
und Vereinfachung von Planungs- und Genehmi- 
gungsverfahren 

Auftrag: 

Die Kommission soll Planungs- und Genehmigungs- 
verfahren, die für Investitionen und damit für 
Wachstum und Beschäftigung von Bedeutung sind. 
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auf weitere Beschleunigungs- und Vereinfachungs- 
möglichkeiten untersuchen. 

Zusammensetzung: 

Vertreter von Wissenschaft, Wirtschaft und Verwal- 
tung. 

Zeitraum der Tätigkeit: 

März 1994 bis November 1994 (Vorlage des Gut- 
achtens). 

Im übrigen wird auf die Antworten zu Fragen 13 
und 24 verwiesen. 

24. Welche Experten-Kommissionen bzw. Arbeits- 
gruppen ~ mit Angaben über Ressortzuordnung, 
Auftrag, Zeitraum der Tätigkeit und personelle 
Zusammensetzung - hat die Bundesregierung im 
Rahmen des „Aktionsprogramms für mehr Wachs- 
tum " im Hinblick auf 

— die Fortsetzung der Unternehmensteuer- 
reform, 

— die Vorbereitung einer kommunalen Finanz- 
reform (Gewerbesteuer), 

— die Neuregelung des steuerfreien Existenz- 
minimums bei der Lohn- und Einkommen- 
steuer, 

— die Vereinfachung des Steuerrechts 
eingerichtet bzw. geplant? 

Folgende dem Bundesministerium der Finanzen zuge- 
ordnete Gremien wurden geschaffen: 

1. Arbeitsgruppe zur Reform der Gewerbesteuer im 
Rahmen einer kommunalen Finanzreform 

Auftrag: 

Die Reform der Gewerbesteuer im Rahmen einer 
kommunalen Finanzreforrn gehört zu den wichtigen 
steuerpolitischen Maßnahmen, die die Bundes- 
regierung in ihrem Bericht zur Zukunftssicherung 
des Standortes Deutschland angekündigt hat. Die 
Reform soll die Struktur der Gemeindefinanzen ver- 
bessern und die Wirtschaft unter Wettbewerbs- und 
Standortgesichtspunkten entlasten. Aus der Sicht 
der Bundesregierung ist eine Reform der Ge- 
meindefinanzen auch im Hinblick auf steuer- 
schwache Gemeinden in den jungen Ländern ein 
wichtiges finanzpolitisches Anliegen. Die Arbeits- 
gruppe soll einvernehmliche Lösungsansätze ent- 
wickeln und die rechtlichen, wirtschaftlichen und 
statistischen Grundlagen für die zu treffenden poli- 
tischen Entscheidungen vorbereiten. Im Vorder- 
grund steht dabei die Prüfung, ob die Überlegungen 
des Deutschen Städtetages und des Bundesverban- 
des der Deutschen Industrie, die Gemeinden bei 
Aufrechterhaltung einer reduzierten Gewerbe- 
steuer am Aufkommen der Umsatzsteuer zu beteili- 
gen, einen geeigneten Lösungsansatz bieten. 

Zusammensetzung: 

Vertreter der Bundesministerien der Finanzen, des 
Innern, für Wirtschaft; Vertreter des Deutschen 


Städtetags, des Deutschen Städte- und Gemeinde- 
bunds und des Deutschen Landkreistags; Vertreter 
des Bundesverbandes der Deutschen Industrie, des 
Deutschen Industrie- und Handelstags und des 
Zentralverbands des Deutschen Handwerks. 

Zeitraum der Tätigkeit: 

Konstituierende Sitzung am 27. Januar 1994. Die 
Arbeiten sollen so zügig vorangetrieben werden, 
daß das Vorhaben in der nächsten Legislatur- 
periode verwirklicht werden kann. 

2. Unabhängige Sachverständigenkommission (Ein- 
kommensteuerkommission) zur Stuerfreistellung 
des Existenzminimums ab 1996 

Auftrag: 

Das Bundesverfassungsgericht hat den Gesetzgeber 
mit Beschluß vom 25. September 1992 verpflichtet, 
für 1996 die Steuerfreistellung des Existenzmini- 
mums in verfassungskonformer Weise zu regeln. 
Für die umfangreichen rechtlichen und ökonomi- 
schen Vorarbeiten im Rahmen dieses Gesetz- 
gebungsauftrags und wegen der politischen Trag- 
weite hat der Bundesminister der Finanzen eine 
unabhängige Sachverständigenkommission (Ein- 
kommensteuerkommission) zur Steuerfreisteilung 
des Existenzminimums ab 1996 eingesetzt. Insbe- 
sondere soll die Kommission auch untersuchen: 

a) Möglichkeiten, das Existenzminimum - ggf. im 
Rahmen eines Stufenplans - in den Einkommen- 
steuertarif systematisch zu integrieren und da- 
durch 

— die Neuregelung im wesentlichen aus dem 
Aufkommen „heimlicher Steuererhöhungen" 
zu finanzieren und 

— unter Berücksichtigung des Solidaritätszu- 
schlags im Rahmen einer steuerpolitischen 
Gesamtstrategie das Steuersystem durch Mil- 
derung der direkten Besteuerung starker am 
Ziel der Leistungsgerechtigkeit und Erhal- 
tung der Leistungsbereitschaft zu orientieren 
und die volkswirtschaftliche Steuerquote zu 
senken. 

b) Möglichkeiten, den geradlinigen Verlauf des 
geltenden Tarifs zu erhalten und eine Verschär- 
fung der Grenzsteuerbelastung zu vermeiden, 
ggf. auch den Spitzensteuersatz erst bei höheren 
Einkommen als bisher wirksam werden zu las- 
sen. 

c) Möglichkeiten der Gegenfinanzierung für die 
Haushalte der Gebietskörperschaften durch 

— Verbreiterung der Bemessungsgrundlage 
und 

~ Sparmöglichkeiten auf der Ausgabenseite 
wegen der sich ergebenden steuerlichen Ent- 
lastungen bei den Beziehern von Transferlei- 
stungen. 
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d) Möglichkeiten, den Verwaltungsvollzug bei der 
Einkommensteuer so zu gestalten, daß die Ak- 
zeptanz dieser Steuer beim Bürger erhöht wird. 

Zusammensetzung: 

Vertreter von Wissenschaft, Finanzverwaltung und 

-gerichtsbarkeit 

Zeitraum der Tätigkeit: 

Die Kommission soll ihre Arbeit im wesentlichen bis 

Ende 1994 beenden. 

3. Vereinfachung des Steuerrechts 

a) Fragen der Steuervereinfachung wurden in einer 
BMF-internen Arbeitsgruppe untersucht. 

b) Die in der Antwort zu Frage 23 aufgeführte 
Arbeitsgruppe „Außergerichtliches Rechtsbe- 
helfsverfahren nach der Abgabenordnung'' 
diente ebenfalls der Steuervereinfachung. 


25. Welche Studien und Gutachten sind im Rahmen 
der sektoralen Strukturberichterstattung durch 
wirtschaftswissenschaftliche Forschungsinstitute 
von 1978 bis 1987 angefertigt worden? 

In welcher Form hat die Bundesregierung dazu 
jeweils Stellung genommen? 

Die im Rahmen von Forschungsaufträgen zur Analyse 
der strukturellen Entwicklung der deutschen Wirt- 
schaft (Strukturberichterstattung) von den wirtschafts- 
wissenschaftlichen Forschungsinstituten von 1978 bis 
1987 angefertigten Studien und Gutachten sind aus der 
Anlage zu den Fragen 25 und 26 ersichtlich. 

Die Bundesregierung hat zu den von 1978 bis 1987 im 
Rahmen der Strukturberichterstattung vorgelegten 
Ergebnissen der Berichte ausführlich Stellung genom- 
men und den Deutschen Bundestag jeweils darüber 
unterrichtet (Drucksachen 9/762 vom 26. August 1981, 
10/1699 vom 29. Juni 1984, 11/3017 vom 29. September 
1988). 


26. Worin bestand nach Auffassung der Bundesregie- 
rung die Neukonzeption der Strukturbericht- 
erstattung im Jahr 1987? 

Wie wurde diese Neukonzeption begründet? 

Welche Studien und Kurz exp ertisen sind von den 
wirtschaftswissenschafthchen Forschungsinstitu- 
ten seither angefertigt worden? 

In welcher Form hat die Bundesregierung dazu 
jeweils Stellung genommen? 

Zur Beantwortung der Frage nach der Neukonzeption 
der Strukturberichterstattung im Jahre 1987 und zur 
Begründung der Neukonzeption wird auf die Druck- 
sache 11/3017 vom 29. September 1988 verwiesen. Die 
seither angefertigten Untersuchungen sind in der 
Anlage zu den Fragen 25 und 26 aufgeführt. 

Seit der Neukonzeption der Strukturberichterstattung 
erhält der Ausschuß für Wirtschaft des Deutschen Bun- 


destages jährlich (erstmals 1989) die Stellungnahme 
des Bundesministers für Wirtschaft zu den Ergebnissen 
der im jeweiligen Jahr vorgelegten Gutachten der 
Strukturberichterstattung. 


27. Nach welcher Konzeption soll nach Auffassung 
der Bundesregierung die zukünftige sektorale 
Strukturberichterstattung erfolgen? 

Welche wirtschaftswissenschaftlichen For- 
schungsinstitute werden an der Berichterstattung 
beteiligt? 


Die Beantwortung beider Teilfragen ergibt sich aus 
dem „Bericht des Bundesministers für Wirtschaft über 
die Strukturberichterstattung, insbesondere auch über 
ihre zukünftige Bedeutung zur Bestimmung des Wirt- 
schaftsstandortes Deutschland" vom September 1993 
an den Ausschuß für Wirtschaft des Deutschen Bun- 
destages (Ausschuß -Drucksache 382/12). Der Aus- 
schuß hat den Bericht in seiner 60. Sitzung am 29. Sep- 
tember 1993 erörtert und zur Kenntnis genommen. 


28. Warum hat die Bundesregierung in den Stellung- 
nahmen zu den Jahresgutachten 1990 bis 1993 des 
Sachverständigenrates zur Begutachtung der ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung regelmäßig 
eine Übereinstimmung festgestellt, obwohl der 
Rat in seinen wesentlichen wirtschafts- und 
finanzpolitischen Aussagen - wesentliche Bei- 
spiele sind: Deutsche Währungsunion, Schulden- 
politik, Neuregelung des Bund-Länder-Finanz- 
ausgleichs, Pflegeversicherung, Finanzierung der 
Transfers in die neuen Länder durch die Sozialver- 
sicherungen - die Politik der Bundesregierung 
äußerst kritisch beurteilt hatte oder eine gänzlich 
andere Position als die Bundesregierung vertreten 
hatte? 

Die Bundesregierung stimmt mit den Auffassungen 
des Sachverständigenrates zur Begutachtung der ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung regelmäßig in vie- 
len Punkten überein, in Einzelfragen gibt es aber 
durchaus auch Meinungsunterschiede. Die Bundes- 
regierung äußert sich deshalb in ihren Stellungnahmen 
zu den Gutachten des Rates nicht pauschal, sondern 
bezieht sich dabei auf konkrete Aussagen, z. B. über 
die Einschätzung der aktuellen Wirtschaftslage, die 
Erwartungen für die Zukunft oder bestimmte wirt- 
schaftspolitische Themen (vgl. Antwort zu Frage 29). 


29. Warum verzichtet die Bundesregierung im Jahres- 
wirtschaftsbericht - so erneut im Jahres wirt- 
schaftsbericht 1994 - auf eine ausführliche Stel- 
lungnahme zum entsprechenden Jahresgutachten 
des Sachverständigenrates, obwohl sie nach dem 
Gesetz über die Bildung eines Sachverständigen- 
rates vom 14. August 1963 verpflichtet ist, ihre aus 
dem Gutachten gezogenen wirtschaftspolitischen 
Schlußfolgerungen darzulegen (§6)? 

Wird die Bundesregierung in Zukunft entspre- 
chend der rechtlichen Vorgabe im Jahreswirt- 
schaftsbericht eine ausführliche Stellungnahme 
zum Gutachten des Sachverständigenrates vor- 
legen? 
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Nach § 6 des Gesetzes über die Bildung eines Sachver- 
ständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung vom 14. August 1963 (SVRG) 
ist die Bundesregierung verpflichtet, zu den Jahresgut- 
achten des Rates gegenüber den gesetzgebenden Kör- 
perschaften Stellung zu nehmen und dabei die wirt- 
schaftspolitischen Schlußfolgerungen, die sie aus den 
Gutachten zieht, darzulegen. Diese Verpflichtung ist 
durch das Gesetz zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft vom 8. Juni 1967 wesentlich 
erweitert worden. Die Bundesregierung hat danach 
nicht nur Schlußfolgerungen aus dem Jahresgutachten 
zu ziehen, sondern darüber hinaus u. a. die gesamte 
von ihr für das laufende Jahr geplante Wirtschafts- und 
Finanzpolitik darzulegen. Form und Umfang der Stel- 
lungnahme zum Jahresgutachten sind dabei der Bun- 
desregierung freigestellt. 

Die Gutachten des Sachverständigenrates tragen 
wesentlich zur Meinungsbildung über den wirtschafts- 
und finanzpolitischen Kurs der Bundesregierung bei. 
Die Bundesregierung geht deshalb bei der Darlegung 
ihrer Politik im Jahreswirtschaftsbericht jeweils im 
Sachzusammenhang auf das neueste Gutachten des 
Sachverständigenrates ein. 


30. Wie beurteilt die Bundesregierung die vom Sach- 
verständigenrat vorgetragene Kritik an der durch 
das Pflegeversicherungs-Gesetz vorgesehenen 
Einbindung des Rats in den politischen Entschei- 
dungsprozeß? 

Wie beurteilt die Bundesregierung insbesondere 
das vom Rat angesprochene Problem, daß mit 
einem derartigen Auftrag der Sachverständigen- 
rat „in politische Entscheidungen eingebunden 
und unmittelbar an tagespolitischen Auseinander- 
setzungen beteiligt (würde)." (Sondergutachten 
vom 18. März 1994)? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Ra- 
tes, daß dadurch die Glaubwürdigkeit und Autori- 
tät des unabhängigen wissenschaftlichen Gre- 
miums beeinträchtigt würde? 

Zu dem Sondergutachten des Sachverständigenrates 
vom 18. März 1994 zur Pflegeversicherung hat die Bun- 
desregierung bereits unmittelbar nach Veröffent- 
lichung wie folgt Stellung genommen: 

„Der nunmehr gefundene Kompromiß zur Pflegever- 
sicherung hat eine jahrelange ausführliche Diskussion 
zu einem vor allem für die Pflegebedürftigen erfolgrei- 
chen Abschluß gebracht. In dieser Diskussion haben 
die vom Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung bereits in seinem 
Jahresgutachten 1991/92 vorgetragenen und jetzt in 
seinem Sondergutachten bekräftigten Argumente eine 
bedeutende Rolle gespielt. Die Bundesregierung hat 
sich nach einem sorgfältigen Prozeß der Abwägung, in 
dem alle eingebrachten Modelle geprüft wurden, letzt- 
lich zugunsten des Umlage Verfahrens im Rahmen der 
Sozialversicherung entschieden. Dabei war von Beginn 
an klar, daß ein dauerhafter Ausgleich für die Wirt- 
schaft gegeben sein muß. Um eine möglichst objektive 
Ermittlung des Umfangs der Kompensation zu gewähr- 
leisten, hat das Parlament den Sachverständigenrat um 
eine gutachterliche Stellungnahme gebeten, ob für die 


zweite Stufe der Pflegeversicherung die Streichung 
eines zweiten Feiertages erforderlich ist. Die Bundes- 
regierung steht zu dem von einer breiten Mehrheit 
getragenen Kompromiß und geht unverändert davon 
aus, daß die Pflegeversicherung wie beschlossen am 
1. Januar 1996 in Kraft tritt. '' 

Die Bundesregierung teilt nicht die Besorgnis, daß der 
Sachverständigenrat durch den in Artikel 69 des 
Pflege- Versicherungsgesetzes erteilten Sonderauftrag 
„in politische Entscheidungen eingebunden und an 
unmittelbaren tagespolitischen Auseinandersetzungen 
beteiligt würde " . 

Der Sachverständigenrat hatte sich in der Diskussion 
um die Absicherung des Pflegerisikos bereits mit sei- 
nem Jahrsgutachten 1991/92 zu Wort gemeldet. Die 
Einbeziehung des Sachverständigenrates zur Erleich- 
terung der Urteilsbildung bei schwierigen Fragen ent- 
spricht sowohl der wissenschaftlich herausgehobenen 
und unabhängigen Stellung des Rates als auch der in 
§ 6 Abs. 2 SVRG vorgesehenen Möglichkeit, den Rat 
mit der Erstattung von Sondergutachten zu beauftra- 
gen. Die Nutzung des bei ihm vorhandenen ökonomi- 
schen Sachverstandes liegt auch bei der Ermittlung des 
Umfangs der notwendigen Kompensation für die 
zweite Stufe der Pflege Versicherung nahe. Dement- 
sprechend hat der Gesetzgeber in Artikel 69 Abs. 1 des 
Pflege-Versicherungsgesetzes festgelegt, daß die Bun- 
desregierung vor Einführung der stationären Pflege- 
stufe beim Sachverständigenrat ein Gutachten zu der 
Frage einholt,* ob zum Ausgleich der mit der Einfüh- 
rung der stationären Pflege verbundenen Beitrags- 
mehrbelastung der Arbeitgeber die Abschaffung eines 
weiteren landesweiten, stets auf einen Werktag fallen- 
den Feiertages erforderlich ist oder nicht. Der Sachver- 
ständigenrat soll dabei als unabhängiges, wirtschafts- 
wissenschaftlich kompetentes Gremium rein sach- und 
fachbezogen zu Fragen der Kompensation von Bei- 
tragsbelastungen der Arbeitgeber Stellung nehmen. 
Das Gutachten soll als Entscheidungsgrundlage die- 
nen. In die auf dieser Grundlage zu treffenden poli- 
tischen Entscheidungen selbst wird der Sachverstän- 
digenrat nicht eingebunden. 

Vor diesem Hintergrund teilt die Bundesregierung 
auch nicht die Auffassung, daß der Sachverständigen- 
rat durch ein unter rein fachlichen Gesichtspunkten zu 
erstellendes Gutachten an Glaubwürdigkeit oder an 
Autorität als unabhängiges wissenschaftliches Gre- 
mium verlieren könnte. 


34. Was ist der Grund dafür, daß die Bundesregierung 
die wirtschaftspolitischen Analysen und Schluß- 
folgerungen des Sachverständigenrates seit Jah- 
ren in wesentlichen Punkten ignoriert, aber 
gleichzeitig dessen Gutachten in der Öffentlich- 
keit politisch instrumentalisiert? 

Ist diese Geringschätzung der Gutachten des 
Sachverständigenrates ein Hinweis darauf, daß 
die Bundesregierung dieses Beratungsgremium 
für überflüssig hält? 

Der Sachverständigenrat hat sich in über 30jähriger 
Tätigkeit - auf Grundlage der hervorragenden wissen- 
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schaftlichen und fachlichen Qualifikation seiner Mit- 
glieder - einen ausgezeichneten Ruf als kompetentes 
und unabhängiges Gremium der wirtschaftswissen- 
schaftlichen Beratung erworben. Die Analysen haben 
in Politik, Wirtschaft und Verbänden, aber auch in der 
Öffentlichkeit des In- und Auslands sehr hohen Stel- 
lenwert. Auch die Bundesregierung sieht in den Gut- 
achten des Sachverständigenrates ökonomische Ex- 
pertisen von besonders hohem Rang. Sie ist weit davon 
entfernt, diese zu ignorieren oder geringzuschätzen. 
Daß das Gegenteil zutrifft, ergibt sich schon aus der 
intensiven Auseinandersetzung mit den Argumenten 
und Schlußfolgerungen des Rates im Rahmen der Stel- 
lungnahmen der Bundesregierung hierzu (vgl. Antwort 
zu Frage 29). Auch die Tatsache, daß die Bundes- 
regierung ihre wirtschaftspolitische Konzeption nicht 
zuletzt immer wieder auf entsprechende Positionen des 
Sachverständigenrates stützt, belegt die Bedeutung, 
die die Bundesregierung seinem Urteil beimißt. Eine 
solche Berufung auf die Stellungnahmen des Sach- 
verständigenrates entspricht sowohl dem Zweck wis- 
senschaftlicher Politikberatung im allgemeinen als 
auch dem Auftrag des § 1 Abs. 1 SVRG im besonderen, 
nämlich „zur Erleichterung der Urteilsbildung bei allen 
wirtschaftspolitisch verantwortlichen Instanzen sowie 
in der Öffentlichkeit" beizutragen. Die Bundesregie- 
rung sieht ein wesentliches Verdienst des Sachverstän- 
digenrates darin, durch seine unablässige Aufklä- 
rungsarbeit in Wirtschaft, Politik und Öffentlichkeit die 
Einsicht gefördert zu haben, daß stabile investitions- 
und innovationsfördernde Rahmenbedingungen die 
wichtigsten Voraussetzungen für dynamisches Wachs- 
tum und hohe Beschäftigung darstellen. 


32. Wie bewertet die Bundesregierung den Vorschlag, 
die wirtschaftspolitische Beratung interdisziplinär 
zu strukturieren (bei der neben der Wirtschafts- 
wissenschaft auch der Sachverstand aus anderen 
Sozialwissenschaften und der Wirtschaftspraxis 
einbezogen wird)? 

Die Bundesregierung hält die Einbeziehung des Sach- 
verstandes aus anderen Sozialwissenschaften und der 
Wirtschaftspraxis in die wirtschaftspolitische Beratung 
für wichtig und selbstverständlich. So enthält die Liste 
der wissenschaftlichen Institute, die regelmäßig an der 
Ausschreibung der Forschungsaufträge des Bundes- 
ministeriums für Wirtschaft beteiligt werden, eine 
ganze Reihe von Instituten, die u. a. mit Sozialwissen- 
schaftlern besetzt und auf diesem Gebiet tätig sind. 

Beispiele für die Einbeziehung von Sachverständigen 
aus der Wirtschaftspraxis finden sich in den Antworten 
zu den Fragen 11 und 13. Im übrigen werden Praxis- 
erfahrungen in zahlreiche wissenschaftliche Gutachten 
einbezogen, indem Unternehmer, Arbeitnehmer, Ver- 
treter von Kammern, Gewerkschaften und Verbänden 
befragt werden, sei es in Form von repräsentativen 
Erhebungen, Expertengesprächen oder „workshops". 


33. Welche Maßnahmen schlägt die Bundesregierung 
vor, um ökologische Fragestellungen stärker in die 
institutionalisierte wirtschaftspolitische Beratung 
zu integrieren? 


Die Bundesregierung wird bereits heute in ökologi- 
schen Fragestellungen eingehend beraten. So nimmt 
der Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung in seinem Jahres- 
gutachten regelmäßig auch zu wirtschaftspolitisch 
relevanten ökologischen Problemen Stellung, wobei 
ggf. auch konkrete Fragestellungen an den Sachver- 
ständigenrat herangetragen werden können. Weitere 
Beispiele für die Integration ökologischer Fragestellun- 
gen in die wirtschaftspolitische Beratung sind die vom 
Bundesministerium für Wirtschaft sowie vom Bundes- 
ministerium für Umwelt, Naturschutz ud Reaktor- 
sicherheit und von anderen Ressorts in Auftrag gege- 
benen Projekte, die in der Anlage zu Frage 36 zusam- 
mengestellt sind. Darüber hinaus weist die primär um- 
weltpolitische Beratung der Bundesregierung - bei- 
spielsweise durch den Rat von Sachverständigen für 
Umweltfragen, den Beirat „Globale Umweltverände- 
rungen" oder den Beirat zur umweltökonomischen Ge- 
samtrechnung - vielfach wirtschaftspolitische Bezüge 
auf und findet in entsprechenden Überlegungen der 
Bundesregierung Berücksichtigung. 


34. Welche Maßnahmen schlägt die Bundesregierung 
vor, um den Informationsvorsprung der Exekutive 
in dnr Finanz- und Haushaltspolitik auszuglei- 
chen? 

Wie kann sichergestellt werden, daß die Mitglie- 
der des Bundestages sich unabhängig vom Appa- 
rat der Ministerien die für eine systematische 
Sachstandsanalyse und Folgenabschätzung und 
-bewertung erforderlichen Informationen ver- 
schaffen können? 

Wie bewertet die Bundesregiemng institutioneile 
Regelungen, die - analog zum „Congressional 
Budget Office" in den USA - dem Deutschen 
Bundestag zusätzliche Analysekapazitäten in der 
Finanz- und Haushaltspolitik ermöglichen wür- 
den? 


Die Bundesregierung ist stets darum bemüht, die Mit- 
glieder des Bundestages rechtzeitig und umfassend 
über alle Entwicklungen in der Finanz- und Haushalts- 
politik zu informieren. Wichtige Informationswege sind 
insbesondere die stetige Präsenz von Vertretern des 
Bundesministeriums der Finanzen im Finanz- und 
Haushaltsausschuß, die regelmäßige Berichterstattung 
über die Entwicklung des Bundeshaushalts und der 
Steuereinnahmen sowie vielfältige unmittelbare Kon- 
takte zwischen den Abgeordneten und Mitarbeitern 
des Bundesministeriums der Finanzen. 

Durch den personellen Austausch zwischen Fraktionen 
und Ministerium ist darüber hinaus sichergestellt, daß 
die Abgeordneten des Deutschen Bundestages über 
fachliche Beratung in allen Fragen der Finanz- und 
Haushaltspolitik verfügen. Darüber hinaus steht der 
Wissenschaftliche Dienst des Deutschen Bundestages 
für tiefergehende Analyse, Vergleiche und die Er- 
schließung von Quellen zur Verfügung. Ob weitere 
Stabstellen zur Unterstützung der Arbeit der Mitglie- 
der des Bundestages erforderlich sind, muß letztlich 
der Deutsche Bundestag selber bewerten und ent- 
scheiden. 


14 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/8378 


IV. Gutachten und Studien 

35. Welche wissenschaftlichen Gutachten hat die 
Bundesregierung im Bereich der Wirtschafts-, 
Steuer- und Finanzpolitik - gegliedert nach Zu- 
ständigkeit (Bundesministerium für Wirtschaft, 
Bundesministerium der Finanzen, Presse- und In- 
formationsamt der Bundesregierung, Bundes- 
kanzleramt), Sachgegenstand, Auftragnehmer 
und Auftragssumme - seit 1990 in Auftrag ge- 
geben? 

Die - neben bereits in den Antworten zu Fragen 5 und 
6 genannten - hier anzuführenden Gutachten sind aus 
der Anlage zu Frage 35 zu entnehmen; die in An- 
lagen 5 und 6 auf gelisteten Projekte sind nicht noch- 
mals aufgeführt. Diese Gutachten sind bzw. werden 
entweder veröffentlicht oder zumindest öffentlich 
zugänglich gemacht. 


36. Welche wissenschaftlichen Gutachten hat die 
Bundesregierung im Bereich der Umweltpolitik - 
gegliedert nach Zuständigkeit (Fachministerien, 
Presse- . und Informationsamt der Bundesregie- 
rung, Bundeskanzleramt), Sachgegenstand, Auf- 
tragnehmer und Auftragssumme - seit 1990 in 
Auftrag gegeben? 

Die im Bereich der Umweltpolitik seit 1990 von den 
Bundesressorts in Auftrag gegebenen Gutachten sind 
in der Anlage zu Frage 36 aufgeführt. Diese Gutachten 
sind bzw. werden entweder veröffentlicht oder zumin- 
dest öffentlich zugänglich gemacht. 


37. Welche der in den Fragen 35 und 36 angesproche- 
nen Gutachten 

— wurden gedruckt und veröffentlicht, 

— stehen dem Deutschen Bundestag und der 
Öffentlichkeit zur Einsichtnahme offen, 

— wurden dem Deutschen Bundestag und der 
Öffentlichkeit nicht zugänglich gemacht? 


Siehe Antworten zu Fragen 35 und 36. 


38. Ist die Bundesregierung bereit, zur besseren Infor- 
mation des Deutschen Bundestages und der 
Öffentlichkeit eine generelle Veröffentlichungs- 
pflicht für durch öffentliche Mittel finanzierte Gut- 
achten und Forschungsvorhaben einzuführen? 


Siehe Antwort zu den Fragen 20 bis 22. 


Anlage zu Frage 5 

Aufträge des Bundesministeriums für Wirtschaft 

Die Förderung des Zonenrandgebietes im Lichte der 
Herstellung der deutschen Einheit - Forschungsinstitut 
für Wirtschaftspolitik, Mainz; 

Führungskräfte und Gründungspotentiale in der DDR 
- Unterstützung und Beratungsbedarf für die wirt- 


schaftliche Erneuerung - WSF Wirtschafts- und Sozial- 
forschung Dr. Werner Friedrich, Kerpen. 

Anschluß auftrag 

Untersuchung über Führungskräfte und Gründungs- 
bereitschaft in der ehemaligen DDR - Entwicklung 
eines Organisationsmodells für eine Qualifizierungs- 
offensive in der ehemaligen DDR; 

Situation und Entwicklungschancen von mittelständi- 
schen Betrieben in der DDR — Gesellschaft für anwen- 
dungsorientierte Forschung, Management- und 
Systemberatung (GIS), Hamburg; 

Übertragbarkeit der regionalwirtschaftlichen Konzepte 
und Instrumente der Bundesrepublik Deutschland und 
der EG auf die DDR - Einzelaspekte der Übertragung 
regionalpolitischer Konzepte und Anwendung regio- 
nalpolitischer Instrumente auf Ostdeutschland - Rhei- 
nisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung, 
Essen; 

Entwicklung des Energieverbrauchs und seiner Deter- 
minanten in der DDR - Deutsches Institut für Wirt- 
schaftsforschung, Berlin; 

Chancen und Probleme der Integration der DDR-Land- 
wirtschaft in die Agrarpolitik der EG - Institut für 
Agrarpolitik, Marktforschung und Wirtschaftssoziolo- 
gie, Bonn; 

Struktur und Probleme der Energiewirtschaft und 
Energieversorgung in der DDR — Deutsches Institut für 
Wirtschaftsforschung, Berlin; 

Die Regionen der DDR im Vergleich mit anderen euro- 
päischen Regionen - Rheinisch-Westfälisches Institut 
für Wirtschaftsforschung, Essen. 

Ergänzungsauftrag 

Die Regionen der fünf neuen Bundesländer im Ver- 
gleich zu den anderen Regionen der Bundesrepublik 
Deutschland; 

Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit der DDR- 
Wirtschaft - Deutsches Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, Berlin; 

Die Stahlindustrie in der DDR - Rheinisch-Westfäli- 
sches Institut für Wirtschaftsforschung, Essen; 

Branchenbild: Textil- und Bekleidungsindustrie der 
DDR - Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, München; 

Verdeckte Arbeitslosigkeit in ^er DDR - Ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschung, München; 

Freie Berufe in der DDR - Institut für Mittelstandsfor- 
schung, Bonn; 

Aufbau eines regelmäßigen Konjunktur- und Investi- 
tionstests auf dem Gebiet der DDR - Ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschung, München; 

Beobachtung und Analyse der unternehmerischen und 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklungs- und Anpas- 
sungsprozesse beim Übergang der neuen Bundeslän- 
der zur sozialen Marktwirtschaft - Deutsches Institut 
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für Wirtschaftsforschung, Berlin; Institut für Weltwirt- 
schaft, Kiel; Institut für angewandte Wirtschaftsfor- 
schung, Berlin; 

Verhaltensentwicklung in der DDR im Zusammenhang 
mit der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion - 
Institut für Demoskopie Allensbach; 

Monatliche Berichte über konjunkturelle Entwick- 
lungstendenzen der ostdeutschen Wirtschaft - Ifo- 
Institut für Wirtschaftsforschung, München; 

Investitionstätigkeit und - Planungen westdeutscher 
Unternehmen im Beitrittsgebiet - Ifo-Institut für Wirt- 
schaftsforschung, München; 

Entwicklung des Wettbewerbs in den neuen Bundes- 
ländern - HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung, 
Hamburg; 

Die energiewirtschaftliche Entwicklung in der Bundes- 
republik Deutschland bis zum Jahr 2010 unter Einbe- 
ziehung der fünf neuen Bundesländer - Prognos, 
Basel; 

Die Möglichkeiten einer verstärkten Beteiligung klei- 
ner und mittlerer Unternehmen an überregionalen und 
internationalen Messen und Ausstellungen; Einbezie- 
hung der DDR (Ergänzungsauftrag) - Ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschung, München. 

Aufträge des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 

Quellenerschließung und Einbeziehung der Soziallei- 
stungen des Beitrittsgebiets in die Methodik des So- 
zialbudgets - Deutsches Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, Berlin. 

Aufträge des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Strukturanalyse der Fleischindustrie in der ehemaligen 
DDR und Schlußfolgerungen für die weitere Entwick- 
lung der Produktionskapazitäten in diesem Wirt- 
schaftszweig - Institut für Agrarpolitik und Landwirt- 
schaftliche Marktlehre, Stuttgart- Hohenheim; Wissen- 
schaftlich-Technisch-Ökonomisches Zentrum der 
Fleischwirtschaft in Magdeburg; 

Entwicklungsperspektiven der Molkereiwirtschaft im 
Beitrittsgebiet - Bundesanstalt für Milchforschung; 
Institut für Betriebswirtschaft und Marktforschung der 
Lebensmittelverarbeitung in Kiel; Institut für Milch- 
wirtschaft in Oranienburg; 

Sektorpläne für den Bereich der Vermarktung von 
Obst und Gemüse, für die Verarbeitung von Obst und 
Gemüse, für den Bereich Kartoffeln, für den Bereich 
Blumen und Zierpflanzen der neuen Bundesländer und 
Ost-Berlins in der Bundesrepublik Deutschland - Pro- 
dukt und Markt GmbH und Co. KG, Wallenhorst; 

Bildung und effektive Organisation marktorientierter, 
erzeugnisspezifischer Formen der Zusammenarbeit 
zwischen Unternehmen der Landwirtschaft, Ernäh- 
rungsindustrie und des Handels unter den Bedingun- 
gen der neuen Länder - Hochschule Thomas Müntzer, 
Bernburg. 


Aufträge des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Eckwerte einer ökologischen Sanierung und Entwick- 
lung der neuen Länder - Boston Consulting Group 
GmbH & Partner, München; 

Ökologisches Sanierungs- und Entwicklungskonzept 
Leipzig/Bitterfeld/Halle/Merseburg - TÜV Rheinland; 
Institut für Umweltschutz und Energietechnik, Köln 
(mit Unterauftragnehmern) ; 

Umweltsanierung des ’ Großraumes Mansfeld - TÜV 
Bayern, München; L. U. B. Lurgi-Umwelt-Beteili- 
gungsgesellschaft, Frankfurt (mit Unterauftragneh- 
mern) ; 

Entsorgungskonzeption am Beispiel des Raumes 
Mecklenburg-Vorpommern - Lahmeyer International; 

Ökologische Ressourcenplanung Berlin und Umland - 
CAD-MAP und andere; 

Möglichkeiten des Einsatzes privatrechtlicher Instru- 
mente für einen umweltverträglichen Strukturwandel 
in den neuen Ländern am Beispiel des Großraumes 
Mansfeld - Unternehmensberatung Dr. Hartz, 
Meckenheim; 

Einschaltung privater Unternehmen für die öffentliche 
Abwasserentsorgung - Alternativenauswahl - Prof. Dr. 
Dr. Rudolph Witten. 


Aufträge des Bundesministeriums für Forschung 
und Technologie 

Förderung des Aufbaus von Technologie-Parks in der 
DDR und in Polen und der Finanzierung von technolo- 
gie- orientierten jungen Unternehmen - Institut für 
Integrationsforschung der Stiftung Europa-Kolleg, 
Hamburg. 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 

Wirtschaftliche und soziale Perspektiven der deut- 
schen Einheit - Institut der deutschen Wirtschaft, Köln. 

Aufträge des Bundesministeriums für Verkehr 

Entwicklungstendenzen für die deutschen Seehäfen 
im EG -Binnenmarkt unter besonderer Berücksichti- 
gung der Veränderungen in Mittel- und Osteuropa - 
Institut für Seeverkehrswirtschaft und Logistik (ISL), 
Bremen; 

Ergänzung und Absicherung der Prognosen für die 
Verkehrswegplanung Deutschlands; Entscheidungs- 
hilfe für schiffahrtspolitische Maßnahmen, insbeson- 
dere im Ostseeraum - Institut für Seeverkehrswirt- 
schaft und Logistik (ISL), Bremen; 

Besondere Berücksichtigung von Güterverkehrspoten- 
tialen im Osten der Bundesrepublik Deutschland im 
Rahmen der Bewertung von voraus gewählten Baupro- 
jekten im Vorrangnetz auf dem Gebiet der ehemaligen 
DDR - Heusch-Boesefeldt GmbH für Verkehrstechnik 
und Datenverarbeitung, Aachen; 
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Szenario zur Verkehrsentwicklung mit der DDR und in 
Osteuropa - Arbeitsgemeinschaft Dr. Kessel, Freiburg, 
Prof. Rothengatter, Karlsruhe, Freiburg; 

Verkehrsuntersuchung für Deutschland - Teil Güter- 
verkehrsprognose - Kessel + Partner Verkehrsconsul- 
tants, Freiburg; 

Aktualisierung der regionalen Strukturdaten von 
79 Raumeinheiten des BVWP für den Bundesverkehrs- 
wegeplan 1990 -Prof. Dr. Rothengatter, Uni Ulm; 

Strukturdaten und Personenfernverkehr Deutschland - 
Intraplan Consult GmbH, München. 

Anlage zu Frage 6 

Aufträge des Bundesministeriums für Wirtschaft 

1/91 Privatisierung der Unternehmen in den neuen 
Bundesländern - Institut für angewandte Wirt- 
schaftsforschung, Berlin; Institut für Wirt- 
schaftswissenschaften, Berlin; 

2/91 Steuerliche Wirtschaftsförderung in den neuen 
Bundesländern - Institut für angewandte Wirt- 
schaftsforschung, Berlin; 

3/91 Entwicklungs- und Strukturanpassungspro- 
zesse des Maschinenbaus und der Bauindustrie 
(Zulieferer) in den neuen Bundesländern - In- 
stitut für angewandte Wirtschaftsforschung, 
Berlin; 

4/91 Technologietransfer-Beitrag für die Beschleu- 
nigung der sektoralen Strukturanpassung in 
Ostdeutschland und für den Abbau eines 
wachsenden Ost-West-Gefälles bei der effek- 
tiven Nutzbarmachung von Hochtechnologien 

- Institut für angewandte Wirtschaftsforschung, 
Berlin; 

7/91 Herausbildung neuer wirtschaftlicher Ver- 
flechtungsbeziehungen der Unternehmen im 
Großraum Berlin - Institut für angewandte 
Wirtschaftsforschung, Berlin; 

8/91 Industrielle Strukturanpassungsprozesse unter 
den regionalen Bedingungen Ostdeutschlands 

- Eisen- und Stahlindustrie, Schiffbau - Institut 
für angewandte Wirtschaftsforschung, Berlin; 

9/91 Konjunkturfragen in den neuen Bundesländern 

- Institut für angewandte Wirtschaftsforschung, 
Berlin; 

10/91 Energiewirtschaft und Umweltökonomie in der 
Strukturanpassung - Institut für angewandte 
Wirtschaftsforschung, Berlin; 

11/91 Regionale Strukturanpassung Brandenburg - 
Institut für angewandte Wirtschaftsforschung, 
Berlin; 

12/91 Energiebilanz 1990 für die neuen Bundeslän- 
der - Institut für Energetik, Berlin; 

13/91 Niveau und Struktur der verfügbaren Einkom- 
men und des privaten Verbrauchs in den neuen 


Bundesländern - Deutsches Institut für Wirt- 
schaftsforschung, Berlin; Institut für ange- 
wandte Wirtschaftsforschung, Berlin; 

14/91 Wirtschaftspolitisch relevante Verwaltungspro- 
bleme im Prozeß des wirtschaftlichen Neuauf- 
baus in den neuen Bundesländern - Institut 
Sozialökonomische Strukturanalysen, Berlin; 

15/91 Der Außenhandel der neuen Bundesländer mit 
Osteuropa - Institut für angewandte Wirt- 
schaftsforschung, Berlin; 

16/91 Struktur- und Entwicklungschancen in der Re- 
gion Westsachsen — U-fN-Büro für Stadt- und 
Regionalforschung, Engelsdorf /Leipzig; 

17/91 Analyse struktureller Umbruchprozesse im 
Dienstleistungssektor in den neuen Bundeslän- 
dern - Institut für angewandte Wirtschaftsfor- 
schung, Berlin; 

23/91 Bisherige und künftige Zusammenarbeit der 
ostdeutschen Länder auf dem Gebiet For- 
schung und Technologie mit osteuropäischen 
Ländern - Institut für angewandte Wirtschafts- 
forschung, Berlin; 

24/91 Wirtschaftliches Klima in den neuen Bundes- 
ländern sowie Stimmungslage und Einstellung 
der Bevölkerung zu wirtschaftspolitischen Fra- 
gen — Institut für Demoskopie, Allensbach; 

25/91 Entwicklung des Produktionsverbindungshan- 
dels in den neuen Bundesländern - Institut für 
Marketing, Leipzig; 

29/91 Die Einbeziehung der neuen Bundesländer in 
die EG - ein Problemaufriß - Institut für ange- 
wandte Wirtschaftsforschung, Berlin; 

30/91 Aktueller Stand der Investitionstätigkeit der 
westdeutschen Industrie, Bau- und Handelsun- 
ternehmen in den neuen Bundesländern - Ifo- 
Institut für Wirtschaftsforschung, München; 

31/91 Kommunale Investitionen in den neuen Bun- 
desländern - Ifo-Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, München; 

33/91 Entwicklung und Realeinkommen ausgewähl- 
ter Haushalte in den neuen Bundesländern - 
Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, München; 

35/91 Marktversorgung der ehemaligen DDR mit 
Eisen und Stahl - Deutsches Institut für Wirt- 
schaftsforschung, Berlin; 

38/91 Deutsch-polnische Grenzgebiete als regional- 
politisches Problem - Institut für angewandte 
Wirtschaftsforschung, Berlin; 

39/91 Entwicklung des Handels in den neuen Bun- 
desländern - Ifo-Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, München, Forschungsstelle für den 
Handel, Berlin; 

40/91 Umstrukturierung der Produktionsgenossen- 
schaften im Handwerk in den neuen Bundes- 
ländern - Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, 
München; 
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41/91 

42/91 

48/91 

50/91 

51/91 

55/91 

56/91 

63/91 

68/91 

69/91 

72/91 

73/91 

2/92 

6/92 

7/92 


Aufbau eines aktuellen Berichtssystems über 
die Entwicklung der mittelständischen Wirt- 
schaft in den neuen Bundesländern - Institut 
für Mittelstandsforschung, Bonn; 

Die Förderung des Zonenrandgebietes im 
Lichte der Herstellung der deutschen Einheit - 
Forschungsinstitut für Wirtschaftspolitik, 
Mainz (Anschlußauftrag); 

Probleme der Umrechnung von Angaben der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung der 
DDR - Institut für angewandte Wirtschaftsfor- 
schung, Berlin; 

Altlastensanierung in den neuen Bundeslän- 
dern - Gesellschaft für angewandte Kommu- 
nalförderung, Marburg; 

Die ökonomischen Auswirkungen der Maß- 
nahmen nach § 14 Abfallgesetz auf die neuen 
Bundesländer - Forschungsinstitut für Wirt- 
schaftspolitik, Mainz (Anschlußauftrag); 

Strategieelemente einer länderübergreifenden 
Mittelstandspolitik - am Beispiel des Dreilän- 
derecks Ostsachsen, Nordböhmen und Nieder- 
schlesien - Institut für Wirtschaftspolitik, 
Zittau; 

Absatzprobleme für Waren aus den neuen Bun- 
desländern - Ifo-Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, München; 

Auswirkungen der städtebaulichen Entwick- 
lung auf den Binnenhandel in den neuen Bun- 
desländern - Walter- Eucken-Institut, Freiburg; 

Aktuelle Berichte über wirtschaftliche Ent- 
wicklung in den neuen Bundesländern - Ifo- 
Institut für Wirtschaftsforschung, München 
(Anschlußauftrag) ; 

Konjunktur- und Investitionstest in den neuen 
Bundesländern - Ifo-Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, München (Anschlußauftrag); 

Die Probleme der Umstrukturierung im kon- 
sumgenossenschaftlichen Handel in den neuen 
Bundesländern - Institut für Meinungsfor- 
schung, Leipzig; 

Zur aktuellen Situation bei Mieten für Ge- 
werberäume im Einzelhandel der neuen Bun- 
desländer - Institut für Meinungsforschung, 
Leipzig; 

Westdeutsche Unternehmensinvestitionen in 
den neuen Bundesländern - Ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschung, München (Anschlußauf- 
trag); 

Arbeitslose in den neuen Bundesländern - 
Auswirkungen der Arbeitslosigkeit, insbeson- 
dere auch der von Frauen, auf ihr Umfeld - In- 
stitut für Demoskopie, Allensbach; 

Ökonomische Auswirkungen beim Verbleib 
von russischen Waffen in Deutschland und 
Kosten der Verschrottung - Forschungsinstitut 


für Militärökonomie und angewandte Konver- 
sion der Gesellschaft für Militärökonomie, 
Berlin; 

8/92 Wirtschaftsförderung in den neuen Bundeslän- 
der - Institut für Wirtschaftsforschung, Halle; 

9/92 Regelmäßige Unternehmensbefragungen in 
den neuen Bundesländern - Institut für Wirt- 
schaftsforschung, Halle; 

16/92 Aktuelle Fragen des Wettbewerbs auf dem 
Gasmarkt in den neuen Bundesländern - Ener- 
giewirtschaftliches Institut, Köln; 

17/92 Neue Formen der Treuhandpolitik bei Privati- 
sierung von Unternehmen - Management Buy- 
Out, Management Buy-In - Institut für Sozial- 
forschung und Gesellschaftspolitik, Köln; 

18/92 Möglichkeiten der Privatisierung infrastruk- 
tureller Dienstleistungen in den neuen Bundes- 
ländern - Chancen und Risiken - Fichtner, 
Stuttgart; 

29/92 Westdeutsche Transferleistungen in die neuen 
Bundesländer und deren wirtschaftliche 
Konsequenzen - Deutsches Institut für Wirt- 
schaftsforschung, Berlin; 

35/92 Ansätze für die Herausbildung einer gemein- 
samen Wirtschafts- und Fremdenverkehrs- 
region Harz - Institut Sozialökonomische 
Strukturanalysen, Berlin; 

36/92 Untersuchungen zur Markttransparenz ausge- 
wählter Fachmessen in Leipzig - Institut für 
Marktforschung, Leipzig; 

37/92 Aufbau des industriellen Mittelstandes in den 
neuen Bundesländern - Deutsches Institut für 
Wirtschaftsforschung, Berlin; 

12/93 Aktuelle Konjunkturberichte über die neuen 
Bundesländer - Ifo-Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, München (Anschlußauftrag); 

13/93 Regelmäßiger Konjunktur- und Investitionstest 
in den neuen Bundesländern - Ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschung, München (Anschlußauf- 
trag); 

14/93 Investitionstätigkeit westdeutscher Unterneh- 
men in den neuen Bundesländern - Ifo-Institut 
für Wirtschaftsforschung, München (Anschluß- 
auftrag) ; 

16/93 Regelmäßige Unternehmensbefragungen zur 
Begleitung der Umbruchprozesse in den neuen 
Bundesländern - Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, Halle (Anschlußauftrag); 

19/93 Aufbau effizienter Strukturen in der Trink- 
wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
der neuen Bundesländer - Pilotprojekt Mitt- 
leres Erzgebirge/Königs- Wusterhausen/Zos- 
sen/Guben - Investitions-Consult, Berlin; IWT 
Ingenieurgesellschaft Wasser- und Tiefbau, 
Weimar; 
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27/93 Gesamtwirtschaftliche und unternehmerische 
Anpassungsprozesse in Ostdeutschland - 
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, 
Berlin; Institut für Weltwirtschaft, Kiel; Institut 
für Wirtschaftsforschung, Halle (Anschlußauf- 
trag); 

34/93 Die Entwicklung des Messewesens in den 
neuen Bundesländern unter besonderer Be- 
rücksichtigung des Messeplatzes Leipzig - Pro- 
gnos, Basel; 

35/93 Fernwärme-, Nahwärmeversorgung in den 
neuen Bundesländern - Energiewirtschaft- 
liches Institut, Köln; 

40/93 Branchenbild Bauwirtschaft - die deutsche 
Bau Wirtschaft im Strukturwandel, Situation 
und Entwicklung der Bau Wirtschaft in den al- 
ten und neuen Bundesländern - Ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschung, München; 

52/93 Örtlicher Vergleich der monatlichen Wohn- 
raummieten in Städten und Gemeinden der 
neuen Länder und des früheren Bundesgebie- 
tes - Deutsches Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, Berlin; 

69/93 Probleme ostdeutscher Unternehmen im Be- 
schaffungswesen des öffentlichen Sektors - Ifo- 
Institut für Wirtschaftsforschung, München; 
Expertise; 

3/94 Regelmäßiger Konjunktur- und Investitionstest 
in den neuen Bundesländern - Ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschung, München (Anschlußauf- 
trag); 

4/94 Regelmäßige Berichterstattung über die wirt- 
schaftliche Lage in den neuen Bundesländern - 
Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, München 
{Anschlußauftrag) ; 

26/94 Weiterführung der regelmäßigen Unterneh- 
mensbefragungen zur Begleitung der Anpas- 
sungsfortschritte in den neuen Bundesländern 
- Institut für Wirtschaftsforschung, Halle {An- 
schlußauftrag); 

32/94 Beteiligung ostdeutscher Unternehmen/Pro- 
dukte bei öffentlichen Aufträgen - Institut für 
Mittelstandsforschung, Bonn; 

46/94 Finanzprobleme kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen in den neuen Bundesländern - Ifo- 
Institut für Wirtschaftsforschung, Institut für 
Wirtschaftspolitik, Halle. 

— Wirtschaftsnahe Forschungseinrichtungen in der 
Bundesrepublik Deutschland unter besonderer Be- 
rücksichtigung struktureller Anpassungen in den 
neuen Bundesländern - Untersuchungsbereiche: 
Branchen Maschinenbau und Feinmechanik/Optik 
- Fhl für Systemtechnik und Innovationsforschung 
(ISI), Karlsruhe; 

— Wirtschaftsnahe Forschungseinrichtungen in der 
Bundesrepublik Deutschland unter besonderer Be- 
rücksichtigung struktureller Anpassungen in den 


neuen Bundesländern - Untersuchungsbereiche: 
Branchen Chemische Industrie und Elektrotechnik/ 
Elektronik - Institut für angewandte Wirtschaftsfor- 
schung, Berlin; später: Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, Halle; 

— Mangelnde Innovationsfähigkeit der Unternehmen 

— Abbau von Innovationshemmnissen - Sozialöko- 
nomische Strukturanalysen e. V. (SÖSTRA), Berlin; 

— Innovative Unternehmen und ihre Förderung in 
zwei ausgewählten Regionen der neuen Bundeslän- 
der - Sozialökonomische Strukturanalysen e.V. 
(SÖSTRA), Berlin; 

— Analyse der Umstrukturierung des wirtschafts- 
nahen Forschungspotentials in den neuen Bundes- 
ländern - Technologie-Vermittlungs-Agentur 
(TVA), Berlin; 

— Stand und Entwicklungsperspektiven des For- 
schungspotentials der chemischen Industrie im 
Raum Halle, Merseburg, Bitterfeld - Deutsches 
Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin; 

— Entwicklung der industriellen Forschungskapazi- 
täten in den neuen Bundesländern - Forschungs- 
agentur Berlin, Berlin; 

— Entwicklung der industriellen Forschungskapazi- 
täten in den neuen Bundesländern - Entwicklung 
und Bewertung der FuE-Kapazitäten in Treuhand- 
unternehmen - Forschungsagentur Berlin, Berlin; 

— Möglichkeiten der Nutzung vorhandener industrie- 
naher FuE-Potentiale für den Aufbau eines indu- 
striellen Mittelstandes in den neuen Bundesländern 

- Institut für Innovationsmanagement, Berlin; 

— Forschung und Entwicklung in kleinen Unterneh- 
men - Eine qualitative und quantitative Analyse der 
aktuellen Situation in den neuen Bundesländern - 
Forschungsagentur Berlin, Berlin; 

— Rolle der Industrieforschung zur Stärkung der Wett- 
bewerbsfähigkeit industrieller Unternehmen in den 
neuen Bundesländern - Analysen und Entwick- 
lungstendenzen - Institut für Wirtschaftsforschunq, 
Halle; 

— Möglichkeiten der Nutzung vorhandener industrie- 
naher innovativer FuE-Potentiale für den Aufbau 
des industriellen Mittelstandes in den neuen Bun- 
desländern - Sozialökonomische Strukturanalysen 
e.V. (SÖSTRA), Berlin; 

— Wissenschaftliche Begleitung des Förderpro- 
gramms - Personalförderung Ost - Institut für Wirt- 
schaftsforschung, Halle; 

— Gründung und Ausbau innovativer Unterneh- 
men unter Einbeziehung regional vorhandener, 
endogener Potentiale - Erfahrungen, Entwick- 
lungen - Sozialökonomische Strukturanalysen e.V. 
(SÖSTRA), Berlin; 

— Gründung und Ausbau innovativer Unternehmen 
unter Einbeziehung regional vorhandener, endoge- 
ner Potentiale - Erfahrungen, Entwicklungen - Ver- 
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ein zur Regionalförderung, Innovation und Techno- 
logie für die Strukturentwicklung, Jena; 

— Stand, Perspektiven und Probleme der Zusammen- 
arbeit von ostdeutschen Unternehmen und Unter- 
nehmen der EG-Länder in den Bereichen For- 
schung, Technik und Innovation - Brandenburgi- 
sches Wirtschaftsinstitut (BWI) , Stahnsdorf. 

Aufträge des Bundesministeriums der Finanzen 

— Die Effizienz der finanzpolitischen Maßnahmen zur 
Beschleunigung und sozialen Flankierung des Um- 
strukturierungsprozesses in den jungen Ländern; 
Bestandsaufnahme und finanzpolitische Konse- 
quenzen unter Berücksichtigung Wachstums-, ord- 
nungs- und verteilungspolitischer Aspekte - Ifo- 
Institut für Wirtschaftsforschung, München; Institut 
für Wirtschaftsforschung, Halle; 

— Das Zusammenwirken von Steuern und Sozialtrans- 
fers in den jungen Ländern - eine empirische Ana- 
lyse anhand von Fallbeispielen und Problemdarstel- 
lung - Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirt- 
schaftsforschung (RWI), Essen. 

Aufträge des Bundesministeriums für Arbeit 

und Sozialordnung 

— Arbeitsmarktmonitor im Beitrittsgebiet - Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesan- 
stalt für Arbeit, Nürnberg; 

— Ursachen, Umfang und Auswirkungen der Auslän- 
derfeindlichkeit im Beitrittsgebiet - ISG Sozialfor- 
schung und Gesellschaftspolitik, Köln; 

— Berechnung von Beschäftigung und Einkommen in 
Ostdeutschland - Deutsches Institut für Wirtschafts- 
forschung, Berlin; 

— Sonderauswertung des „Sozio-ökono mischen 
Haushalts-Panels im Beitritts gebieU zu den 
Themen „Arbeitsmarkt und Beschäftigung" sowie 
„Einkommen, Steuern, soziale Sicherung" - Deut- 
sches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin; 

— Expertise und Workshop zu Evaluation des Instru- 
ments der ABS-Gesellschaften in den neuen Län- 
dern - Institut Arbeit und Technik des Wissen- 
schaftszentrums NRW, Gelsenkirchen; 

— Untersuchung über außergerichtliche Streitbei- 
legung durch Schiedsstellen für Arbeitsrecht in den 
neuen Bundesländern - Institut Forschung für die 
Praxis, Ber gisch Gladbach; 

— Umstellung im Beitrittsgebiet auf das Rehabili- 
tations- und Behindertenrecht des Bundes - Prof. 
Dr. Dr. Klaus, Bergisch Gladbach. 

Aufträge des Bundesministeriums für Verkehr 

— Vor erkun düng des Konfliktpotentials für die Neu- 
baustrecken Lichtenfels-Erfurt-Leipzig-Dresden 
im Zuge des BVWP '91 - Obermeyer, Planen und 
Beraten, München; 


— ÖPNV in den neuen Bundesländern -- Organisation, 
betriebliche Gestaltung und Finanzierung in poly- 
zentrischen Verkehrsräumen am Beispiel Thürin- 
gen, Reorganisation der Betriebe und Bedienungs- 
gebiete - Studiengesellschaft Verkehr ml?H, Jena; 

— Entwicklung von Organisationskonzepten für den 
ÖPNV am Beispiel von zehn Bedienungsgebieten in 
den neuen Bundesländern - Studiengesellschaft 
Verkehr mbH, Jena; 

— Reisezeitverbesserungen im Schienen- und Stra- 
ßennetz durch Realisierung der Verkehrsprojekte 
„Deutsche Einheit" - Beratergruppe Verkehr und 
Umwelt GmbH, Freiburg. 

Aufträge des Bundesministeriums für Umwelt, 

Naturschutz und Reaktorsicherheit 

— Studie zur Umweltsituation im Großraum Rostock ~ 
MITEC, Bremen (mit Unterauftragnehmern); 

— Ökologischer Sanierungs- und Entwicklungsplan 
Niederlausitz - Dornier, Friedrichshafen (mit Unter- 
auftragnehmern) ; 

— Leitbilder und Ziele für eine umweltschonende 
Raumentwicklung in der Ostseeküstenregion von 
Mecklenburg- Vorpommern - Prognos, Berlin (mit 
Unterauftragnehmern) ; 

— Leitlinien und Entwicklungsziele für eine umwelt- 
schonende Regionalplanung des sächsisch-böhmi- 
schen Erzgebirges - Institut für Stadtforschung und 
Strukturpolitik, Berlin; 

— Sozioökonomie unter besonderer Berücksichtigung 
des Tourismus in Großschutzgebieten am Beispiel 
Mecklenburg-Vorpommern - Deutsches Wirt- 
schaftswissenschaftliches Institut für Fremdenver- 
kehr, München; 

— Private Finanzierung von Umweltschutzinfra- 
struktur: 

1. Rechtliche Prüfung von Musterverträgen für 
Organisationsmodelle - Rechtsanwälte Heuking 
und Partner, Düsseldorf; 

2. Voraussetzungen zum Einzug der Wasser- und 
Abwassergebühren für Kommunen und Zweck- 
verbände in den neuen Ländern - Anwaltssozie- 
tät Leinen und Derichs, Potsdam; 

— Einführung eines Wirtschaftlichkeitsvergleichs bei 
der Vergabe von kommunalen Infrastruktureinrich- 
tungen - Finanzwissenschaftliches Forschungsinsti- 
tut, Köln; 

— Auswirkungen einer Steuerrechtsänderung für die 
kommunale Abwasserbeseitigung anhand von 
Gebührenmodellberechnungen - Industrie- und 
Kommunalberatung, Bottrop. 

Aufträge des Bundesministeriums für Raumordnung, 

Bauwesen und Städtebau 

— Mieten in den neuen Bundesländern - Auswirkun- 
gen der Mietenreform 1991 - Institut für Stadtfor- 
schung und Strukturpolitik GmbH (IfS), Berlin; 
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— Wirkungsanalyse zu der 1993 in Kraft getretenen 
Mietenreform und zum Wohngeld-Sondergesetz in 
den neuen Bundesländern - Institut für Stadtfor- 
schung und Strukturpolitik GmbH (IfS), Berlin; 

— Mieten und wirtschaftliche Situation der Mieter vor 
dem Übergang in das Vergleichsmietensystem in 
den neuen Bundesländern - Institut für Stadtfor- 
schung und Strukturpolitik GmbH (IfS), Berlin. 

Aufträge des Bundesministeriums für Familie 

und Senioren 

— Wohnformen im Alter - Nutzungsanalyse alten- 
spezifischer Wohnformen in den westlichen und 
östlichen Bundesländern - Institut für Stadt-, Regio- 
nal- und Wohnforschung GmbH, GEWOS, Ham- 
bürg; 

— Persönliches Sicherheitsgefühl, Angst vor Krimina- 
lität und Gewalt, Opfererfahrung älterer Menschen 
- Repräsentativerhebung - Kriminologisches For- 
schungsinstitut Niedersachsen, Hannover; 

— Interdisziplinäre Langzeitstudie des Erwachsenen- 
alters über die Bedingungen zufriedenen und ge- 
sunden Alterns - Universität Heidelberg in Zusam- 
menarbeit mit den Universitäten Leipzig, Rostock, 
Bonn und Erlangen; 

— Technik, Alter, Lebensqualität - Wissenschaftszen- 
trum Berlin für Sozialforschung GmbH, Berlin; 

— Übergang in den Ruhestand und nachberufliche 
Tätigkeitsfelder - Prognos AG Basel in Zusammen- 
arbeit mit der Freien Universität Berlin; 

— Betriebliche Maßnahmen zur Unterstützung pfle- 
gender Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer - In- 
stitut für Gerontologie, Dortmund, in Zusammen- 
arbeit mit dem Wirtschafts- und Sozialwissenschaft- 
lichen Institut, Düsseldorf; 

— Abschätzung des Personalbedarfs m der Alten- 
pflege in der Bundesrepublik Deutschland - Pro- 
gnos AG Basel; 

— Möglichkeiten und Grenzen selbständiger Lebens- 
führung in Einrichtungen (Untersuchung zur Situa- 
tion und zum Bedarf an Hilfe und Pflege im Alter 
sowie bei jungen und erwachsenen Pflegebedürfti- 
gen) - Infratest Sozialforschung München; Kurato- 
rium Deutsche Altershilfe e. V., Köln; Universität 
Tübingen; 

— Möglichkeiten und Grenzen selbständiger Lebens- 
führung in Privathaushalten - Infratest Sozialfor- 
schung, München; Universität Erlangen-Nürnberg; 
Universität Tübingen; 

— Expertise zu ausgewählten Fragen der Situation von 
Sozialstationen in den neuen Bundesländern - Dr. 
Marion Michel, Taucha sowie Dr. Steffi Riedel, 
Markkleeberg; 

— Die Demographische Bedeutung des Familienstan- 
des - Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung; 

— Familiensurvey-Ost - Deutsches Jugendinstitut; 


— Familie nsurvey - Zweite Welle - Deutsches Ju- 
gendinstitut; 

— Entwicklungsprozesse familialer und beruflicher 
Lebenszusammenhänge junger Frauen - Deutsches 
Jugendinstitut; 

— Mobilität von Familien und ihre Auswirkungen auf 
den Zusammenhang der Generationen - GFN- 
GETAS Gesellschaft für Marketing, Kommunika- 
tions- und Sozialforschung mbH und Institut Frauen 
und Gesellschaft; 

— Analyse der Situation der älteren Menschen und der 
Altenhilfe in den neuen Bundesländern - Kurato- 
rium Deutsche Altershilfe; Otto-Blume-Institut für 
Sozialordnung und Gesellschaftspolitik e. V. 

Aufträge des Bundesministeriums für Frauen 

und Jugend 

— Frauen in den neuen Bundesländern im Prozeß der 
deutschen Einigung - Institut für angewandte So- 
zialwissenschaft, Bonn-Bad Godesberg - (1991); 

— Gleichberechtigung von Frauen und Männern - 
Wirklichkeit und Einstellungen in der Bevölkerung. 
Erste (1991) und zweite (1993) repräsentative Bevöl- 
kerungsumfrage zur Gleichberechtigung in 
Deutschland - Institut für praxisorientierte Sozial- 
forschung (IPOS), Mannheim; 

— Expertise: Erwerbschancen für Frauen au^ land- 
wirtschaftlichen Berufen/ländlichen Regionen der 
neuen Bundesländer - Ländliche Erwachsenenbil- 
dung in Niedersachsen e. V., Hannover (1993); 

— Frauen im mittleren Alter — Lebenslage der 
Geburtskohorten von 1935 bis 1950 in den alten und 
neuen Bundesländern - Wissenschaftlicher Beirat 
„Frauenpolitik" (1993). 

Aufträge des Bundesministeriums für Post 

und Telekommunikation 

— Post- und Telekommunikationsmärkte in den neuen 
Bundesländern - HWWA - Institut für Wirtschafts- 
forschung, Hamburg; 

— Telekommunikationsinfrastruktur und Wirtschafts- 
wachstum in den neuen Bundesländern - Zentrum 
für europäische Wirtschaftsforschung, Mannheim. 

Aufträge des Presse- und Informationsamtes 

der Bundesregierung 

— Wettbewerb auf dem Zeitungsmarkt in den neuen 
Bundesländern - Institut für Journalistik und 
Kommunikationsforschung, Hannover; 

— Sozialenquete über die Journalisten in den neuen 
Bundesländern der Bundesrepublik Deutschland - 
Arbeitsgruppe Kommunikationsforschung, Mün- 
chen; Institut für Journalistik und Kommunikations- 
forschung, Hannover; Lehrstuhl für Kommunika- 
tionswissenschaft/Journalistik, Hohenheim, Stutt- 
gart; 

— Berliner Pressemarkt 1989 bis 1994 - Barbara Held, 
M. A./Prof. Dr. Thomas Simeon, Berlin. 
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Anlage zu Frage 13*) 

Auswärtiges Amt 

1. Völkerrechtswissenschaftlicher Beirat des Auswär- 
tigen Amts 

Arbeitsauftrag: Fachlicher Austausch zwischen der 
Völkerrechtswissenschaft und der zuständigen 
Arbeitseinheit im Auswärtigen Amt. 

Mitglieder: 7 Professoren für Völkerrecht. 
Konstituierung, Anlaß: 1972, Verhandlungen über 
die Ostverträge. 

2. VN- politischer Beirat des Auswärtigen Amts 

Arbeitsauftrag: Austausch fachlicher Erkenntnisse 
und Erfahrungen zwischen Wissenschaft und 
Praxis auf dem Gebiet der Vereinten Nationen in 
seinen politischen, wirtschaftlichen und recht- 
lichen Aspekten. 

Mitglieder: 6 Professoren. 

Konstituierung, Anlaß: 1988, zunehmende Bedeu- 
tung der VN-Politik für die Bundesrepublik 
Deutschland. 

3. Arbeitskreis Dritte- Welt- Politik 

Arbeitsauftrag: Allgemeine Politikberatung. 
Mitglieder: 40, keine festen Mitglieder, Seminar- 
charakter. 

Konstituierung, Anlaß: 1979, zunehmende Bedeu- 
tung der Dritt Weltpolitik für die Bundesregierung. 

4. Arbeitskreis Ost-West-Fragen 

Arbeitsauftrag: Meinungsaustausch zwischen Wis- 
senschaft, Medien und Auswärtigem Amt zu Ost- 
West-Fragen, die mittel- und längerfristig von Be- 
deutung sind. 

Mitglieder: 36. 

Konstituierung, Anlaß: Der Arbeitskreis für Ost- 
West-Fragen geht auf eine Initiative von Prof. Otto 
Schiller aus dem Jahre 1957 zurück. Er konsti- 
tuierte sich am 12. Juli 1958. Der Arbeitskreis hat 
keine festen Mitglieder. Die Leitung des Arbeits- 
kreises obliegt einem Lenkungsausschuß. 

Bundesministerium des Innern 

1 . Beirat der Bundeszentrale für politische Bildung 

Arbeitsauftrag: Neben der wissenschaftlichen Be- 
ratung soll der Beirat neue Themenbereiche der 
politischen Bildung und damit neue Aufgabenfel- 
der für die Bundeszentrale erschließen und in die 
Diskussion bringen. 

Unterteilt ist der Beirat in 

eine Kommission für die allgemeine politische Bil- 
dungsarbeit und 


*) Anmerkung: Soweit nichts anderes angegeben ist, er- 
geben sich der „Arbeitsauftrag" und der „Anlaß für die 
Konstituierung" aus der Bezeichnung des jeweiligen Gre- 
miums. Zum „Mitarbeiterstab" werden nur dann Angaben 
gemacht, wenn ein solcher vorhanden ist. 


eine Kommission für das Ost-West-Kolleg. 

Letztere setzt sich aus Wissenschaftlern zusam- 
men, die sich speziell mit der Osteuropaproblema- 
tik beschäftigen. 

Mitglieder: 12 Vertreterinnen und Vertreter gei- 
stes- und gesellschaftswissenschaftlicher Diszi- 
plinen. 

Konstituierung, Anlaß: 1952, Beschluß der Bundes- 
regierung. 

2. Beirat der Stiftung Bundeskanzler- Adenauer-Haus 

Arbeitsauftrag: Wissenschaftliche Beratung des 
Kuratoriums und Vorstands der Stiftung bei der Er- 
füllung der gesetzlichen Stiftungsaufgaben (Ge- 
setz vom 24. November 1978 - BGBl. S. 1821). 
Mitglieder: 14, davon 6 Wissenschaftler, 2 Ver- 
bandsvertreter, 6 weitere Sachverständige (Zeit- 
zeugen). 

Konstituierung, Anlaß: 1979, Satzung der Stiftung. 

3. Beirat der Stiftung Reichspräsident- Friedrich- 
Ebert-Gedenkstätte 

Arbeitsauftrag: Beratung des Kuratoriums und des 
Vorstands der Stiftung bei der Erfüllung der Stif- 
tungsaufgaben (Tagungen/ Veröffentlichungen 

usw.). 

Mitglieder: 15 ehrenamtliche Sachverständige. 
Konstituierung, Anlaß: 1990, Beschluß des Deut- 
schen Bundestages. 

4. Fachbeirat des Bundesinstituts für Sportwissen- 
schaft „Medizin, Biologie, Dopinganalytik'' mit 
den Fachausschüssen „Medizin und Biologie", 
„ Doping analytik und spezielle Biochemie" und 
„ Behindertensport " 

Arbeitsauftrag: Fachliche Beratung für die Ver- 
gabe von Forschungsaufträgen und -anträgen so- 
wie bei der Koordinierung auf dem Gebiet der 
Sportwissenschaft. 

Mitglieder: 16 Wissenschaftler. 

Konstituierung, Anlaß: 1992, Neufassung, Errich- 
tungserlaß. 

5. Fachbeirat des Bundesinstituts für Sportwissen- 
schaft „Sozial- und Verhaltens Wissenschaft, Trai- 
nings- und Bewegungswissenschaft" mit den 
Fachausschüssen „Sozial- und Verhaltenswissen- 
schaft" und „Trainings- und Bewegungswissen- 
schaft" 

Arbeitsauftrag: Fachliche Beratung für die Ver- 
gabe von Forschungsaufträgen und -anträgen so- 
wie bei der Koordinierung auf dem Gebiet der 
Sportwissenschaft. 

Mitglieder: 14 Wissenschaftler. 

Konstituierung, Anlaß: 1992, Neufassung Errich- 
tungserlaß. 

6. Fachbeirat des Bundesinstituts für Sportwissen- 
schaft „Sportstätten und Sportgeräte" 

Arbeitsauftrag: Fachliche Beratung für die Ver- 
gabe von Forschungsaufträgen und -anträgen so- 
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wie bei der Koordinierung auf dem Gebiet der 
Sportwissenschaft. 

Mitglieder; 8, davon 5 Wissenschaftler, 1 Ver- 
bandsvertreter, 2 Sachverständige. 

Konstituierung, Anlaß: 1992, Neufassung Errich- 
tungserlaß. 

7. Fachbeirat des Bundesinstituts für Sportwissen- 
schaft „Fachinformation" 

Arbeitsauftrag: Fachliche Beratung für die Ver- 
gabe von Forschungsaufträgen und -anträgen so- 
wie bei der Koordinierung auf dem Gebiet der 
Sportwissenschaft. 

Mitglieder: 8, davon 7 Wissenschaftler, 1 Sachver- 
ständiger. 

Konstituierung, Anlaß: 1992, Neufassung Errich- 
tungserlaß. 

8. Beirat der Stiftung „Preußischer Kulturbesitz" mit 
Museumskommission und Bibliothekskommission 

Arbeitsauf trag: Beratung des Stiftungsrates und 
des Präsidenten in archiv-, museums- und biblio- 
theksfachlichen Fragen sowie in wissenschaft- 
lichen Angelegenheiten, die sich im Zusammen- 
hang mit der Verwaltung der Stiftung und ihrer 
Einrichtungen ergeben. Zur Beratung spezieller 
Fachfragen ist aus den Mitgliedern des Beirates 
eine Museumskommission und eine Bibliotheks- 
kommission gebildet worden. 

Mitglieder: Höchstens 15 ehrenamtliche Mitglie- 
der, die auf den Gebieten der Kunst, des 
Museumswesens, des Bibliotheks- und Archiv- 
wesens und denjenigen Gebieten, auf denen die 
Stiftung wissenschaftliche Institute unterhält und 
wissenschaftliche Aufgaben erfüllt, sachverständig 
sind. 

Mitglieder: z. Z. 15, davon 8 Wissenschaftler, 
7 sonstige Sachverständige. 

Konstituierung, Anlaß: Gesetz zur Errichtung einer 
Stiftung „Preußischer Kulturbesitz" vom 25. Juli 
1957 i. d. F. vom 28. Juni 1990. 


9. Wissenschaftliche Kommission am Institut für 
Museumskunde der Staatlichen Museen zu Berlin 
- Preußischer Kulturbesitz 

Arbeitsauftrag: Förderung der Arbeit des Instituts 
mit ihrem Rat, insbesondere Mitent Wicklung der 
Forschungsvorhaben des Instituts und Begleitung 
der Projekte mit wissenschaftlicher Beratung. 
Mitglieder: 11 ehrenamtliche Mitglieder, davon 
5 Mitglieder von Amts wegen, 6 Mitglieder, die 
vom Stiftungsrat gewählt werden. 

Bis zu 6 Mitglieder sind Wissenschaftler, 2 Ver- 
bandsvertreter, 3 sonstige Sachverständige. 
Konstituierung, Anlaß: Beschluß des Stiftungsrates 
der Stiftung Preußischer Kulturbesitz vom 17. De- 
zember 1979; Notwendigkeit, die Forschungs- 
arbeit des seit 1979 im Aufbau befindlichen Insti- 
tuts zu beraten und mit den Forschungen an ande- 
rer Stelle zu koordinieren. 


10. Auswahlausschuß für Filmförderung beim Bundes- 
minister des Innern 

Arbeitsauftrag: Beurteilung der Fördervorausset- 
zungen - insbesondere des künstlerischen Ran- 
ges - nach den Bestimmungen der Filmförde- 
rung srichtlinien des BMI. Aufgrund der Vor- 
schläge des Auswahlausschusses für Filmförde- 
rung trifft der Bundesminister des Innern die För- 
derentscheidungen. 

Mitglieder: Der Auswahlausschuß für Filmförde- 
rung umfaßt z. Z. 7 Kommissionen mit insgesamt 48 
sachverständigen Persönlichkeiten aus allen Berei- 
chen des Films. Seine Mitglieder sind ehrenamt- 
lich tätig. Unter den Experten befinden sich unter 
anderem 5 Filmwissenschaftler und 1 Verbands- 
vertreter. 

Konstituierung, Anlaß: 1951 Einführung der kul- 
turellen Filmförderung des Bundes durch Erlaß 
vom 10. Februar 1951. 

11. Wissenschaftlicher Beirat der Stiftung „Haus der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland" 

Arbeitsauftrag: Beratung des Kuratoriums und des 
Direktors. 

Mitglieder: Bis zu 25 Wissenschaftler. 
Konstituierung, Anlaß: Errichtung der Stiftung 
„Haus der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland" (Gesetz vom 28. Februar 1990, 
BGBl. IS. 294 ff.). 

12. Arbeitskreis gesellschaftlicher Gruppen der Stif- 
tung „Haus der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland" 

Arbeitsauftrag: Beratung des Kuratoriums und des 
Direktors. 

Mitglieder: Bis zu 21 ehrenamtliche Sachverstän- 
dige. 

Konstituierung, Anlaß: Errichtung der Stiftung 
„Haus der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland" (Gesetz vom 28. Februar 1990, 
BGBl. IS. 294 ff.). 

13. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesinstitut für 
ostdeutsche Kultur und Geschichte in Oldenburg 

Arbeitsauftrag: Unterstützung des Bundesinstituts 
bei der Erfüllung seiner wissenschaftlichen Auf- 
gaben im Rahmen der Kulturarbeit nach § 96 des 
Bundesvertriebenengesetzes. 

Mitglieder: bis zu 7 Wissenschaftlern, die als Hoch- 
schullehrer tätig sind und sich mit Fragen der ost- 
deutschen Kultur und Geschichte beschäftigen; 
davon sind derzeit 6 berufen. 

Konstituierung, Anlaß: Errichtungserlaß des BMI 
vom 27. Januar 1989 

14. Beirat für Vertriebenen-, Flüchtlings- und Spätaus- 
siedlerfragen beim Bundesministerium des Innern 

Arbeitsauftrag: Der Beirat hat die Aufgabe, die 
Bundesregierung und die Landesregierungen 
sachverständig in Vertriebenen-, Flüchtlings- und 
Spätaussiedlerfragen zu beraten. Er soll zu allge- 
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meinen Regelungen und Maßnahmen gehört wer- 
den. 

Mitglieder: Der Beirat setzt sich zusammen aus 

— je einem Vertreter der bei den zentralen Dienst- 
stellen der Länder gebildeten Beiräte (§ 22) 
oder der zentralen Dienststellen der Länder, 

— 16 Vertretern der auf Bundesebene tätigen 
Organisationen der Vertriebenen, Flüchtlinge 
und Spätaussiedler, 

— je einem Vertreter der Evangelischen und 
Katholischen Kirche, 

— je einem Vertreter der kommunalen Spitzenver- 
bände, 

— je einem Vertreter der anerkanntem Spitz enver- 
bände der freien Wohlfahrtspflege sowie des 
Deutschen Vereins für öffentliche und private 
Fürsorge, 

— 2 Vertretern der Spitzenorganisationen der 
Arbeitgeber und 

— 2 Vertretern der Spitzenorganisationen der 
Arbeitnehmer. 

Konstituierung, Anlaß: §§22 bis 24 Bundesvertrie- 
benengesetz i. d. F. der Bekanntmachung vom 
2. Juni 1993 (BGBl. I S. 829). 

15. Kommission zum Schutz der Zivilbevölkerung 

Arbeitsauftrag: Die Kommission berät den Bundes- 
minister des Innern in wissenschaftlichen Fragen 
der Bevölkerungsschutzes (GMBl. 1989, S. 182 
Nr. 36). Unterteilt ist die Kommission in Fachaus- 
schüsse, die sich aus Wissenschaftlern mit entspre- 
chenden Spezialkenntnissen zusammensetzen. 
Koordiniert' und gelenkt wird die Arbeit der 
Kommission durch den Inneren Ausschuß. 
Mitglieder: 46 Wissenschaftler. 

Konstituierung, Anlaß: Gründung 1951, zunächst 
Betreuung durch die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft, später Übernahme durch das Bundesmini- 
sterium des Innern. 

16. Beirat der Forschungsreihe des Bunde skriminal- 
amtes (BKA-Forschungsreihe) 

Arbeitsauftrag: Wissenschaftliche Beratung zu all- 
gemeinpolizeilichen bzw. kriminalpolizeilichen 
Themen. 

Mitglieder: 4, davon 2 Wissenschaftler, 2 Sonstige. 
Konstituierung, Anlaß: 1974, Einführung der BKA- 
Fors chungsreih e . 

17. Statistischer Beirat 

Arbeitsauftrag: Beratung des Statistischen Bun- 
desamtes in Grundsatzfragen. 

Mitglieder: 59 ehrenamtliche Mitglieder, davon 
4 Wissenschaftler, 16 Verbandsvertreter, 39 Mit- 
glieder von Amts wegen. 

Konstituierung, Anlaß: 1953, Gesetz über die Stati- 
stik für Bundeszwecke vom 3. September 1953. 


Bundesministerium der Justiz 

1. Sachverständigenkommission für gewerblichen 
Rechtsschutz 

Arbeitsauftrag: Beratung bei Gesetzgebungsvor- 
haben. 

Mitglieder: 22 Wissenschaftler, Anwälte, Prak- 
tiker. 

Konstituierung, Anlaß: 1950. 

2. Sachverständigenkommission für das Urheber- 
recht 

Arbeitsauftrag: Beratung bei Gesetzgebungsvor- 
haben 

Mitglieder: 13 Wissenschaftler, Anwälte, Prak- 
tiker. 

Konstituierung, Anlaß: 1950. 

3. Sachverständigenkommission für Gebührenstruk- 
turfragen im Bereich des Bundespatentgerichts 
und des Deutschen Patentamts 

Arbeitsauftrag: Beratung bei Gesetzgebungsvor- 
haben im Bereich des Patentgebührenrechts. 
Mitglieder: 16 Anwälte, Praktiker, Verbandsver- 
treter. 

Konstituierung, Anlaß: 1993. 

Bundesministerium der Finanzen 

1. Wissenschaftlicher Beirat beim BMF 

Arbeitsauftrag: Der Beirat soll den Bundesminister 
der Finanzen in allen Fragen der Finanzpolitik 
beraten. 

Mitglieder: 25 Hochschulprofessoren. 
Mitarbeiterstab: 2 Personen (1 Protokollführer, Se- 
kretariat) . 

Konstituierung, Anlaß: 1968; Satzung des Beirats. 

2. Versicherungsbeirat beim Bundesaufsichtsamt für 
das Versicherungswesen 

Arbeitsauftrag; Gutachtliche Beratung des Bun- 
desaufsichtsamts für das Versicherungswesen bei 
Vorbereitung wichtiger Beschlüsse sowie in der 
Mitwirkung bei Entscheidungen der dort be- 
stehenden Beschlußkammern. 

Mitglieder: 60, davon 25 Privatwirtschaft, 16 Ver- 
bände, 6 Wissenschaft, 5 Gewerkschaft, 8 Sonstige 
(freie Berufe, Beamte/Richter). 

Konstituierung, Anlaß: 1901; § 92 Versicherungs- 
aufsichtsgesetz (BGBl. III, 7631-1). 

3. Bewertungsbeirat beim Bundesministerium der 
Finanzen 

Arbeitsauftrag: Nach § 65 BewG Vorschläge zu 
machen 

— für die durch besonderes Gesetz festzusetzen- 
den Ertrags werte, 

— für die durch Rechtsverordnung festzusetzen- 
den Vergleichszahlen und Vergleichswerte der 
Hauptbewertungsstützpunkte, 
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— für die durch Rechtsverordnung festzusetzen- 
den Normalwerte der forstwirtschaftlichen Nut- 
zung für Bewertungsgebiete. 

— Der Bewertungsbeirat übernimmt nach § 63 
Abs. 3 BewG auch die Befugnisse des Reichs- 
schätzungsbeirats nach dem Bodenschätzungs- 
gesetz. 

Mitglieder: 43, davon 14 selbständige Land- und 
Forstwirte, 13 sonstige Sachverständige, 8 Verwal- 
tungsangehörige, 4 Angehörige von Privatwirt- 
schaft und Verbänden, 4 Wissenschaftler. 
Konstituierung, Anlaß: Neukonstituierung 1967; 
Fortführung der Einheitsbewertung des land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögens nach dem Bewer- 
tungsgesetz 1965. 

4. Beirat beim Bundesamt zur Regelung offener Ver- 
mögensfragen 

Arbeitsauftrag: Unterstützung des Bundesamtes 
bei der Gewährleistung einer einheitlichen Durch- 
führung des Vermögensgesetzes in den neuen 
Ländern und bei der Erfüllung der Aufgaben, die 
dem Bundesamt in eigener Zuständigkeit ob- 
liegen. 

Mitglieder: 14, davon 6 Ländervertreter, 4 Ver- 
bändevertreter, 4 Sachverständige. 

Konstituierung, Anlaß: 1993; Satzung des Beirats. 


Bundesministerium für Wirtschaft 

1. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium 
für Wirtschaft 

Arbeitsauftrag: Unabhängige Beratung des Bun- 
desministers für Wirtschaft in allen Fragen der 
Wirtschaftspolitik. 

Mitglieder: 32 Hochschulprofessoren. 
Mitarbeiterstab: 1 Sekretärin. 

Konstituierung, Anlaß: 23. Januar 1948; Beratung 
beim wirtschaftlichen Wiederaufbau nach dem 
Krieg. 

2. Außenwirtschaftsbeirat beim Bundesminister für 
Wirtschaft 

Aufgabe: Beratung des Bundesministers für Wirt- 
schaft in Fragen der Außenwirtschaftspolitik. 
Mitglieder: 35, davon 26 Vertreter der Privatwirt- 
schaft, 9 Verbands- bzw. Kammervertreter, davon 
2 Gewerkschafter. 

Konstituierung, Anlaß: 1. Sitzung 14./15. Mai 1947; 
Beschluß des Verwaltungsrates des Verwaltungs- 
amtes für Wirtschaft 1946. 

3. Beirat für Fragen des gewerblichen Mittelstandes 
und der Freien Berufe beim Bundesminister für 
Wirtschaft 

Arbeitsauftrag: Beratung des BMWi in wirtschafts- 
politischen, insbesondere strukturpolitischen Fra- 
gen kleiner und mittlerer Unternehmen und der 
Freien Berufe sowie Unterstützung durch gutacht- 
liche Stellungnahmen. 


Mitglieder: Derzeit 44, davon 3 Wissenschaftler, 38 
Vertreter der gewerblichen Wirtschaft, der Dienst- 
leistungswirtschaft und der Freien Berufe, je ein 
Vertreter der Fraktionen des Deutschen Bundes- 
tages (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben bisher 
auf Benennung eines Vertreters verzichtet). 
Konstituierung, Anlaß: 1956; Beschluß des Bun- 
destagsausschusses für Sonderfragen des Mittel- 
standes. 

4. Verbraucherbeirat beim Bundesminister für Wirt- 
schaft 

Arbeitsauftrag: Beratung der Bundesregierung zu 
grundsätzlichen verbraucherpolitischen Fragen. 
Mitglieder: 18, davon 2 Wissenschaftler, 7 Ver- 
bandsvertreter, 4 Gewerkschafter, 5 Sonstige. 
Konstituierung, Anlaß: Erlaß über die Errichtung 
eines Verbraucherbeirates beim BMWi vom 
18. Mai 1972. 

5. Beirat für Fragen des Tourismus beim Bundesmini- 
ster für Wirtschaft 

Arbeitsauftrag; Beratung der Bundesregierung in 
allen tourismuspolitisch bedeutsamen Fragen. 
Mitglieder: 30, davon 2 Wissenschaftler, 16 Ver- 
bandsvertreter, 7 Vertreter der Privatwirtschaft, 
1 Gewerkschafter, 4 Sonstige. 

Konstituierung, Anlaß: 30. Juni 1977; wachsende 
Bedeutung des Tourismusbereichs. 

6. Sachverständigenausschuß Bergbau beim Bundes- 
ministerium für Wirtschaft 

Arbeitsauftrag: Beratung des BMWi in allen Fra- 
gen der Bergtechnik, insbesondere der Sicher- 
heitstechnik; Stellungnahme zu den vom BMWi zu 
erlassenden Bergverordnungen. 

Mitglieder: 28, davon 4 Vertreter der Bundesregie- 
rung, 5 Vertreter von Landesregierungen, 5 Ver- 
treter der zuständigen Bergbehörden, 4 Vertreter 
der Berufsgenossenschaften, 4 Vertreter der Ar- 
beitnehmer sowie 6 Vertreter der beteiligten Berg- 
bauwirtschaft. 

Konstituierung, Anlaß: Verordnung über den 
Sachverständigenausschuß für den Bergbau vom 
4. März 1981 (BGBl. I S. 277). 

7. Interministerieller Ausschuß für Ausfuhrgarantien 
und Ausfuhrbürgschaften (IMA) unter Beteiligung 
von Sachverständigen 

Arbeitsauftrag: Behandlung grundsätzlicher Fra- 
gen der Deckungspolitik, des Deckungssystems 
und der Deckungsformen sowie Beratung zu kon- 
kreten Anträgen auf Übernahme von Ausfuhr- 
garantien und Ausfuhrbürgschaften. 

Mitglieder: 19, neben Vertretern der 4 beteiligten 
Ressorts 12 Vertreter aus Industrie/Handel und 
Banken sowie je 1 Vertreter der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau, der AKA-Ausfuhrkreditgesellschaft 
m.b.H. und der Treuhandanstalt. An Sonder- Aus- 
schuß Sitzungen, die mit besonders bedeutsamen 
Grunsatzfragen befaßt sind, werden außerdem 
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noch 12 weitere Sachverständige aus der Privat- 
wirtschaft beteiligt. 

Mitarbeiter: Mandatare: Hermes/Treuarbeit. 
Konstituierung, Anlaß: 9. November 1949; Neube- 
ginn des staatlichen Export-Kreditversicherungs- 
systems. 

8. Interministerieller Ausschuß für Kapitalanlage - 
garantien des Bundes (KAGA) unter Beteiligung 
von Sachverständigen 

Arbeitsauftrag: Beratung bei der Förderung deut- 
scher Direktinvestitionen in Entwicklungsländern 
und den Reformländern Osteuropas. 

Mitglieder: 14, davon neben Vertretern der betei- 
hgten Ressorts 9 Mitglieder von Industrie, Handel 
und Banken, 4 Vertreter von Regionalverbänden, 
1 Vertreter von IHK. 

Mitarbeiter: Mandatar: Treuarbeit. 

Konstituierung, Anlaß: 14. Januar I960; Aufnahme 
eines Förderprogramms zur Absicherung deut- 
scher Auslandsinvestitionen. 

9. Kuratorium der Bundesanstalt für Materialfor- 
schung und -Prüfung (BAM) 

Arbeitsauf trag: Beratung des Präsidenten der BAM 
und des Bundesministers für Wirtschaft in wissen- 
schaftlichen und technischen Fragen. 

Mitglieder: 22, davon 7 Vertreter der Wissenschaft, 
1 Vertreter aus den Landesverwaltungen, 14 Ver- 
treter der Privatwirtschaft. 

Konstituierung, Anlaß: Erlaß über die Errichtung 
der Bundesanstalt für Materialprüfung vom 1. Sep- 
tember 1964, BAnz Nr. 162 vom 2. September 
1964. 

10. Kuratorium der Physikalisch-Technischen Bundes- 
anstalt (PTB) 

Arbeitsauftrag: Beratung der PTM und des BMWi 
Mitglieder: 30, davon 16 Vertreter der Wissen- 
schaft, 1 Vertreter aus Landes Verwaltung, 13 Ver- 
treter der Privatwirtschaft. 

Konstituierung, Anlaß: Satzung der PTB vom 
1. August 1977, BAnz Nr. 151 vom 16. August 
1977. 

11. Vollversammlung für das Eichwesen (bei der PTB) 

Arbeitsauftrag: Beratung über technische Angele- 
genheiten des Eichwesens, die für Anwendung 
und Fortentwicklung des Eichrechts von Bedeu- 
tung sind. 

Mitglieder: 77, davon 61 Vertreter aus der Bundes- 
verwaltung, 16 Vertreter der Landesverwaltungen. 
Konstituierung, Anlaß: Satzung der Physikalisch- 
Technischen Bundesanstalt vom 1. August 1977 
(BAnz a. a. O.). 

12. Beirat für medizinische Meßtechnik bei der PTB 

Arbeitsauftrag: Beratung der PTB in medizinisch- 
technischen Fragen bei Entwicklung und Anwen- 
dung des Eichwesens im Bereich der Heilkunde; 
Vorschläge an PTB und BMWi zu Vorschriften und 


technischen Regeln gemäß dem Stand der Wissen- 
schaft und Technik, Anhörung von Sachverständi- 
gen vor Erlaß von Rechtsvorschriften. 

Mitglieder: 14, davon 3 Wissenschaftler, 2 Vertre- 
ter des Bundes, 1 Vertreter der Länder, 5 Vertreter 
aus der Privatwirtschaft, 3 Sonstige. 

Konstituierung, Anlaß: Parlamentarische Beratun- 
gen zur Novellierung des Eichgesetzes 1984. 

13. Beirat des Deutschen Kalibrierdienstes (DKD) bei 
der PTB 

Arbeitsauftrag: Mitwirkung an den Arbeitsgrund- 
lagen des DKD; Vertretung der Interessen der 
deutschen Wirtschaft; Mitbestimmung bei generel- 
len Fragen, z.B. der nationalen und internatio- 
nalen Zusammenarbeit. 

Mitglieder: 20, davon 2 Vertreter von Bundesmini- 
sterien, 2 Vertreter von Landesbehörden, 6 Vertre- 
ter der Industrie verbände, 5 Vertreter von Kali- 
brierlaboratorien der Privatwirtschaft, 4 Vertreter 
von Prüf- und Zertifizierungsinstitutionen des 
öffentlichen Rechts und 1 Vertreter des Deutschen 
Akkreditierungsrates. 

Mitarbeiterstab: Betreuung durch 6 Mitglieder des 
DKD-Leitungsgremiums und die DKD-Geschäfts- 
stelle. 

Konstituierung, Anlaß: Die Gründung erfolgte 
durch Beschluß des BMWi, des Bundesverbandes 
der Deutschen Industrie in Köln (BDI) und der PTB 
im Anschluß an die Gründung des DKD vom 4. Juli 
1977; die konstituierende Sitzung erfolgte am 
10. Oktober 1978. 


14. Kuratorium bei der Bundesanstalt für Geowissen- 
schaften und Rohstoffe (BGR) 

Arbeitsauftrag: Beratung der BGR und des BMWi 
in allen die Arbeit der BGR berührenden wichtigen 
Fragen. 

Mitglieder: 17, davon 7 Wissenschaftler, 10 Vertre- 
ter aus der Privatwirtschaft. 

Konstituierung, Anlaß: Erlaß über das Kuratorium 
bei der BGR vom 29. Januar 1975, BAnz Nr. 31 vom 
14. Februar 1975 und Änderungserlaß vom 22. Ja- 
nuar 1980, BAnz Nr. 20 vom 30. Januar 1980. 


15. Kuratorium für das Seismologische Zentralobser- 
vatorium Gräfenberg (SZGRF) bei der Bundes- 
anstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe 

Arbeitsauftrag: Förderung der Entwicklung des 
SZGRF als Einrichtung für die Geowissenschaften; 
Stellungnahme zum vorgeschlagenen wissen- 
schaftlichen Arbeitsprogramm; Beratung der BGR 
und der deutschen Forschungsgemeinschaft in 
wissenschaftlichen Angelegenheiten des SZGRF; 
Pflege von Kontakten zu den Hochschulinstituten. 
Mitglieder: 6, davon 3 Wissenschaftler, 3 Vertreter 
der Bundesregierung. 

Konstituierung, Anlaß: Vertrag zwischen der BGR 
und der DFG über die Nutzung des SZGRF von 
1979. 
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16. Beirat beim Bundesamt für Wirtschaft (BAW) 

Arbeitsauftrag; Beratung des BMWi bei der Fest- 
setzung des Kohlepfennigs und des BAW bei der 
Durchführung des Dritten Verstromungsgesetzes. 
Mitglieder: 18, davon 3 Vertreter aus Bundeslän- 
dern, 11 Verbandsvertreter und 4 Gewerkschafter. 
Konstituierung, Anlaß: Drittes Verstromungsge- 
setz. 

17. Verwaltungsrat der Bundesstelle für Außenhan- 
delsinformationen (BfAI) 

Arbeitsauftrag; Mitwirkung bei der Aufstellung 
von Richtlinien für die Arbeit der BfAI. 

Mitglieder: 21, davon 9 Vertreter der Bundesver- 
waltung, 3 Vertreter von Landesverwaltungen, 
2 Vertreter von Gewerkschaften, 7 Vertreter von 
Wirtschaftsverbänden. 

Konstituierung, Anlaß: Errichtungserlaß des BMWi 
vom 1. März 1951, zuletzt geändert durch Erlaß 
vom 18. Januar 1993, BAnz Nr. 17 vom 27. Januar 
1993. 


Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

1. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Arbeitsauftrag: Unabhängige Beratung des Bun- 
desministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten in Fragen der Agrarpolitik und Agrar- 
wirtschaft. 

Mitglieder: 15 Wissenschaftler. 

Konstituierung, Anlaß: Am 19. Januar 1950 durch 
Verwaltungsanordnung des BML. 

2. Wissenschaftlicher Beirat für Düngungsfragen 

Arbeitsauftrag: Beratung des Bundesministeriums 
für Ernährung, Land- und Forstwirtschaft durch 
gutachtliche Stellungnahmen. 

Mitglieder: 7 Wissenschaftler. 

Konstituierung, Anlaß: Am 4. November 1952 
durch Verwaltungsanordnung des BML. Neurege- 
lung durch Verordnung vom 19. Dezember 1977. 

3. Bundesausschuß für Weinforschung 

Arbeitsauftrag; Beratung des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten in Fra- 
gen der Weinforschung 
Mitglieder: 12, davon 11 Wissenschaftler. 
Konstituierung, Anlaß: Am 3. Juli 1950 durch Ver- 
waltungsanordnung des BML. 

4. Beirat für Tierseuchenbekämpfung 

Arbeitsauftrag: Beratung des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten in Fra- 
gen der Tierseuchenbekämpfung. 

Mitglieder: 14, darunter 2 Wissenschaftler. 
Konstituierung, Anlaß: Am 29. September 1961 
durch Verwaltungsanordnung des BML 


5. Tierschutzkommission 

Arbeitsauftrag: Beratung des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten in Fra- 
gen des Tierschutzes. 

Mitglieder: 12, davon 6 Wissenschaftler. 
Konstituierung, Anlaß; Am 23. Juni 1987 gemäß 
§ 16 b Abs. 2 des Tierschutzgesetzes in der Fas- 
sung vom 18. August 1986 in Verbindung mit der 
Verordnung über die Tierschutzkommission beim 
BML vom 23. Juni 1987. 

6. Beirat zur Feststellung der Ertragslage der Land- 
wirtschaft nach § 3 des Landwirtschaftsgesetzes 

Arbeitsauftrag: Beratung des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten bei der 
Anlage, Durchführung und Auswertung der Er- 
hebungen und Unterlagen zur Feststellung der Er- 
tragslage der Landwirtschaft. 

Mitglieder: 21, davon 4 Wissenschaftler, 
Konstituierung, Anlaß: Am 5. September 1955 ge- 
mäß § 3 des Landwirtschaftsgesetzes vom 5. Sep- 
tember 1955. 

7. Sachverständigenausschuß für die Auswertung der 
Viehzählung 

Arbeitsauftrag: Analyse der bisherigen und künfti- 
gen Entwicklungen auf den Märkten für Rind-, 
Kalb-, Schweine- und Schaffleisch als Informa- 
tionsgrundlage für Verwaltung und Wirtschaft. 
Mitglieder: 13, davon 1 Wissenschaftler. 
Konstituierung, Anlaß: Am 1. Juni 1954 durch Ver- 
waltungsanordnung des BML. 

8. Verbraucherausschuß beim Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Arbeitsauftrag: Beratung des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten in Fra- 
gen der Verbraucherpolitik im Ernährungsbereich. 
Mitglieder: 16, davon 2 Wissenschaftler. 
Konstituierung, Anlaß: Am 19. Dezember 1950 
durch Verwaltungsanordnung des BML; neu er- 
richtet am 15, April 1981. 

9. Beirat zur Anhörung von Sachkennern gemäß § 17 
des Milch- und Margarinegesetzes 

Arbeitsauftrag: Beratung des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten in allen 
produktbezogenen Fragen, 

Mitglieder: durchschnittlich 12, davon durch- 
schnittlich 3 Wissenschaftler. 

Konstituierung, Anlaß: Am 25, Juli 1990 gemäß 
§ 17 des Milch- und Margarinegesetzes vom 
25. Juli 1990. 

10. Beirat für Bildung und Beratung 

Arbeitsauftrag: Beratung des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten in Fra- 
gen der beruflichen Bildung und Beratung im 
Agrarbereich, 

Mitglieder: 15, davon 5 Wissenschaftler. 
Konstituierung, Anlaß: Am 20. August 1980 durch 
Verwaltungsanordnung des BML. 
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11. Beraterausschuß „Integrierter Pflanzenschutz" 

Arbeitsauftrag: Beratung des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten in Fra- 
gen des integrierten Pflanzenschutzes einschließ- 
lich Forschung. 

Mitglieder: 10, davon 7 Wissenschaftler. 
Konstituierung, Anlaß: Am 20. Januar 1965 durch 
Verwaltungsanordnung des BML. 

12. Gutachterkommission für Waldinventur 

Arbeitsauftrag: Beratung des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten bei Fra- 
gen der Vorbereitung und Durchführung einer 
Waldinventur auf Bundesebene. 

Mitglieder: 6 Wissenschaftler. 

Konstituierung, Anlaß: Erlaß des BML vom 17. No- 
vember 1978. 

13. Kuratorium der Bundesforschungsanstalt für Land- 
wirtschaft Braunschweig- Völkenrode (FAL) 

Arbeitsauftrag: Beratung der Bundesforschungs- 
anstalt in Fragen der Forschung und Förderung der 
Verbindung der Anstalt zu Wissenschaftlern und 
Forschungseinrichtungen gleicher und verwandter 
Wissensgebiete sowie zur Praxis. 

Mitglieder: 19, davon 5 Wissenschaftler. 
Konstituierung, Anlaß: Errichtung der Bundesfor- 
schungsanstalt. 

14. Beirat der Biologischen Bundesanstalt für Land- 
und Forstwirtschaft (BBA) 

Arbeitsauf trag: wie Nr. 13. 

Mitglieder: 14, davon 7 Wissenschaftler. 
Konstituierung, Anlaß: wie Nr. 13. 

15. Beirat der Bundesanstalt für Milchforschung 

Arbeitsauftrag: wie Nr. 13. 

Mitglieder: 11, davon 6 Wissenschaftler. 
Konstituierung, Anlaß: wie Nr. 13. 

16. Beirat der Bundesforschungsanstalt für Fischerei 

Arbeitsauftrag: wie Nr. 13. 

Mitglieder: 15, davon 4 Wissenschaftler. 
Konstituierung, Anlaß: wie Nr. 13. 

17. Beirat der Bundesforschungsanstalt für Forst- und 
Holzwirtschaft 

Arbeitsauftrag: wie Nr. 13. 

Mitglieder: 12, davon 5 Wissenschaftler. 
Konstituierung, Anlaß: wie Nr. 13. 

18. Beirat der Bundesanstalt für Getreide-, Kartoffel- 
und Fettforschung 

Arbeitsauftrag: wie Nr. 13. 

Mitglieder: 12, davon 6 Wissenschaftler. 
Konstituierung, Anlaß: wie Nr. 13. 

19. Beirat der Bundesforschungsanstalt für Virus- 
krankheiten der Tiere 


Arbeitsauftrag: wie Nr. 13. 

Mitglieder: 12 Wissenschaftler. 

Konstituierung, Anlaß: wie Nr. 13. 

20. Beirat der Bundesanstalt für Fleischforschung 

Arbeitsauftrag: wie Nr. 13. 

Mitglieder: 10, davon 5 Wissenschaftler. 
Konstituierung, Anlaß: wie Nr. 13. 

21. Beirat der Bundesforschungsanstalt für Ernährung 

Arbeitsauftrag: wie Nr. 13. 

Mitglieder: 13, davon 8 Wissenschaftler. 
Konstituierung, Anlaß: wie Nr. 13. 

22. Beirat der Bundesanstalt für Züchtungsforschung 
an Kulturpflanzen 

Arbeitsauftrag: wie Nr. 13. 

Mitglieder: 15, davon 10 Wissenschaftler. 
Konstituierung, Anlaß: wie Nr. 13. 


Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 

1. Sozialbeirat 

Arbeitsauftrag: Gutachten zum Rentenversiche- 
rungsbericht der Bundesregierung und gelegent- 
liche, auf Neuregelungen im Bereich der gesetz- 
lichen Rentenversicherung beschränkte Beratung 
der Bundesregierung. 

Mitglieder: 12, davon je 4 Arbeitnehmer- bzw. Ar- 
beitgebervertreter der Rentenversicherungsträger, 
3 Sozial- bzw. Wirtschaftswissenschaftler, 1 Ver- 
treter der Deutschen Bundesbank. 

Konstituierung, Anlaß: §§ 155, 156 SGB VI (früher 
§ 1274 RVO, § 51 AVG, § 71 RKG). 

2. Ärztlicher Sachverständigenbeirat 
gegliedert in die Sektionen: 

2.1 Versorgungsmedizin, 

2.2 Berufskrankheiten, 

2.3 Pflegeversicherung/Medizinische Rehabilita- 
tion. 

Arbeitsauftrag: Beratung des BMA in Fragen der 
Arbeits- und Sozialmedizin und in allgemeinen 
zum Geschäftsbereich des Ministeriums gehören- 
den gesundheitspolitischen Fragen. 

Konstituierung, Anlaß: Verwaltungsentscheidung 
vom 8. März 1952. 

Zu 2.1 

Arbeits auftrag: Beratung des BMA in dem erwei- 
terten versorgungsmedizinischen Aufgabenbe- 
reich und Gewährleistung einer einheitlichen ver- 
sorgungsmedizinischen Begutachtung und Durch- 
führung der Heilbehandlung. 

Mitglieder: 17 in versorgungsmedizinischen Be- 
gutachtungsfragen besonders erfahrene Ärzte, 
darunter die 16 leitenden Ärzte der Versorgungs- 
verwaltung der Länder. 
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Zu 2.2 

Arbeitsauftrag: Beratung des BMA zu neu auftre- 
tenden Gesundheitsgefahren und daraus resultie- 
renden neuen Berufskrankheiten. 

Mitglieder: 12, davon 8 Wissenschaftler aus dem 
Bereich der Arbeitsmedizin, 2 Betriebs- oder 
Werksärzte, 2 Gewerbeärzte. 

Zu 2.3 

Arbeitsauftrag: Beratung des BMA in allen fach- 
lichen Fragen der gesetzlichen Pflegeversicherung 
sowie der medizinischen Rehabilitation. 

Mitglieder: 16, davon 11 Ärzte und Wissenschaftler 
aus den Bereichen der Geriatrie, geriatrischen 
Psychiatrie und der medizinischen Rehabilitation, 
5 ständige Berater aus dem Pflegebereich. 

3. Bundesausschuß der Kriegsbeschädigten- und 
Kriegshinterbliebenenfürsorge, Körperschaft des 
öffentlichen Rechts 

Arbeitsauftrag: Beratung des BMA in allen grund- 
sätzlichen Fragen der Kriegsopferfürsorge. 
Mitglieder: 19, davon 8 Vertreter der Hauptfürsor- 
gestellen, 8 Vertreter der Kriegsopferorganisatio- 
nen, 3 auf dem Gebiet der Kriegsopferfürsorge er- 
fahrene Personen. 

Konstituierung, Anlaß: Verordnung über die so- 
ziale Kriegsbeschädigten- und Kriegshinterbliebe- 
nenfürsorge vom 8. Februar 1919 (RGBl. S. 187) 
i. d. F. der Verordnung über die Fürsorgepflicht 
vom 13. Februar 1924 (RGBl. S. 100), Satzung vom 
8. Dezember 1950 i. d. F. vom 24. April 1993. 

4. Beirat für Orthopädietechnik (ruht zur Zeit) 

Arbeitsauftrag: Beratung des BMA in medizini- 
schen, technischen und allgemeinen Fragen der 
orthopädischen Versorgung von Kriegsbeschädig- 
ten und anderen Körperbehinderten sowie Prüfung 
und Begutachtung von Neukonstruktionen ortho- 
pädischer Hilfsmittel. 

Mitglieder: 15, davon 3 medizinische und 1 tech- 
nischer Wissenschaftler, 3 Ärzte für Orthopädie der 
orthopädischen Versorgungsstellen, 2 Vertreter 
der Kriegsopferverbände, 1 Vertreter der Berufs- 
genossenschaften, 2 Orthopädiemechanikermei- 
ster, 1 Arzt für Orthopädie, 2 Vertreter der Indu- 
strie. 

Konstituierung, Anlaß: Verwaltungsentscheidung 
vom 18. Dezember 1951. 

5. Arbeitsgruppe für orthopädisch fachliche Fragen 

Arbeitsauftrag: Beratung des BMA in ortho- 
pädisch-fachlichen Fragen, insbesondere Fragen 
zu Leistungs- und Qualitätsnachweisen für die 
orthopädischen Prothesen- und Schuhversor- 
gungen. 

Mitglieder: 17, davon 1 Leiter der Prüfstelle für 
orthopädische Hilfsmittel in Berlin, 2 Vertreter der 
Spitzenverbände der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung, 1 Vertreter der Spitzenverbände der 
gesetzlichen Unfallversicherung, 2 Vertreter der 


Behindertenorganisationen der Bundesländer, 
3 Vertreter des Orthopädiemechanikerhandwerks, 
3 Vertreter des Orthopädieschuhmacherhand- 
werks, themenabhängig 5 Vertreter der Kriegs- 
opfer- Versorgungs-Verwaltung. 

Konstituierung, Anlaß: Verwaltungsentscheidung 
vom 3. August 1981. 

6. Beirat der Bundesanstalt für Arbeitsschutz 

Arbeitsauftrag: Der Beirat berät die Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz 

Mitglieder: 18. Die Gewerkschaften, die Arbeit- 
geberverbände und Fachverbände der Unterneh- 
men sowie die für den Arbeitsschutz zuständigen 
Minister und Senatoren der Länder benennen für 
den Beirat je 6 Mitglieder und 6 stellvertretende 
Mitglieder. 

Konstituierung, Anlaß: Erlaß des BMA vom 
15. September 1983; der Beirat ist Nachfolger des 
seit 1972 bestehenden Kuratoriums der Bundesan- 


stalt für Arbeitsschutz. 

6.1 Fachausschuß „Forschung" 

19 Mitglieder 

— Tarifvertragsparteien 4 

— Wissenschaft 8 

— Berufsgenossenschaften 2 

— Bundesländer 2 

— Bundesanstalten, -Institute 2 

— Projektträger AuT 1 


6.2 Fachausschuß „Aus- und Fortbildung im 


Arbeitsschutz " 

19 Mitglieder 

— Tarifvertragsparteien 2 

— Bundesländer 2 

— Wissenschaft 2 

— Berufsgenossenschaften/BAGUV 3 

— Bundesanstalten, -Institute 2 

— Betriebspraktiker, Fachverbände, 

Kammern 7 

— Projektträger AuT 1 


7. Beirat der Bundesanstalt für Arbeitsmedizin 

Arbeitsauftrag: Beratung der Bundesanstalt für 
Arbeitsmedizin bei der Wahrnehmung aller Auf- 
gaben, die ihr im Errichtungserlaß des BMA vom 
29. April 1991 (Bundesanzeiger Nr. 98 vom 1. Juni 
1991) übertragen wurden. 

Mitglieder: 21 Mitglieder, 21 Stellvertreter, 3 stän- 
dige Gäste (BAU, BIBB, PT, AuT), Paritätische Be- 
setzung, je 7 Vertreter der Bundesländer, der Ar- 
beitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen. Mit- 
glieder: 2 Frauen, Stellvertreter: 2 Frauen. 
Konstituierung, Anlaß: Januar 1992 entsprechend 
Errichtungserlaß des BMA für die BAfAM vom 
29. April 1991. 
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7.1 Fachausschuß „Forschung und Forschungsan- 
wendung“ 

Aufgaben: Beratung des Beirates bei der 
BAfAM zu: 

— Forschungs- und Umsetzungsbedarf für die 
Lösung wesentlicher Probleme des medizi- 
nischen Arbeitsschutzes, 

— Planung und Durchführung von 
Forschungsaktivitäten, 

— Umsetzung und Anwendung von For- 
schungsergebnissen. 

Mitglieder: 15 Mitglieder (davon 5 Frauen), 
4 ständige Gäste (BAU, BIBB, PT, AuT, 
BÄK), Paritätische Besetzung, je 5 Vertreter 
von seiten der Bänke im Beirat benannt. 
Konstituierung, Anlaß: Dezember 1993 - 
auf Beschluß des Beirates bei der BAfAM 
unter Zustimmung des BMA. 

7.2 Fachausschuß „Arbeitsbedingungen und Ge- 
sundheit" 

Aufgaben: Gemeinsamer Fachausschuß der 
Beiräte bei der BAfAM und der BAU zur Bera- 
tung für die gemeinsame Bearbeitung von 
Fachaufgaben durch die Bundesanstalten in 
folgenden Schwerpunktbereichen: 

— Grundsatzfragen des präventiven Arbeits- 
schutzes, 

— Präventive Gestaltung der Arbeitsbedin- 
gungen, 

— Betrieblicher und überbetrieblicher Ge- 
sundheitsschutz , 

— Beratung aktueller Probleme. 

Mitglieder: 15 Mitglieder (davon 1 Frau), 
4 ständige Gäste (BIBB, HVBG, PT, AuT, 
BVBKK), Paritätische Besetzung, je 5 Ver- 
treter von seiten der Bänke in den Beiräten 
benannt. 

Konstituierung, Anlaß: Juni 1993 - Be- 
schluß der Beiräte bei der BAfAM und der 
BAU unter Zustimmung des BMA. 

Bundesministenum der Verteidigung 

1. Beirat beim Militärgeschichtlichen Forschungsamt 
(MGFA) 

Arbeitsauf trag: Beratung des Ministers in Fragen 
des Militärgeschichtlichen Forschungsamtes sowie 
begleitende Förderung der wissenschaftlichen 
Arbeit des Amtes. 

Mitglieder: 7. 

Konstituierung, Anlaß: Minister erlaß vom 10. De- 
zember 1984. 

2. Beirat für die Bundesakademie für Sicherheitspoli- 
tik im Bundesministerium der Verteidigung 

Arbeitsauftrag: Beratung des Kuratoriums und des 
Ministers in allen Fragen der ressortübergreifen- 


den sicherheitspolitischen Fortbildung an der Bun- 
desakademie für Sicherheitspolitik. Abgabe von 
Empfehlungen zu Inhalt und Gestaltung der Lehre 
sowie zu ihrer Fortentwicklung. 

Mitglieder: 20. 

Konstituierung, Anlaß: Beschluß der Bundesregie- 
rung vom 3. Juh 1990. 

3. Wehrpsychologischer Beirat im Bundesministe- 
rium der Verteidigung 

Arbeitsauftrag: Beratung des Ministeriums in Fra- 
gen der Grundlagen und der Anwendung von Psy- 
chologie in der Bundeswehr, insbesondere in den 
Bereichen Personalpsychologie, Psychologische 
Ergonomie, Flieger- und Rugpsychologie, Klini- 
sche Psychologie und Sozialpsychologie, sowie 
Mitwirkung bei der Planung wehrpsychologischer 
Forschungsvorhaben. 

Mitglieder: 12. 

Konstituierung, Anlaß: Verwaltungsentscheidung 
des BMVg 1994. 


Bundesministerium für Gesundheit 

1. Ärztlicher Sachverständigenbeirat und Unteraus- 
schüsse- Sektion „Krankenversicherung" 

Arbeitsauftrag: Beratung des BMG in kranken- 
versicherungsrelevanten medizinisch-fachlichen 
Fragestellungen 

Mitgheder: 16 Wissenschaftler und Praktiker. 
Konstituierung, Anlaß: 16. Dezember 1986, Ver- 
waltungsentscheidung. 

2. Sachverständigenrat für die Konzertierte Aktion im 
Gesundheitswesen 

Arbeitsauftrag: Unterstützung der Konzertierten 
Aktion im Gesundheitswesen bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben 

Mitglieder: z. Z. 8 Wissenschaftler. 

Mitarbeiter: 6. 

Konstituierung, Anlaß: Erlaß von 1986. 

3. Nationaler Drogenbeirat 

Arbeitsauftrag: Beratung der Bundesregierung in 
allen wichtigen drogenpolitischen Fragen. 
Mitglieder: 13 Wissenschaftler und Praktiker. 
Konstituierung, Anlaß: 21. Januar 1993, Kabinetts- 
beschluß vom August 1992. 

4. Nationaler AIDS-Beirat 

Arbeitsauftrag: Beratungsgremien des BMG in 
Fragen des Kampfes gegen die Immunschwäche- 
krankheit AIDS. 

Mitglieder: 34, davon 18 Wissenschaftler, 6 Ver- 
bandsvertreter, 10 sonstige Experten. 
Konstituierung, Anlaß: 1987, Sofortprogramm der 
Bundesregierung zur Bekämpfung von AIDS. 

5. Deutsche Lebensmittelbuch-Kommission gemäß 
§ 34 des Lebensmittel- und Bedarfsgegenstände- 
gesetzes (LMBG). 


30 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/8378 


Arbeitsauf trag: Erarbeitung von Leitsätzen, in 
denen Herstellung, Beschaffenheit und sonstige 
Merkmale von Lebensmitteln, die für deren Ver- 
kehrsfähigkeit von Bedeutung sind, beschrieben 
werden (Verkehrsauffassung). 

Mitglieder: 32, davon je 8 der Wissenschaft, 
Lebensmittelüberwachung, Verbraucherschaft, 
Lebensmittelwirtschaft. 

Konstituierung, Anlaß: 27. Februar 1962 aufgrund 
des Artikels 7 LMBG. 

6. Fachkommission Soforthilfe Trinkwasser des BMG 

Arbeitsauftrag: Beitrag zur Sanierung der Trink- 
wasserversorgung in den neuen Ländern, insbe- 
sondere durch gesundheitliche Bewertung von 
Analysebefunden; Beratung der zuständigen Be- 
hörden bei Grenzwertüberschreitungen von Para- 
metern der Trinkwasserverordnung sowie zur Auf- 
stellung und Durchführung von Sanierungsplänen; 
Vorschläge und Durchführung von Qualifizie- 
rungsmaßnahmen auf dem Gebiet der Trinkwas- 
serversorgung; Bewirtschaftung der Mittel des 
Notprogramms Trinkwasser. 

Mitglieder: 23, davon Bundesministerium für Ge- 
sundheit; Bundesministerium für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit; Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten; Um- 
weltbundesamt; je 2 Vertreter der 5 neuen Länder 
und aus Berlin; 2 Vertreter der alten Länder; 2 Ver- 
bandsvertreter; 3 Wissenschaftler. 

Konstituierung, Anlaß: Beitritt der neuen Länder 
1990. 

7. Wissenschaftlicher Beirat für Sera und Impfstoffe 
des BMG 

Arbeitsauftrag: Beratung des Paul-Ehrlich-Instituts 
- Bundesinstitut für Sera und Impfstoffe - bei Zu- 
lassung und Prüfungsrichtlinien. 

Mitglieder: 12 Wissenschaftler. 

Konstituierung, Anlaß: 30. September 1981. 

8. Kommissionen des Robert-Koch-Instituts - Bun- 
desinstitut für Infektionskrankheiten und nicht 
übertragbare Krankheiten 

a) Toxoplasmose und Schwangerschaft 

Arbeitsauftrag: Erarbeitung von Empfehlungen 
zur Frage der Einführung einer obligatorischen 
Untersuchung aller Schwangeren auf Toxoplas- 
men- Antikörper in der Mutterschaftsvorsorge. 
Mitglieder: 9 Wissenschaftler. 

Konstituierung, Anlaß: Verwaltungsentschei- 
dung 1986. 

b) Zentrale Kommission für die Biologische Sicher- 
heit 

Arbeitsauftrag: Beratung der Bundesregierung 
und der Länder in sicherheitsrelevanten Fragen 
der Gentechnik. 

Mitglieder: 15, davon 10 Wissenschaftler, 5 son- 
stige Vertreter. 

Konstituierung, Anlaß: Gentechnikqesetz von 
1990. 


c) Ständige Impfkommission 

Arbeitsauftrag: Erarbeitung von Gutachten und 
Empfehlungen für die Anwendung neuer 
Schutzimpfungen. Nutzen-Risiko-Abwägungen 
im Hinblick auf mögliche Impfschäden. Anpas- 
sung des Impfkalenders an die veränderte epi- 
demiologische Situation. Mitwirkung bei der 
Abfassung von Merkblättern für Ärzte über 
Schutzimpfungen. 

Mitglieder: 14, davon 5 Verwaltung sangehöri- 
ge, 8 Wissenschaftler, 1 Praktiker. 
Konstituierung, Anlaß: 1971, BSeuchG. 

d) Kommission für Krankenhaushygiene und 
Infektionsprävention 

Arbeitsauftrag: Erarbeitung von Richtlinien für 
die Erkennung, Verhütung und Bekämpfung 
von Krankenhausinfektionen. 

Mitglieder: 18, davon 16 Wissenschaftler, 2 Ver- 
waltungsangehörige. 

Konstituierung, Anlaß: Verwaltungsentschei- 
dung 1975. 

e) Kommission „Sozialkusis“ 

Arbeitsauftrag: Erkennung des gesundheits- 
politisch bedeutenden Problems der durch Frei- 
zeitlärm und Musik verursachten Schwerhörig- 
keit und Ergreifung von Gegenmaßnahmen. 
Aufklärung der Bevölkerung. Vorbereitung ge- 
setzgeberischer Maßnahmen. 

Mitglieder: 7, davon 5 Wissenschaftler, 1 Prak- 
tiker, 1 Verbandsvertreter. 

Konstituierung, Anlaß: Verwaltungsentschei- 
dung 1991. 

f) Arbeitskreis „Blut und Blutprodukte" 

Arbeitsauftrag: Beratung der Bundesregierung, 
der Regierungen der Länder, der Nachfolge- 
institute des BGA und des Paul-Ehrlich-Instituts 
zu Fragen der Infektionssicherheit von Blut und 
Blutprodukten und anderen Fragen aus dem 
Bereich der Transfusionsmedizin. 

Mitglieder: 21, davon 11 Wissenschaftler, 
4 Praktiker, 2 Firmenangehörige, 4 Verwal- 
tungsangehörige . 

Konstituierung, Anlaß: Erlaß vom 6. April 1993. 

g) Kommission „Gentechnik und Lebensmittel" 

Arbeitsauf trag: Probleme der Lebensmittel- 
sicherheit im Zusammenhang mit dem Einsatz 
gentechnologischer Methoden. 

Mitglieder: 12 Wissenschaftler. 

Konstituierung, Anlaß: Verwaltungsentschei- 
dung 1992. 

h) Kommission zur Förderung des Stillens 

Arbeitsauftrag; Epidemiologie der Ernährung 
des Säuglings, Stillhindernisse und Stillmotiva- 
tion, Stillen und Umwelt. 

Mitglieder: 12, davon 6 Wissenschaftler, 6 Ver- 
bandsmitglieder. 

Konstituierung, Anlaß: Erlaß vom 19. März 
1993. 
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9. Wissenschaftlicher Beirat des Max von Petten- 
kofer-Instituts 

Arbeitsauftrag: Wissenschaftliche Beratung des 
Max von Pettenkofer-Instituts bei seinen Auf- 
gaben. 

Mitglieder: 9. 

Konstituierung, Anlaß: Erlaß vom 3. Dezember 
1971, Kommission ruht zur Zeit. 

10. Kommissionen des Bundesinstituts für gesundheit- 
lichen Verbraucherschutz und Veterinärmedizin 

a) Kommission für kosmetische Erzeugnisse 

Arbeitsauftrag: Toxikologische und dermatolo- 
gische Beurteilung von Inhaltsstoffen kosmeti- 
scher Mittel. 

Mitglieder: 13, davon 8 Wissenschaftler, 2 Prak- 
tiker, 2 Firmenvertreter, 1 Verbandsvertreter. 
Konstituierung, Anlaß: 1968, § 5 Abs. 1 LMBG. 

b) Kommission zur Durchführung des § 35 LMBG 

Arbeitsauftrag: Beratung bei der Herausgabe 
der amtlichen Sammlungen von Verfahren zur 
Probenahme und Untersuchung von Lebens- 
mitteln, Tabakerzeugnissen, kosmetischen Mit- 
teln und Bedarfsgegenständen. 

Mitglieder: 21 Verbandsvertreter. 
Konstituierung, Anlaß: 9. November 1976, § 35 
LMBG. 

c) Wein- und Fruchtsaftanalysenkommission 

Arbeitsauftrag: Ausarbeitung und Überprüfung 
von Analysemethoden mit dem Ziel einer Fest- 
legung von amtlichen Vorschriften im natio- 
nalen Rahmen und der EG -Weinmarktordnung. 
Schaffung von Beurteilungsgrundlagen (Stel- 
lung von Qualitätsmerkmalen). 

Mitglieder: 12, davon 11 Wissenschaftler, 1 Ver- 
bandsvertreter. 

Konstituierung, Anlaß: Erlaß vom 24. April 
1956. 

d) Kommission für die gesundheitliche Beurtei- 
lung von Kunststoffen und anderen Polymeren 
im Rahmen des Lebensmittel- und Bedarfs- 
gegenständegesetzes {Kunststoffkommission) 

Arbeitsauftrag: Gesundheitliche Beurteilung 
von Bedarfsgegenständen aus Kunststoffen, Er- 
arbeitung von Empfehlungen, Mitwirkung bei 
den Arbeiten an EG -Richtlinien bei Kunst- 
stoffen. 

Mitglieder: 11, davon 3 Wissenschaftler, 5 Indu- 
strievertreter, 3 Verwaltungsangehörige. 
Konstituierung, Anlaß: Erlaß vom 13. Dezember 
1956. 

e) Kommission „Erkennung und Behandlung von 
Vergiftungen"' 

Arbeitsauftrag: Beratung und Mitarbeit bei der 
Kartei zur Erkennung und Behandlung von 
Vergiftungen, die an die Informations- und Be- 


handlungszentren für Vergiftungen der Länder 
erteilt werden. 

Mitglieder: 14, davon 12 Wissenschaftler, 
2 Industrievertreter. 

Konstituierung, Anlaß: Verwaltungsentschei- 
dung 1978. 

f) Kommission „Monitoring" (neue Länder) 

Arbeitsauftrag: Modellhafte Entwicklung von 
Methoden zur Feststellung von Kontamina- 
tionsquellen und zur Erfassung der Schadstoff- 
belastung von Lebensmitteln. 

Mitglieder: 15. 

Konstituierung, Anlaß: 1991. 

g) Kommission „Tierseuchendiagnostik" 

Arbeitsauftrag: Beurteilung von Standards hin- 
sichtlich ihrer Leistungsgrenzen und ihrer 
Praktikabilität und der Einbringung von ent- 
sprechenden Vorschlägen für die amtliche Tier- 
seuchenkontrolle. 

Mitglieder: 7, davon 6 Verwaltungsangehörige, 
1 Praktiker. 

Konstituierung, Anlaß: Verwaltungsentschei- 
dung 1988. 

h) Kommission für Fragen der Tierkörperbeseiti- 
gung 

Arbeitsauftrag: Beratung des BML und der zu- 
ständigen Ministerien der Länder bei hygie- 
nisch-technischen Fragen der Tierkörperbesei- 
tigung. 

Mitglieder: 9, davon 4 Wissenschaftler, 5 Ver- 
waltungsangehörige. 

Konstituierung , Anlaß : V erwaltungsentschei- 
dung 1975. 


11. Wissenschaftlicher Beirat des Instituts für Arznei- 
mittel 

Arbeitsauf trag: Beratung des Arzneimittelinstituts 
in Forschungsfragen. 

Mitglieder: 13 Wissenschaftler. 

Konstituierung, Anlaß: Konzeptioneller Bestandteil 
des Instituts; ruht z. Z. 


12. Kommissionen des Bundesinstituts für Arzneimittel 
und Medizinprodukte 

a) Deutsche Arzneibuch-Kommission 

Arbeitsauftrag: Erarbeitung und laufende An- 
passung pharmazeutischer Regeln über die 
Qualität, Prüfung, Lagerung, Abgabe und Be- 
zeichnung der Arzneimittel im Interesse einer 
ordnungsgemäßen Arzneimittelversorgung von 
Mensch und Tier nach dem jeweils gesicherten 
Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse. 
Mitglieder: 12. 

Konstituierung, Anlaß: 1970; § 5 des AMG von 
1961. 
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b) Homöopathische Arzneibuch-Kommission 

Arbeitsauftrag: Erarbeitung eines homöopathi- 
schen Arzneibuches. Ausarbeitung von Mono- 
graphien unter Berücksichtigung moderner 
Analyseverfahren. Angleichung an die deut- 
sche und europäische Pharmakopoe. Ausarbei- 
tung von Herstellungsverfahren, die allgemein 
verbindlich sind und auch modernen Verfah- 
renstechniken angepaßt sind. 

Mitglieder: 13. 

Konstituierung, Anlaß: 1976; § 55 AMG. 

c) Sachverständigen-Ausschuß für Standardzulas- 
sungen 

Arbeitsauftrag: Stellungnahme zur Freistellung 
bestimmter Arzneimittel oder Arzneimittel- 
gruppen oder Arzneimittel in bestimmten Ab- 
gabeformen von der Pflicht zur Zulassung vor 
Erlaß der Rechtsverordnung nach § 36 AMG. 
Mitglieder: 21. 

Konstituierung, Anlaß: Verordnung vom 2. Ja- 
nuar 1978. 

d) Sachverständigen-Ausschuß für Verschrei- 
bungspflicht 

Arb eits auf trag: Stellungnahmen zur Frage der 
Verschreibungspflicht von Stoffen und Zuberei- 
tungen aus Stoffen vor Erlaß der Rechtsverord- 
nung nach § 48 AMG. 

Mitglieder: 15. 

Konstituierung, Anlaß: Verordnung vom 2. Ja- 
nuar 1978. 

e) Sachverständigen-Ausschuß für Apotheken- 
pflicht 

Arbeitsauftrag: Stellungnahme zur freiverkäuf- 
lichen oder apothekenpflichtigen Abgabe von 
Arzneimitteln vor dem Erlaß der Rechtsverord- 
nung nach §§ 45, 46 AMG. 

Mitglieder: 21. 

Konstituierung, Anlaß: Verordnung vom 2. Ja- 
nuar 1978. 

f) Zulassungskommission A, Zulassungskommis- 
sion für den humanmedizinischen Bereich mit 
Ausnahme der besonderen Therapierichtungen 

Arbeitsauftrag: Stellungnahme über die Zulas- 
sung von humanmedizinischen Arzneimitteln, 
die der Verschreibungspflicht unterliegen. 
Mitglieder: 71. 

Konstituierung, Anlaß: § 25 Abs. 6 AMG; 1976. 

g) Kommissionen B, insgesamt 11 (z. B. Angiolo- 
gie, Kardiologie, Zahnmedizin, Infektions- 
krankheiten) 

Arbeitsauftrag: Aufbereitung des wissenschaft- 
lichen Erkenntnis materials nach § 22 Abs. 3 und 
§ 23 Abs. 1 AMG, unterteilt nach den jeweiligen 
Fachrichtungen. 

Mitglieder: insgesamt 405. 

Konstituierung, Anlaß: § 25 Abs. 7 AMG, 1976. 


h) Kommission C, Zulassungs- und Aufbereitungs- 
kommission für den humanmedizinischen Be- 
reich, anthroposophische Therapierichtung und 
Stoffgruppe 

Arb eits auftrag: Stellungnahme über die Zulas- 
sung von humanmedizinischen Arzneimitteln, 
anthroposophischer Therapierichtung und 
Stoff gruppe, die der Verschreibungspflicht 
nach § 49 AMG unterliegen. Aufbereitung von 
wissenschaftlichem Erkenntnism.aterial nach 
§ 22 Abs. 3 und § 23 Abs. 1 AMG der anthro- 
posophischen Therapierichtung und Stoff- 
gruppe. 

Mitglieder: 9. 

Konstituierung, Anlaß: § 25 Abs. 6 und 7 AMG, 
1976. 

i) Kommission D, Zulassungs- und Aufbereitungs- 
kommission für den humanmedizinischen Be- 
reich, homöopathische Therapierichtung und 
Stoff gruppe 

Arb eits auftrag: Stellungnahme über die Zulas- 
sung von humanmedizinischen Arzneimitteln, 
homöopathischer Therapierichtung und Stoff- 
gruppe, die der Verschreibungspflicht nach 
§ 49 AMG unterliegen. Aufbereitung von wis- 
senschaftlichem Erkenntnismaterial nach § 22 
Abs. 3 und § 23 Abs. 1 AMG. 

Mitglieder: 24. 

Konstituierung, Anlaß: § 25 Abs. 6 und 7 AMG, 
1976. 

j) Kommission E, Zulassungs- und Aufbereitungs- 
kommission für den humanmedizinischen Be- 
reich, phytotherapeutische Therapierichtung 
und Stoffgruppe 

Arbeitsauftrag; Stellungnahme über die Zulas- 
sung von humanmedizinischen Arzneimitteln, 
phytotherapeutischer Therapierichtung und 
Stoffgruppe, die der Verschreibungspflicht 
nach § 49 AMG unterliegen; Aufbereitung von 
wissenschaftlichem Erkenntnismaterial nach 
§ 22 Abs. 3 und § 23 Abs. 1 AMG der phyto- 
therapeutischen Therapierichtung und Stoff- 
gruppe. 

Mitglieder: 24. 

Konstituierung, Anlaß: § 25 Abs. 6 und 7 AMG, 
1976. 

k) Kommission F, Zulassungs- und Aufbereitungs- 
kommission für den veterinärmedizinischen Be- 
reich 

Arbeitsauftrag: Stellungnahme und Zulassung 
von veterinärmedizinischen Arzneimitteln, die 
der Verschreibungspflicht nach § 49 AMG un- 
terliegen. Aufbereitung wissenschaftlichen Er- 
kenntnismaterials nach § 22 Abs. 3 und § 23 
Abs. 1 AMG. 

Mitglieder: 40. 

Konstituierung, Anlaß: § 25 Abs. 6 und 7 AMG, 
1976. 
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1) Sachverständigen-Ausschuß nach § 1 Abs, 2 
des Betäubungsmittelgesetzes (Betäubungsmit- 
telsachverständigenausschuß) . 

Arbeitsauf trag: Empfehlungen zu den im 
BTMG aufgeführten Stoffen und Zuberei- 
tungen. 

Mitglieder: 14 Wissenschaftler. 

Konstituierung, Anlaß: BTMG 1982, 


Bundesministerium für Verkehr 

1. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium 
für Verkehr 

Arbeitsauftrag: Der Beirat soll den Bundesminister 
für Verkehr in allen Fragen der Verkehrspolitik 
beraten. 

Mitglieder: 25 Hochschulprofessoren. 
Mitarbeiterstab: 1 Protokollführerin. 
Konstituierung, Anlaß: 10. Juni 1949; Beratung 
beim Wiederaufbau der Verkehr sverwaltung nach 
dem Krieg. 

2. Seeverkehrsbeirat 

Arbeitsauftrag: Der Seeverkehrsbeirat soll den 
Bundesminister für Verkehr in allen Angelegen- 
heiten des Seeverkehrs beraten. 

Mitglieder: 25, u. a. die 5 Küstenländer und wei- 
tere, unmittelbar mit dem Seeverkehr ständig be- 
faßte zentrale Organisationen wie Verbände, Ge- 
werkschaften etc. 

Mitarbeiterstab: 3 (Geschäftsführung und Sekre- 
tariat). 

Konstituierung, Anlaß: 3. August 1950; entspre- 
chender Beschluß der Länderverkehrsministerkon- 
ferenz. 

3. Gefahrgut-Verkehrs-Beirat 

Arb eits auf trag: Der Beirat berät den Bundesmini- 
ster für Verkehr in Fragen der Beförderung gefähr- 
licher Güter von grundsätzlicher Bedeutung und in 
Einzelfragen, soweit deren Klärung für die Erörte- 
rung von grundsätzlichen Fragen erforderlich ist. 
Mitglieder: 11 Bundesbehörden, wie u. a. Bundes- 
anstalt für Materialforschung und -prüfung, Berlin, 
Physikalisch-technische Bundesanstalt, Braun- 
schweig, Umweltbundesamt, Berlin, und weitere 
mit der Sicherheitstechnik befaßte unabhängige 
Organisationen, wie etwa Deutscher Industrie- 
und Handelstag, Bonn, sowie Verbände der Indu- 
strie, des Handels, der Versicherungs Wirtschaft 
und des Brandschutzes. 

Konstituierung, Anlaß: 1984 als „Gefahrgut-Ver- 
kehrs-Beirat"; Vorläufer waren „Gewerbetech- 
nischer Beirat des BMV" und für den Seeverkehrs- 
bereich „Fachausschuß für die Seefrachtordnung". 

4. Deutscher Verkehrssicherheitsrat e. V. 

Arbeitsauftrag: Der Verkehrssicherheitsrat soll den 
Bundesminister für Verkehr u. a. in Fragen der 
Verkehrserziehung und -aufklärung beraten. 
Mitglieder: 285. 


Mitarbeiterstab: 52. 

Konstituierung, Anlaß: 26. Juni 1969; der hohe 
Anstieg von Verkehrstoten und -verletzten in den 
Jahren 1968 und 1969. 

5. Gemeinsamer Beirat für Verkehrsmedizin bei den 
Bundesministerien für Verkehr und Gesundheit 

Arbeitsauf trag; Der Beirat hat die Aufgabe, den 
Bundesminister für Verkehr und den Bundesmini- 
ster für Gesundheit in Fragen der Verkehrsmedizin 
durch gutachtliche Stellungnahmen zu Grundsatz - 
Einzelfragen zu beraten. 

Mitglieder: Höchstens 20 Persönlichkeiten der 
medizinischen Wissenschaft und der ärztlichen 
Praxis. 

Mitarbeiterstab: 2 (Geschäftsführung und Sekre- 
tariat) . 

Konstituierung, Anlaß: 12. Februar 1965; zuneh- 
mende Bedeutung verkehrsmedizinischer Fragen 
im Fahrerlaubnisrecht. 

6. Berufsbildungsausschuß des Bundesministeriums 
für Verkehr sowie 4 Unterausschüsse 

Arbeitsauftrag: Der Berufsbildungsausschuß ist in 
allen wichtigen Angelegenheiten der beruflichen 
Bildung zu unterrichten und zu hören, er hat die 
vom BMV als der zuständigen Stelle zu erlassen- 
den Rechtsvorschriften für die Durchführung der 
Berufsbildung zu beschließen. 

Die Unterausschüsse dienen der Unterstützung des 
Berufsbildungsausschusses, der Vorbereitung und 
Vorberatung von Entscheidungen, Behandlung zu- 
gewiesener Fragen. 

Mitglieder: 6 Arbeitgebervertreter, 6 Arbeitneh- 
mervertreter, 6 Lehrer von berufsbildenden Schu- 
len. 

Mitarbeiterstab: 1 (Geschäftsstelle). 

Konstituierung, Anlaß: Erstmalig 7. November 
1972, alle 4 Jahre erfolgt eine Neukonstituierung; 
gesetzlicher Auftrag. 


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit 

1. Rat von Sachverständigen für Umweltfragen (SRU) 

Arb eits auf trag: Periodische Darstellung der jewei- 
ligen Umweltsituation und deren Entwicklungs- 
tendenzen; Vollzugsdefizite/Fehlentwicklungen 
analysieren und Möglichkeiten zu deren Vermei- 
dung/Beseitigung aufzeigen. 

Mitglieder: 6 Wissenschaftler. 

Mitarbeiter: 22. 

Konstituierung, Anlaß: Erstmals 1971; zuletzt Erlaß 
über die Errichtung eines Rates von Sacherständi- 
gen für Umweltfragen beim BMU vom 10. August 
1990. 

2. Wissenschaftlicher Beirat Globale Umweltver- 
änderungen 

Arbeitsauftrag: Jährliches Gutachten Situationsbe- 
schreibung der globalen Umwelt Veränderungen; 
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Analyse der neuesten Forschungsergebnisse; Hin- 
weise zur Vermeidung von Fehlentwicklungen. 
Mitglieder: 12 Wissenschaftler. 

Mitarbeiter: 7. 

Konstituierung, Anlaß: 1992; Erlaß BMU/BMFT 
vom 29. Mai 1991. 

3. Wissenschaftlicher Beirat zur umweltökonomi- 
schen Gesamtrechnung 

Arbeitsauftrag: Begleitung der Arbeiten des Stati- 
stischen Bundesamtes am Konzept einer umwelt- 
ökonomischen Gesamtrechnung. 

Mitglieder: 16 Wissenschaftler und Verwaltungs- 
angehörige. 

Konstituierung, Anlaß: 16. Februar 1990; Einberu- 
fung durch den BMU. 

4. Deutsches Nationalkomitee für das UNESCO-Pro- 
gramm Man and Biosphere (MAB) 

Arbeitsauftrag: Beratung/Empfehlung zu Planung 
und Umsetzung des nationalen MAB-Programms 
und Durchführung zukunftsorientierter ökosyste- 
marer Umweltforschung. 

Mitglieder: 43 Wissenschaftler und Verwaltungs- 
angehörige. 

Mitarbeiter: 3. 

Konstituierung, Anlaß: 7. September 1972; UN- 
Resolution vom 23. Oktober 1970. 

5. Sachverständigenkommission Umweltgesetzbuch 

Arbeitsauftrag: Erarbeitung des Entwurfs eines 
einheitlichen Umweltgesetzbuches einschließlich 
Begründung bis 1997 (erster Teilschritt: Fortent- 
wicklung des Rechts der Zulassung von Vorhaben 
mit bedeutsamen Umweltauswirkungen). 
Mitglieder: 8 Wissenschaftler und Angehörige der 
Wirtschaft und der Verwaltung. 

Mitarbeiter; 9. 

Konstituierung, Anlaß: Juli 1992; Einsetzung durch 
BMU (FuE Vorhaben). 

6. Beirat für Naturschutz und Landschaftspflege 

Arbeitsauftrag: Beratung/Empfehlung zu allen 
Fragen des Naturschutzes und der Landschafts- 
pflege. 

Mitglieder: 16 Wissenschaftler. 

Konstituierung, Anlaß: 25. März 1992 (letzte kon- 
stituierende Sitzung); Erlaß über die Errichtung 
eines Beirates für Naturschutz und Landschafts- 
pflege beim BMU vom 28. Juli 1987. 

7. Beirat für die Durchführung des Washingtoner 
Artenschutzübereinkommens 

Arbeitsauf trag: Beratung bei der Durchführung 
des genannten Artenschutzübereinkommens. 
Mitglieder: 11 Wissenschaftler und Verwaltungs- 
angehörige. 

Konstituierung, Anlaß: Gesetz zum Washingtoner 
Artenschutzübereinkommen vom 22. Mai 1975. 


8. Beratungsgremium für umweltrelevante Altstoffe 
(BUA) 

Arbeitsauftrag: Erstellung von Altstoffhsten (Priori- 
täten), Berichte über deren Wirkung, Beurteilung 
aus wissenschaftlicher Sicht, Verabschiedung von 
Empfehlungen. 

Mitglieder: 19 Wissenschaftler und Angehörige 
aus Wirtschaft und Verwaltung. 

Mitarbeiter: 8. 

Konstituierung, Anlaß: 1982; Verwaltungsent- 
scheidung im Rahmen der Umsetzung einer 
OECD-Richtlinie. 

9. Fachausschuß Wasserversorgung 

Arbeitsauftrag: Beratung zu wasserwirtschaft- 
lichen und -technischen Fragen der Wasserversor- 
gung. 

Mitglieder: 13 Wissenschaftler und Verwaltungs- 
angehörige. 

Konstituierung, Anlaß: 1970; Wasserhaushaltsge- 
setz (WHG). 

10. Projektgruppe Wasserwirtschaft 

Arbeitsauftrag: Erarbeitung einer Konzeption für 
die langfristige Sanierung der Gewässer. 
Mitglieder: 15 Wissenschaftler und Verwaltungs- 
angehörige. 

Konstituierung, Anlaß: 1970; Verwaltungsent- 
scheidung zur Erarbeitung des Umweltprogramms 
der Bundesregierung. 

11. Arbeitskreis Mathematische Modelle in der 
W asserwirtschaft 

Arbeitsauftrag: Studie über die Einsatzmöglichkei- 
ten mathematischer Modelle in der Wasserwirt- 
schaft (z. B. bei der Erstellung von wasserwirt- 
schaftlichen Rahmenplänen nach dem Wasser- 
haushaltsgesetz). 

Mitglieder: 18 Wissenschaftler und Verwaltungs- 
angehörige. 

Konstituierung, Anlaß: 1972; Verwaltungsent- 
scheidung zur Ausfüllung der §§ 36, 36 b WHG. 

12. Beirat Lagerung und Transport wassergefährden- 
der Stoffe 

Arbeitsauftrag: Beratung/Empfehlungen zu Fra- 
gen von Lagerung, Transport und sonstigem Um- 
gang mit wassergefährdenden Stoffen. 

Mitglieder: 16 Wissenschaftler und Verwaltungs- 
angehörige. 

Konstituierung, Anlaß; 1970/1971: Umweltpro- 
gramm der Bundesregierung. 

13. Arbeitskreis BMU/BDI Bodenschutz 

Arbeitsauftrag: Beratung/Empfehlungen zu Fra- 
gen wie Herleitung quantitativer Bewertungsmaß- 
stäbe für stoffliche Bodenbelastungen. 

Mitglieder: 11 Wissenschaftler und Angehörige 
der Verwaltung und Wirtschaft. 

Konstituierung, Anlaß: 1989; BMU- Verfügung (in 
Absprache mit BDI). 


35 



Drucksache 12/8378 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


14. Arbeitskreis für Lärmwirkungsfragen 

Arbeitsauftrag: Beratung in Fragen wie Definition 
von Voraussetzungen, unter denen Gefahren, er- 
hebliche Nachteile/Belästigungen durch Lärm zu 
befürchten sind. 

Mitglieder: 8 Wissenschaftler. 

Konstituierung, Anlaß: 1978; Verwaltungsent- 
scheidung im Rahmen des Aktionsprogramms 
„Lärmbekämpfung" des BMI. 

15. Störfallkommission 

Arbeitsauftrag: Beratung/Empfehlungen zu Fra- 
gen wie Leitlinien für das Sicherheitsmanagement, 
Auswertung von Sicherheitsanalysen, Auswertung 
von Störfällen. 

Mitglieder: 24 Wissenschaftler und Verwaltungs- 
angehörige. 

Konstituierung, Anlaß: 15. Januar 1992; § 51a 
BImSchG. 

16. Technischer Ausschuß für Anlagensicherheit 

Arbeitsauftrag: Beratung/Empfehlungen zu Fra- 
gen wie Verbesserung/Neustrukturierung des 
Sicherheitsrechts, Erstellung sicherheitstech- 
nischer Regeln, Vorschläge zur ganzheitlichen 
Anlagenüberwachung. 

Mitglieder: 31 Wissenschaftler und Verwaltungs- 
angehörige. 

Konstituierung, Anlaß: 15. Januar 1992; § 31a 
BImSchG. 

17. Reaktorsicherheitskommission 

Arbeitsauftrag: Beratung in Fragen der Sicherheit/ 
Sicherung von Anlagen zur Spaltung von Kern- 
brennstoffen des Kernbrennstoffkreislaufs (Versor- 
gung/Entsorgung) . 

Mitglieder: 20 Wissenschaftler. 

Mitarbeiter: 5. 

Konstituierung, Anlaß: 1958; Verfügung über die 
Errichtung einer Reaktorsicherheitskommission 
vom 30. Januar 1958. 

18. Kerntechnischer Ausschuß 

Arbeitsauftrag: Aufstellung sicherheitstechnischer 
Regeln für kerntechnische Anlagen (Kernkraft- 
werke). 

Mitglieder: 44 Wissenschaftler und Angehörige 
der Wirtschaft und Verwaltung. 

Konstituierung, Anlaß: 1. September 1972; Grün- 
dungserlaß des BMBW. 

19. Strahlenschutzkommission 

Arbeitsauftrag: Beratung/Empfehlung zu allen 
Fragen des Strahlenschutzes. 

Mitglieder: 18 Wissenschaftler. 

Mitarbeiter: 12. 

Konstituierung, Anlaß: 19. April 1994; Verwal- 
tungsentscheidung. 

20. Kommissionen des Instituts für Wasser-, Boden- 
und Lufthygiene 


a) „Trinkwasser-Kommission" 

Arbeitsauftrag; Erarbeitung von Empfehlungen 
zur Trinkwasserverordnung in gesundheitlicher 
Hinsicht. 

Mitglieder: 10. 

Konstituierung, Anlaß: 1978; §§ 3 und 4 LMBG. 

b) Kommission „Innenraumlufthygiene" 

Arbeitsauftrag: Bestandsaufnahme aller den 
inneren Raum belastenden Schadstoffe. Ge- 
sundheitliche Bewertung der relevanten Stoffe. 
Erarbeitung von Empfehlungen zur Verminde- 
rung des gesundheitlichen Risikos durch Ver- 
unreinigungen der Innenraumluft. 

Mitglieder: 14, davon 11 Wissenschaftler, 3 Ver- 
waltungsangehörige. 

Konstituierung, Anlaß: Verwaltungsentschei- 
dung 1984. 

c) „Badewasserkommission'' 

' Arbeitsauftrag: Bearbeitung bzw. Beratung von 

Fragen sowohl von Freibadgewässern wie von 
Badebeckenwässern. Wissenschaftliche Inter- 
pretation der EG-Richtlinie über die Qualität 
der Badegewässer bei der Umsetzung in natio- 
nales Recht. 

Mitglieder: 7, davon 5 Wissenschaftler, 2 Ver- 
waltungsangehörige . 

Konstituierung, Anlaß: Erlaß vom 19. Dezember 
1975. 

d) Kommission: „Bewertung der gemäß § 10 c 
BSeuchG geprüften Entwesungsmittel und 
-verfahren" 

Arbeitsauftrag: Erarbeitung von Richtlinien für 
zur Prüfung nach § 10 c BSeuchG vorgelegten 
Mittel und Verfahren zur Entwesung. Fest- 
legung methodischer Details zur Referenzprü- 
fung. Berarbeitung von Problemen flankieren- 
der Maßnahmen der Vektoren ~ einschl. der 
Ektoparasitenbekämpfung, der Resistenz- 
supression und -prophylaxe. 

Mitglieder: 10, davon 2 Wissenschaftler, 8 Ver- 
waltungsangehörige . 

Konstituierung, Anlaß: Verwaltungsentschei- 
dung 1975. 

Bundesministerium für Post und Telekommunikation 

1. Juristischer Beraterkreis 

Arbeitsauftrag: Beratung des Bundesministeriums 
durch wissenschaftliche Gespräche über aktuelle 
juristische Probleme des Post- und Fernmeldewe- 
sens. 

Mitglieder: 6 Rechtswissenschaftler. 
Konstituierung, Anlaß: 1987. 

2. Forschungskommission für Regulierung und Wett- 
bewerb beim BMPT 

Arbeitsauftrag: Beratung des Bundesministeriums 
in regulierungs- und wettbewerbspolitischen Fra- 
gen des Post- und Fernmeldewesens. 
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Mitglieder: 7. 

Konstituierung, Anlaß: Mai 1990. 

Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau 

1 . Beirat für Raumordnung 

Arbeitsauf trag: Beratung des Bundesministeriums 
in Grundsatzfragen der Raumordnung. 

Mitglieder: 28 Sachverständige aus Wissenschaft, 
Wirtschaft, Landesplanung Naturschutz und Sport, 
Vertreter der kommunalen Selbstverwaltung so- 
wie sonstiger gesellschaftlich relevanter Gruppen. 
Konstituierung, Anlaß: 1966 gemäß § 9 des Raum- 
ordnungsgesetzes. 

2. Wissenschaftlicher Beirat der Bundesforschungs- 
anstalt für Landeskunde und Raumordnung 

Arbeitsauftrag: Beratung der Bundesforschungs- 
anstalt. 

Mitglieder: max. 12. 

Konstituierung, Anlaß: Erlaß vom 6. April 1973. 

Bundesministerium für Forschung und Technologie 

Das BMFT veröffentlicht jährlich eine Übersicht über 
Beratungsgremien, die jeweils auch dem BT- Ausschuß 
für Forschung, Technologie und Technikfolgenab- 
schätzung zugestellt wird. 

Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 

1. Beirat für Ausbildungsförderung 

Arbeitsauftrag: Ständiges Beratungsgremium des 
Bundesministeriums für Bildung und Wissenschaft 
durch gutachtiiche Stellungnahmen bei der Durch- 
führung des Bundesausbildungsförderungsgeset- 
zes (BAföG), der weiteren Ausgestaltung der ge- 
setzlichen Regelungen der individuellen Ausbil- 
dungsförderung und der Berücksichtigung neuer 
Ausbildungsformen. 

Mitglieder: 28, davon 6 Vertreter aus den Lehrkör- 
pern der Ausbildungsstätten, 7 Vertreter aus dem 
Kreis der Auszubildenden, 3 Vertreter aus dem 
Bereich der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, 
je 1 Vertreter der Arbeitgeber und -nehmer, 1 
Vertreter der Elternschaft, 6 Vertreter der obersten 
Landesbehörden für Ausbildungsförderung, 2 Ver- 
treter der Bundesvereinigung der kommunalen 
Spitzen verbände, 1 Vertreter der Bundesanstalt für 
Arbeit. 

Konstituierung, Anlaß: 1971, § 44 Abs. 2 BAföG 
i.V.m. der Verordnung über die Errichtung eines 
Beirats für Ausbildungsförderung vom 11. Novem- 
ber 1971. 

2. Beirat Begabtenförderung Berufliche Bildung 

Arbeitsauftrag: Beratung des Bundesministeriums 
in allen Fragen der Weiterentwicklung der Begab- 
tenförderung Berufliche Bildung. 

Mitglieder: 12, davon 3 Vertreter der Arbeitgeber, 
der Arbeitnehmer, der Länder und der Wissen- 
schaft. 


Konstituierung, Anlaß: 1992, Einführung der Be- 
gabtenförderung/Berufliche Bildung. 


Bundesministerium für Frauen und Jugend 

Beirat zur Durchsetzung der Gleichberechtigung von 
Frau und Mann 

Arbeitsauftrag: Beratung des Bundesministeriums für 
Frauen und Jugend in allen Fragen der Gleichberechti- 
gung von Frau und Mann; Erarbeitung von Anregun- 
gen und Empfehlungen zur Gleichberechtigungspo- 
litik. 

Mitglieder: 18, der Beirat besteht aus Persönlichkeiten, 
die in für die Gleichberechtigungspolitik wichtigen 
Bereichen tätig sind. 

Konstituierung, Anlaß: 26. Oktober 1993; Umwand- 
lung des WissenschafÜichen Beirates „Frauenpolitik'' 
in den Beirat zur Durchsetzung der Gleichberechti- 
gung von Frau und Mann gemäß Organi- 
sationsverfügung vom 19. Juli 1993. 


Bundesministerium für Familie und Senioren 

1. Wissenschaftlicher Beirat für Familienfragen 

Arbeitsauftrag: Der Beirat soll das Bundesministe- 
rium für Familie und Senioren in voller Unabhän- 
gigkeit und ehrenamüich in allen Fragen der Fami- 
lienforschung und Familienpolitik beraten (§ 1 der 
Satzung). 

Mitglieder: z. Z, 18 wissenschaftlich qualifizierte 
Persönlichkeiten aus den für Familienforschung 
und Familienpolitik wichtigen Bereichen. 
Konstituierung, Anlaß: 1955 Berufung des Beirates 
durch das frühere Bundesministerium für Fami- 
lienfragen, Neukonstituierung am 30. Oktober 
1970; familienpolitischer und wissenschaftlicher 
Beratungsbedarf des Bundesministeriums für Fa- 
milienfragen. 

2. Kommission zur Erstellung des Familienberichts 
der Bundesregierung 

Arbeitsauftrag: Vorlage von Familienberichten. 
Mitglieder: bis zu 7 Sacherständige; Kommissions- 
mitglieder des 3. Familienberichtes: 4; Kommis- 
sionsmitglieder des 4. Familienberichtes: 7; Kom- 
missionsmitglieder des 5. Familienberichtes: 7. 
Konstituierung, Anlaß: Die konstituierende Sit- 
zung der Sachverständigenkommission für den 
5. Familienbericht erfolgte am 2. Mai 1991. 

3. Kommission zur Erstellung des 1. Altenberichts der 
Bundesregierung 

Arbeitsauf trag: Erstellung eines Gesamtberichts 
zur Lage der älteren Generation in der Bundes- 
republik Deutschland. 

Mitglieder: 17 Wissenschaftler. 

Konstituierung, Anlaß: 17. März 1989; Demogra- 
phische Entwicklung, Bestandsaufnahme der 
Lebenssituation älterer Menschen. 
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Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit 


Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. 


Arb eits auf trag: Beratung in allen Fragen der Entwick- 
lungspolitik. 

Mitglieder: 30, auf dem Gebiet der Entwicklungspoli- 
tik arbeitende Wissenschaftler und Praktiker. 
Konstituierung, Anlaß: 1963, zunehmende Bedeutung 
der Entwicklungspolitik für die Bundesregierung. 


Anlage zu Fragen 16 und 17 


Angaben des jeweiligen Ressorts 

1994 

Gesamtkosten 1977 bis 1994 


- in 

TDM (gerundet) - 

- in TDM (gerundet) - 

Auswärtiges Amt 


354 

- Völkerrechtswissenschaftlicher Beirat des Aus- 




wärtigen Amtes 




- VN-politischer Beirat des Auswärtigen Amtes 
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354 

- Arbeitskreis Dritte-Welt-Politik 




- Arbeitskreis Ost-West-Fragen 




Bundesministerium des Innern 


7 095 

- Beirat der Bundeszentrale für politische Bildung 

14 

146 

- Beirat der Stiftung Bundeskanzler-Adenauer- 

1 

14 

Haus 



- Beirat der Stiftung Reichspräsident-Friedrich- 

8 

27 

Ebert-Gedenkstätte 



- Fachbeiräte des Bundesinstituts für Sportwissen- 

29 

151 

Schaft (Ziff. 4-7) 



- Beirat der Stiftung „Preußischer Kulturbesitz" mit 

24 

354 

Museumskommission und Bibliothekskommis- 



sion und wissenschaftlicher Kommission am Insti- 



tut für Museumskunde der Staatlichen Museen 



zu Berlin (Ziff. 8-9) 



- Auswahlausschuß für Filmförderung beim BMI 

^170 

2 805 

- Wissenschaftlicher Beirat der Stiftung „Haus der 

28 

79 

Geschichte der Bundesrepublik Deutschland" 



und Arbeitskreis (Ziff. 11-12) 



- Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesinstitut für 

3 

8 

ostdeutsche Kultur und Geschichte 



- Beirat für Vertriebenen-, Flüchtlings- und Spät- 

6 

nicht feststellbar 

aussiedlerfragen beim BMI 



- Kommission zum Schutz der Zivilbevölkerung 

173 

1 957 

- Beirat der Forschungsreihe des Bundeskriminal- 

0,6 

12 

amtes 



- Statistischer Beirat 

150 

1 550 

Bundesministerium der Justiz 


225 

- Sachverständigenkommission für gewerblichen 

3 

58 

Rechtsschutz 



- Sachverständigenkommission für das Urheber- 

2 

47 

recht 



- Sachverständigenkommission für Gebühren- 

60 

120 

strukturfragen im Bereich des Bundespatent- 



gerichts und des Deutschen Patentamtes 
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Angaben des jeweiligen Ressorts 

1994 

~ in TDM (gerundet) - 

Gesamtkosten 1977 bis 1994 
- in TDM (gerundet) - 

Bundesministerium der Finanzen 


4 053 

- Wissenschaftlicher Beirat beim BMF^) 

210 

3 586 

- Bewertungsbeirat beim BMF^) 

173 


- Versicherungsbeirat beim Bundesaufsichtsamt 

45 

425 

für das Versicherungswesen 



- Beirat beim Bundesaufsichtsamt zur Regelung 

42 

42 

offener Vermögensfragen 



Bundesministerium für Wirtschaft 


1 710 

- Wissenschaftlicher Beirat beim BMWi^) 

148 


- Außenwirtschaftsbeirat beim BMWi 

keine Finanzierung aus 

keine Finanzierung aus 


Haushaltsmitteln 

Haushaltsmitteln 

- Beirat für Fragen des gewerblichen Mittelstandes 

36 

998 

und der freien Berufe beim BMWi^) 


(1989 bis 1994) 

- Verbraucherbeirat beim BMWi^) 

14 


- Beirat für Fragen des Tourismus beim BMWi^) 

7 


~ Sachverständigenausschuß Bergbau beim BMWi 

keine Kosten 

keine Kosten 

- Interministerieller Ausschuß für Ausfuhrbürg- 

keine gesondert 

keine gesondert 

schaften unter Beteiligung von Sachverständigen 

zurechenbaren Kosten 

zurechenbaren Kosten 

- Interministerieller Ausschuß für Kapitalanlage- 

keine gesondert 

keine gesondert 

garantien des Bundes (KAGA) unter Beteiligung 

zurechenbaren Kosten 

zurechenbaren Kosten 

von Sachverständigen 



- Kuratorium der Bundesanstalt für Materialfor- 

20 

168 

schung und -prüfung (BAM) 



- Kuratorium der Physikalisch-Technischen Bun- 

13 

199 

desanstalt (PTB) 



- Vollversammlung für das Eichwesen (bei der 

8 

95 

PTB) 



— Beirat für medizinische Meßtechnik bei der PTB 

9 

85 

- Beirat des Deutschen Kalibrierdienstes (DKD) bei 

5 

5 

der PTB 



~ Kuratorium bei der Bundesanstalt für Geowissen- 

4 

53 

schaften und Rohstoffe (BGR) 



- Kuratorium für das Seismoiogische Zentralobser- 

1 

10 

vatorium Grafenberg (SZGRF) bei der BGR 



- Beirat beim Bundesamt für Wirtschaft (BAW) 

4 

38 

- Verwaltungsrat der Bundesstelle für Außenhan- 

keine Kosten 

keine Kosten 

delsinformation (BfAI) 




1) Die entstandenen Kosten sind in einem Gesamttitel aufgeführt, der keine Rückschlüsse auf die Kosten der einzelnen Beiräte 
für den Zeitraum 1977 bis 1994 zuläßt. Zudem enthält dieser Titel noch Kosten für Kommissionen, die in Fragen 23 und 24 
aufgeführt sind. 

2) Die entstandenen Kosten sind erst ab 1989 verfügbar. Zudem sind die Kosten in einem Gesamttitel aufgeführt, der keine 
Rückschlüsse auf die Kosten der einzelnen Beiräte zuläßt. 


39 




Drucksache 12/8378 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Angaben des jeweiligen Ressorts 

1994 

- in TDM (gerundet) - 

Gesamtkosten 1977 bis 1994 
- in TDM (gerundet) - 

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 


1 217 

und Forsten 

Beiräte beim BML 



- Wissenschaftlicher Beirat beim BML 

23 

299 

- Wissenschaftlicher Beirat für Düngungsfragen 

6 

83 

“ Bundesausschuß für Weinforschung 

5 

66 

- Beirat für Tierseuchenbekämpfung 

2 

23 

- Tierschutzkommission 

13 

154 

- Beirat zur Feststellung der Ertragslage der Land- 

5 

80 

Wirtschaft 



- Sachverständigenausschuß für die Auswertung 

5 

71 

der Viehzählung 



- Verbraucherausschuß beim BML 

6 

93 

- Sachverständigenausschuß gemäß § 17 des 

3 

10 

Milch- und Margarinegesetzes 



- Beirat für Bildung und Beratung 

5 

78 

- Beraterausschuß „Integrierter Pflanzenschutz" 

3 

48 

- Gutachterkommission Waldinventur 

4 

46 

Beiräte bei den Forschungsanstalten^) 



- Kuratorium der Bundesforschungsanstalt für 

3 


Landwirtschaft Braunschweig- Völkenrode 



- Beirat der Biologischen Bundesanstalt für Land- 

2 


und Forstwirtschaft (BBA) 



- Beirat der Bundesanstalt für Milchforschung 

2 


- Beirat der Bundesforschungsanstalt für Fischerei 

2 


- Beirat der Bundesforschungsanstalt für Forst- und 

2 


Holzwirtschaft 



- Beirat der Bundesanstalt für Getreide-, Kartoffel- 

2 


und Fettforschung 



- Beirat der Bundesforschungsanstalt für Virus- 

2 


krankheiten der Tiere 



- Beirat der Bundesanstalt für Fleischforschung 

2 


- Beirat der Bundesforschungsanstalt für Ernäh- 

2 


rung 



- Beirat der Bundesanstalt für Züchtungsforschung 

5 


an Kulturpflanzen 



Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung^) 


474 (Sozialbeirat) 

- Sozialbeirat 

38 


- Ärztlicher Sachverständigenbeirat 

94 


- Bundesausschuß der Kriegsbeschädigten- und 

6 


Kriegshinterbliebenenfürsorge 



- Beirat für Orthopädietechnik 

12 


- Arbeitsgruppe für orthopädisch fachliche Fragen 

2 


- Beirat der Bundesanstalt für Arbeitsschutz 

6 


- Fachausschüsse des Beirats 

9 


- Beirat der Bundesanstalt für Arbeitsmedizin 

20 


- Fachausschuß für „Forschung und Forschungs- 

14 


anwendung" 



- Fachausschuß „Arbeitsbedingungen und Ge- 

14 


sundheit" 




3) Die entstandenen Kosten sind in einem Gesamttitel aufgeführt, der keine Rückschlüsse auf die Kosten der einzelnen Beiräte 
für den Zeitraum von 1977 bis 1994 zuläßt. 

4) Die entstandenen Kosten (ohne Sozialbeirat) sind in einem Gesamttitel aufgeführt, der keine Rückschlüsse auf die Kosten 
der einzelnen Beiräte für den Zeitraum von 1977 bis 1994 zuläßt. 
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Angaben des jeweiligen Ressorts 

1994 

- in TDM (gerundet) - 

Gesamtkosten 1977 bis 1994 
- in TDM (gerundet) - 

Bundesministerium der Verteidigung 


90 

- Beirat beim Militärgeschichtlichen Forschungs- 
amt 

6 

60 

- Beirat für die Bundesakademie für Sicherheits- 
politik im BMVg 

20 

25 

- Wehrpsychologischer Beirat im BMVg 

5 

5 

Bundesministerium für Gesundheit 


35 234 

- Ärztlicher Sachverständigenbeirat 

10 


- Sachverständigenrat für die Konzertierte Aktion 
im Gesundheitswesen (nur Sachverständige) 

342 


- Nationaler Drogenbeirat 

8 


- Deutsche Lebensmittelbuchkommission 

50 


- Wissenschaftlicher Beirat für Sera und Impfstoffe 
des BMG 

15 


- Kommission beim Bundesgesundheitsamt bzw. 
Nachfolgeeinrichtungen 

Die Beträge für die anderen Beiräte und Kommissio- 
nen im BMG lassen sich nicht einzeln ermitteln, 
sondern sind in den Gesamtansätzen einzelner Titel 
enthalten. 

3 201 


Bundesministerium für Verkehr 

- Wissenschaftlicher Beirat beim BMV^) 

- Gemeinsamer Beirat für Verkehrsmedizin bei 
BMV und BMG^) 


2 072 

- Gefahrgut-Verkehrs-Beirat beim BMV^) 

- Berufsbildungsausschuß beim BMV^) 

162 

2 014*) 

- Seeverkehrsbeirat 

keine Kosten 

keine Kosten 

- Deutscher Verkehrssicherheitsrat e.V. 
(Mitgliedsbeitrag) 

5 

58 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit 


keine Angaben 

- Beirat für Naturschutz und Landschaftspflege 

25 


- Fachausschuß Wasserversorgung 

7 


- Arbeitskreis Mathematische Modelle in der 
Wasserwirtschaft 

6 


- Beirat Lagerung und Transport wassergefährden- 
der Stoffe 

16 


- Störfallkommission (ohne Geschäftsstelle) 

Die Beträge für die übrigen Gremien im BMU für 
das Haushaltsjahr 1994 sind in den Ansätzen ande- 
rer Titel mit enthalten. 
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Angaben des jeweiligen Ressorts 

1994 

Gesamtkosten 1977 bis 1994 


- in TDM (gerundet) - 

- in TDM (gerundet) - 

Bundesministerium für Post und Telekommunika- 
tion 


695 

- Forschungskommission für Regulierung und 

126 

504 

Wettbewerb 

- Juristischer Beraterkreis 

bisher keine Kosten 

191 

Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau 


222 

- Beirat für Raumordnung 

24 

155 

- Wissenschaftlicher Beirat der BfLR 

13 

67 

Bundesministerium für Forschung und Techno- 
logie 

keine Angaben 

keine Angaben 

Verweis auf Kapitel 30 01 Titel 526 03-011 



Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft^) 


388 

- Beirat für Ausbildungsförderung 

14 

388 

- Beirat Begabtenförderung/berufliche Bildung 

3 


Bundesministerium für Frauen und Jugend 

- Beirat zur Durchsetzung der Gleichberechtigung 

24 

94 

von Frau und Mann 



Bundesministerium für Familie und Senioren 


1 952 

- Wissenschaftlicher Beirat für Familienfragen 

45 

680 

- Kommission zur Erstellung des Familienberichts 

6 

72 

(Honorare und Reisekosten) 


(3., 4. und 



5. Familienbericht) 

- Kommission zur Erstellung des 1. Altenberichts 

keine Kosten 

1 200 

der Bundesregierung 


(1989 bis 1993) 

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit und Entwicklung 

- Wissenschaftlicher Beirat beim BMZ 

40 

468 


6) Die entstandenen Kosten sind in einem Gesamttitel aufgeführt, der keine Rückschlüsse auf die Kosten der einzelnen Beiräte 
für den Zeitraum von 1977 bis 1994 zuläßt. 




Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/8378 


Anlage zu Fragen 25 und 26 

Verzeichnis der im Rahmen von Forschungsaufträgen 
zur Analyse der strukturellen Entwicklung der deut- 
schen Wirtschaft vorgelegten und veröffentlichten 
Untersuchungen (Strukturberichterstattung) 

0. Vorstudien 

„Konzeption einer Strukturberichterstattung für die 
Bundesrepublik Deutschland — Möglichkeiten und 
Grenzen der Analyse sektoraler Strukturentwick- 
lungen 

DIW^) 1977 

HWWA^) 1977 
Ifo^) 1977 

IfW^) 1977 

RWI^) 1977 

1. Berichtsrunde 1978 bis 1980 
Zwischenberichte : 

„Analyse der strukturellen Entwicklung der deut- 
schen Wirtschaft" 

DIW 1979 („Struktureller Wandel und seine 

Folgen für die Beschäftigung") 
HWWA 1979 nebst 2 Materialbänden 

(1: „Staat", II: „Export") 

IfW 1979 nebst 1 Materialband 

RWI 1979 

Hauptberichte: 

„Analyse der strukturellen Entwicklung der Deut- 
schen Wirtschaft" 


DIW 

1980 

(„Abschwächung der Wachs- 
tumsimpulse") nebst 2 Material- 
bänden 

HWWA 

1980 

nebst 1 Ergänzungsband („Tech- 
nologietransfer und deutsche Di- 
rektinvestitionen im Ausland") 
und 2 Materialbänden 

Ifo 

1980 

nebst 1 Methodenband 

IfW 

1980 

(„Die deutsche Wirtschaft im 
Strukturwandel") nebst 1 Mate- 
rialband 

RWI 

1980 

nebst 1 Ergänzungsband („Wirt- 
schaftspolitik und Strukturwan- 
del") und 1 Methodenband 


1) DIW = Deutsches Institut für Wirtschaftsfor- 

schung, Berlin. 

2) HWWA = HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung, 

Hamburg. 

3) Ifo = Ifo-lnstitut für Wirtschaftsforschung, Mün- 

chen. 

4) IfW = Institut für Weltwirtschaft, Kiel. 

5) RWI = Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirt- 

schaftsforschung, Essen. 


Einzelberichte: 

— „Möglichkeiten und Grenzen der Regionalisie- 

rung der sektoralen Strukturberichterstattung " 
DIW 1979 In Zusammenarbeit mit dem 

Institut für Siedlungs- und 
Wohnungswesen, Münster 

IfW 1979 

— „Möglichkeiten und Grenzen der Anwendung 
der für die Bundesrepublik Deutschland vorlie- 
genden Input-Output-Tabellen" 

lAW®) 1981 
FATM^) 1982 

2. Berichtsrunde 1981 bis 1983 
Hauptberichte: 

„Analyse der strukturellen Entwicklung der deut- 
schen Wirtschaft" 

DIW 1983 („Erhöhter Handlungsbedarf im 

Strukturwandel") nebst 1 Metho- 
denband 

HWWA 1983 

Ifo 1983 („Strukturwandel unter ver- 

schlechterten Rahmenbedin- 
gungen") 

IfW 1983 („Im Anpassungsprozeß zurück- 

geworfen - Die deutsche Wirt- 
schaft vor neuen Herausforde- 
rungen") 

RWI 1983 nebst 1 Material- und Methoden- 

band sowie 1 Ergänzungsband 
(„Problembereiche des Struktur- 
wandels") 

Schwerpunktberichte : 

— „Auswirkungen des Strukturwandels auf den 
Arbeitsmarkt, Anforderungen des Strukturwan- 
dels an das Beschäftigungssystem" 

DIW 1983 

Ifo 1983 („Auswirkungen des Struktur- 

wandels auf den Arbeits- 
markt") 

IfW 1983 („Arbeitsmärkte im Wandel - 

Konsequenzen für die Bil- 
dungspolitik") 

— „Wechselwirkungen von Geldpolitik, Inflation 
und Strukturwandel" 

HWWA 1984 („Analyse der Wechselwir- 

kungen von Geldpolitik, Infla- 
tion und Strukturwandel") 

Ifo 1984 

RWI 1983 („Geldpolitik und Struktur- 

wandel") Kapitel 1 des Ergän- 
zungsbandes 


6) lAW = Institut für angewandte Wirtschaftsfor- 

schung, Tübingen. 

7) FATM = Forschungsstelle für allgemeine und tex- 

tile Marktwirtschaft an der Universität 
Münster; Prof. Dr. E. Helmstädter. 
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— „Internationale Wettbewerbsfähigkeit und 
strukturelle Anpassungserfordernisse 

HWWA 1984 

Ifo 1983 

IfW 1983 („Weltwirtschaftliche Heraus- 

forderung — Die deutschen 
Unternehmen im Anpassungs- 
prozeß") 

— Gesamtwirtschaftliche und strukturelle Auswir- 
kungen der Energiepreisverteuerung und inter- 
nationaler Energiepreisdifferenzen " 

DIW 1983 

HWWA 1984 („Energie Verteuerung und in- 

ternationale Energiepreis- 
differenzen - Gesamtwirt- 
schaftliche und strukturelle 
Auswirkungen") 

RWI 1983 Kapitel 2 des Ergänzungs- 

bandes 

— „Gesamtwirtschaftliche und strukturelle Auswir- 
kungen von Veränderungen der Struktur des 
öffentlichen Sektors" 

DIW 1983 

IfW 1983 („Strukturwandel bei den 

Staatsausgaben" ) 

RWI 1983 („Auswirkungen der Struktur- 

änderungen im öffentlichen 
Sektor") Kapitel 3 des Ergän- 
zungsbandes 

— „Auswirkungen staatlicher Interventionen, ins- 
besondere von Subventionen auf Gesamtwirt- 
schaft und Struktur" 

HWWA 1984 („Analyse der Subventionspo- 

litik - Das Beispiel der Schiff- 
bau-, Luft- und Raumfahrtin- 
dustrie " ) 

Ifo 1983 („Staatliche Interventionen") 

IfW 1983 („Strukturelle Dimensionen 

der deutschen Subventions- 
politik 1973-1981") 

RWI 1983 („Verkehrspolitik und Struk- 

turwandel") Kapitel 4 des Er- 
gänzungsbandes 

Spezialberichte; 

— „Die internationale Verflechtung des Dienstlei- 
stungssektors" nebst Tabellenanhang 

DIW 1983 

— „Möglichkeiten und Grenzen der Untersuchung 
betriebs- und unternehmensgrößenbezogener 
Gesichtspunkte im Rahmen der sektoralen 
Strukturberichterstattung; erste Ergebnisse zur 
Frage unternehmensgrößenspezifischer Wachs- 
tums- und Innovationsbeiträge" 

Ifo 1983 

— „Strukturelle Auswirkungen des Steuersystems" 

lAW 1983 

Ifo 1983 

3. Berichtsrunde 1984 bis 1987 

Zwischenberichte : 

„Zur Analyse der strukturellen Entwicklung der 

deutschen Wirtschaft" 


DIW 1986 („Zwischenbericht zur Struktur- 

berichterstattung 1987") 

HWWA 1986 („Zwischenbericht 1986 zur 

Strukturberichterstattung " ) 

Ifo 1986 („Ifo-Strukturberichterstattung 

1987 - Zwischenbericht") 

IfW 1986 („Im Strukturwandel vorange» 

kommen? " ) 

RWI 1986 („Zwischenbericht 1986") 

Schwerpunktberichte 1986/1: 

— „Strukturpolitische Konzeptionen für die Indu- 
strie im internationalen Vergleich; Auswirkun- 
gen auf Wirtschaftsstruktur und Außenhandel; 
Probleme einer kompensatorischen Subventio- 
nierung einzelner Wirtschaftszweige im Inland" 
DIW 1986 nebst 1 Anlagenband 
HWWA 1986 („Neue Industriepolitik oder 

Stärkung der Marktkräfte? 
Strukturpolitische Konzeptio- 
nen im internationalen Ver- 
gleich") 

— „Forschungseffizienz, Forschungsförderung und 
Innovationsfähigkeit der Wirtschaft im inter- 
nationalen Vergleich (für ausgewählte Länder 
unter Berücksichtigung sektoraler Differenzie- 
rungen) " 

IfW 1986 („Wettlauf um die Zukunft - 
Technologiepolitik im inter- 
nationalen Vergleich") 

— „Auswirkungen expandierender Produktions- 
und Beschäftigungsformen auf Produktivität und 
Strukturwandel (z.B. Flexibilisierung der 
Arbeitszeit, Eigenproduktion der privaten Haus- 
halte, Schattenwirtschaft) " 


Ifo 

1986 

(„Wachstumsfelder am Rande 
der offiziellen Wirtschaft") 

RWI 

1986 

nebst 1 Anhang 


— „Auswirkungen staatlicher Marktregulierungen 
auf die sektorale Strukturbildung und Faktoral- 
lokation; Möglichkeiten und Auswirkungen von 
Deregulierungen in einzelnen Wirtschafts- 
zweigen" 

RWI 1986 

Schwerpunktberichte 1986/11: 

— „Strukturverschiebungen zwischen sekundärem 
und tertiärem Sektor. Empirischer Befund unter 
Berücksichtigung neuerer Formen der Finanzie- 
rung und Unternehmenskooperation (Leasing, 
Factoring, Gründung von Holding-Gesellschaf- 
ten u. a.), Bestimmungsgründe, Folgerungen für 
ausgewählte Politikbereiche" 

DIW 1986 

Ifo 1987 („Strukturverlagerungen zwi- 
schen sekundärem und tertiä- 

rem Sektor") 

— „Strukturwandel und Umweltschutz (Umwelt- 
wirkungen des Strukturwandels): Auswirkun- 
gen von Maßnahmen des Umweltschutzes auf 
die gesamtwirtschaftliche Produktivitätsent- 
wicklung und das Wachstum ausgewählter Wirt- 
schaftszweige" 
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HWWA 1986 („Zusammenhang zwischen 

Strukturwandel und Umwelt") 

RWI 1987 

— „Wirkungen von EG-Politiken auf Wachstum 
und Strukturwandel in der Bundesrepublik 
Deutschland" 

IfW 1986 („EG-Politik auf dem Prüf- 

stand - Wirkungen auf 
Wachstum und Strukturwan- 
del in der Bundesrepublik 
Deutschland") 

Schwerpunktberichte 1987: 

— „Investitionen, Beschäftigung und Produktivität; 
zu den Arbeitsplatzeffekten einer verstärkten In- 
vestitionstätigkeit vor dem Hintergrund sektora- 
ler Entwicklungen " 

DIW 1987 

Ifo 1987 („Investitionen, Produktivität 

und Beschäftigung") 

IfW 1987 

— „Auswirkungen der demographischen Entwick- 
lung auf Wachstum, Strukturwandel und das An- 
gebot an öffentlichen Leistungen" 

HWWA 1987 ( „Bevölkerungsentwicklung 

und Strukturwandel") 

RWI 1987 

Hauptberichte: 

„Analyse der strukturellen Entwicklung der deut- 
schen Wirtschaft" 


DIW 

1987 

( „ Exp ortgetrieb ener Struktur- 
wandel bei schwachem Wachs- 
tum " ) 

HWWA 

1987 


Ifo 

1987 


IfW 

1987 

(„Mehr Strukturwandel für 

Wachstum und Beschäftigung - 
Die deutsche Wirtschaft im An- 
passungsstau") 

RWI 

1987 

nebst 1 Material- und Methoden- 
band 


4. Berichtsrunde 1988 bis 1992 
Schwerpunktbericht : 

„Standortqualität der Bundesrepublik Deutschland 
und Veränderungen der Standortfaktoren im sekto- 
ralen Strukturwandel" 

RWI 1989 

Hauptbericht 1989: 

„Analyse der strukturellen Entwicklung der deut- 
schen Wirtschaft" 

IfW ( „Weltwirtschaftlicher Strukturwandel 

und Standortwettbewerb - Die deutsche 
Wirtschaft auf dem Prüfstand") 

Spezialberichte: 

— „Entwicklungslinien im internationalen Ver- 
gleich" 

HWWA 1989 

— „Strukturelle Anpassung altindustrieller Re- 
gionen" 


RWI 1989 

GEWOS 1989^) 

— „Frauenerwerbstätigkeit und Strukturwandel - 
Ein Vergleich ausgewählter Industrieländer" 

ISG 1989^) 

Kurzexpertise: 

„Lohndifferenzierung - Begriff, Wirkungsweisen 
und kritische Bestandsaufnahme der empirischen 
Forschung" 

RWI Juli 1989 

Hauptbericht 1990: 

„Analyse der strukturellen Entwicklung der deut- 
schen Wirtschaft" 

Ifo 

Spezialbericht: 

„Strukturelle Anpassungserfordernisse in Unter- 
nehmen durch den europäischen Binnenmarkt" 
Ifo/Mensch^^) 1990 

Kurzexpertise: 

„DDR-Wirtschaft im Umbruch" 

DIW Februar 1990 

Hauptbericht 1991: 

„Analyse der strukturellen Entwicklung der deut- 
schen Wirtschaft" 

HWWA 

Spezialbericht: 

„Frauenerwerbstätigkeit und Strukturwandel in der 
Bundesrepublik Deutschland" 
lAW 1991 

Schwerpunktberichte : 

— „Der Einfluß der gesamtwirtschaftlichen Nach- 

frageaggregate auf die Produktions- und Be- 
schäftigungsstruktur - eine quantitative Analyse 
auf der Grundlage der Input-Output-Tabellen 
des Statistischen Bundesamtes im Zeitvergleich" 
DIW 1991 

— „Umweltschutz, Strukturwandel und Wirt- 
schaftswachstum " 

RWI 1991 

Kurzexpertise: 

„Braucht Europa eine neue Industriepolitik?" 

IfW Dezember 1991 

Hauptbericht 1992; 

„Analyse der strukturellen Entwicklung der deut- 
schen Wirtschaft" 

DIW 


8) GEWOS = Institut für Stadt-, Regional- und Wohnfor- 

schung mbH, Hamburg. 

9) ISG = ISG Sozialforschung und Gesellschaftspo- 

litik, Köln. 

10) Mensch = Prof. Dr. G. Mensch, München. 
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Schwerpunktbericht : 

„Die Strukturpolitik der EG - Ziele, Auswirkungen, 
Beziehungen zur nationalen Strukturpolitik" 

IfW 1992 

Kurzexpertise: 

„Die Bedeutung einer nationalen/europäischen 
Halbleiterindustrie für die Wettbewerbsfähigkeit 
der Industrie und insbesondere als Standortfaktor 
für Anwenderindustrien der Mikroelektronik" 

Ifo Juli 1992 

5. Berichtsrunde 
Hauptbericht 1993: 

„Analyse der strukturellen Entwicklung der deut- 
schen Wirtschaft" 

RWI 

Kurzexpertise: 

„Strukturelle und konjunkturelle Einflüsse auf die 
Entwicklung der deutschen Ausfuhr" 

HWWA August 1993 

Spezialbericht: 

„Wechselwirkungen zwischen Infrastrukturausstat- 
tung, strukturellem Wandel und Wirtschafts- 
wachstum" 

DIW 1994 

Schwerpunktbericht: 

„Bestimmung der Höhe des gesamtdeutschen Kapi- 
talstocks nach Wirtschaftszweigen und Gütergrup- 
pen und Schätzung des gesamtwirtschaftlichen Pro- 
duktionspotentials " 

Ifo 1994 

Hauptbericht 1994:^^) 

„Standort Deutschland: Strukturelle Herausforde- 
rungen im neuen Europa" 

IfW 


11) Veröffentlichung in der zweiten Jahreshälfte 1994 vorge- 
sehen. 


Anlage zu Frage 35 

Seit 1990 abgeschlossene Forschungsaufträge des 

Bundesministeriums für Wirtschaft 

0015/88 Auswirkungen von Umweltschutzmaßnah- 
men auf die Wettbewerbsfähigkeit umwelt- 
kostenintensiver Produktionen der Deutschen 
Wirtschaft - Prognos AG, Basel - 299 820 DM. 

0021/88 Die Verwirklichung des Binnenmarktziels 
1992 durch eine engere Zusammenarbeit zwi- 
schen dem EG-Ministerrat, dem Europäi- 
schen Parlament und der EG-Kommission - 
HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung, 
Hamburg - 154 477 DM. 

0103/88 Nachfrageorientierte, rohstofforientierte „Da- 
tenbank, Teil 2" - Deutsches Institut für Wirt- 
schaftsforschung, Berlin - 329 332 DM. 

0001/89 Niederlassungsbeschränkungen und Auf- 
lagen für Unternehmen aus Drittstaaten in der 
EG und ihre wirtschaftlichen Auswirkungen, 
unter Berücksichtigung der Local-content- 
Regelungen - HWWA-Institut für Wirtschaft, 
Hamburg - 138 009 DM. 

0014/89 Identifizierung und Internalisierung externer 
Kosten der Energieversorgung - Prognos AG, 
Basel - 1418 000 DM. 

0015/90 Die RGW-Länder als Unternehmensstandort - 
Institut für Weltwirtschaft an der Universität, 
Kiel - 247 000 DM. 

0050/90 Analyse von Leistungsbilanzungleichgewich- 
ten - Forschungsinstitut für Wirtschaftspolitik 
an der Universität, Köln - 139 500 DM. 

0051/90 Entwicklung und Perspektiven des Mittel- 
standes in der Bundesrepublik Deutschland 
unter den Bedingungen zunehmender Inter- 
nationalisierung der Arbeitsteilung und grö- 
ßerer Märkte - Institut für angewandte Wirt- 
schaftsforschung, Tübingen - 231 800 DM. 

0054/90 Internationale Industriestrompreise - Preisbil- 
dungsverfahren und Trends - Energiewirt- 
schaftliches Institut an der Universität Köln - 
279 000 DM. 

0056/90 Asiatic Pacific Economic Cooperation - APEC 
- ihre wirtschaftspolitische Bedeutung im 
Verhältnis zur EG und insbesondere zur Bun- 
desrepublik Deutschland - Ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschung, München - 199 000 
DM. 

0057/90 Die ökonomischen Auswirkungen der Maß- 
nahmen nach § 14 des Abfallgesetzes auf den 
Handel - Forschungsinstitut für Wirtschafts- 
politik an der Universität Mainz e.V. - 
140 650 DM. 

0058/90 Die Bedeutung technischer Dienstleistungen 
für Technologietransfer und Innovation - 
Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirt- 
schaftforschung, Essen - 249 745 DM. 
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0062/90 Hemmnisse in den USA und Kanada für den | 0045/91 Die wirtschaftliche Neuordnung Europas - 


Zugang ausländischer Unternehmen zu Off- 
shore-Aktivitäten und die Lieferung meeres- 
technischer Anlagen und Geräte - Institut für 
Weltwirtschaft an der Universität Kiel - 
306 200 DM. 

0066/90 UdSSR-Gesetzgebung über ausländische 
Kapitalanlagen - HWWA-lnstitut für Welt- 
wirtschaftsforschung, Hamburg - 5 300 DM. 

0069/90 Ausbau des gesamtwirtschaftlichen Pro- 
gnose- und Simulationsmodells des Bundes- 
ministeriums für Wirtschaft, das sog. „Bonner 
Modell" - Institut für empirische Wirtschafts- 
forschung - Volkswirtschaftliche Information 
und Prognose, Bonn - 99 973,68 DM. 

0104/90 Die energiewirtschaftliche Entwicklung in 
der Bundesrepublik Deutschland bis zum 
Jahr 2010 unter Einbeziehung der fünf neuen 
Bundesländer - Prognos AG, Basel - 442 700 
DM. 

0115/90 Die RGW-Länder als Unternehmensstandort - 
HWWA-lnstitut für Wirtschaftsforschung, 
Hamburg - 191 000 DM. 

0005/91 Beobachtung und Bewertung der Wirtschafts- 
reformen in Osteuropa - Institut für ange- 
wandte Wirtschaftsforschung, Berlin - 
230 000 DM. 

0006/91 Standortbedingungen für ausländische Inve- 
stitionen in osteuropäischen Ländern — Insti- 
tut für angewandte Wirtschaftsforschung, 
Berlin -242 870,62 DM. 

0007/91 Herausbildung neuer wirtschaftlicher Ver- 
flechtungsbeziehungen der Unternehmen im 
Großraum Berlin - Institut für angewandte 
Wirtschaftsforschung, Berlin - 120 000 DM. 

0017/91 Die Position ausländischer Investoren im asia- 
tisch-pazifischen Raum - HWWA-lnstitut für 
Wirtschaftsforschung, Hamburg - 52 000 DM. 

0032/91 Aktueller und längerfristiger Bedarf an ener- 
giestatistischen Basisdaten — Deutsches Insti- 
tut für Wirtschaftsforschung, Berlin - 111000 
DM. 

0036/91 Die Bedeutung des internationalen Dienstlei- 
stungshandels für die Bundesrepublik 
Deutschland - Deutsches Institut für Wirt- 
schaftsforschung, Berlin - 184 900 DM. 

0037/91 Auflösung des RGW und Annäherung Mittel- 
und Osteuropas an die EG - Osteuropa-Insti- 
tut, München - 136 000 DM. 

0038/91 Deutsch-polnische Grenzgebiete als 
regionalpolitisches Problem - Institut für an- 
gewandte Wirtschaftsforschung, Berlin - 
160 000 DM. 

0043/91 Volumen und Struktur der freien Personal- 
stellen auf dem deutschen Arbeitsmarkt - Ifo- 
Institut für Wirtschaftsforschung, München - 
161800 DM. 


Verein für Socialpolitik, Mannheim - 49 000 
DM. 

0047/91 Analyse der Wettbewerbsposition des deut- 
schen Maschinenbaus - Ifo-lnstitut für Wirt- 
schaftsforschung, München - 196 800 DM. 

0052/91 Situation und Perspektiven der Luftfahrtindu- 
strie und ihre Bedeutung für die deutsche 
Wirtschaft - Scientific Consulting Dr. Schulte- 
Hillen, Köln - 199 200 DM. 

0053/91 Steigerung und Effizienz des betrieblichen 
Vorschlagswesens - Sozialforschung und Ge- 
sellschaftspolitik, Köln - 166 757,76 DM. 

0054/91 Probleme der EG -Regionalpolitik und deren 
Konsequenzen - Deutsches Institut für Wirt- 
schaftsforschung, Berlin - 129 100 DM. 

0057/91 Analyse der Situation der freien Berufe im 
Landesvergleich der EG sowie Österreich und 
Schweiz - Institut für Freie Berufe an der 
Friedrich- Alexander-Universität Erlangen- 

Nürnberg 198 000 DM. 

0058/91 Branchenbild; Elektroindustrie und Elektro- 
nik-Industrie - Ifo-Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, München — 187 300 DM. 

0059/91 Branchenstrukturuntersuchung; Industrie 
Steine und Erden - Deutsches Institut für 
Wirtschaftsforschung, Berlin - 174 800 DM. 

0060/91 Der EG-Binnenmarkt aus Verbrauchersicht - 
Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, Mün- 
chen - 198500 DM. 

0061/91 Schutz von Technologien bei Joint-ventures 
in Japan - Ifo-Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, München - 158 000 DM. 

0062/91 Gesamteuropäische Integration und Europäi- 
sche Gemeinschaft - Institut für Weltwirt- 
schaft an der Universität Kiel - 175 000 DM. 

0067/91 Analyse der Elektrizitätswirtschaft des Ver- 
einigten Königreichs - Elemente ihrer Über- 
tragbarkeit auf europäische Verhältnisse ins- 
besondere auch auf Deutschland — Energie- 
wirtschaftliches Institut an der Universität 
Köln - 355 000 DM. 

0070/91 Dezentralisierung in der Sowjetunion - Insti- 
tut für angewandte Wirtschaftsforschung, 
Berlin - 18 000 DM. 

0075/91 Die wirtschaftliche Lage in der Ukraine - Ost- 
europa-Institut, München - 125 000 DM. 

64IF/91 Reform- Ansätze für die Binnenhandelssy- 
steme in den einzelnen osteuropäischen Staa- 
ten, Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, 
München - 171 000 DM. 

640E/91 Reform- Ansätze für die Binnenhandeissy- 
steme in den einzelnen osteuropäischen Staa- 
ten - Osteuropa-Institut, München - 162 500 
DM. 
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0005/92 Industriegüterimporte der EG - Deutsches 
Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin - 
40 000 DM. 

0010/92 Die wirtschaftliche Lage Kasachstans - Ifo- 
Institut für Wirtschaftsforschung, München - 
229 000 DM. 

0011/92 Die wirtschaftliche Lage der baltischen Län- 
der - HWWA-Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, Hamburg - 245 000 DM. 

0013/92 Auswirkungen von Umweltschutzmaßnah- 
men auf die Wettbewerbsfähigkeit umwelt- 
schutzkostenintensiver Produktionen in der 
deutschen Industrie (Anschlußauftrag) - Pro- 
gnos AG, Basel - 130 000 DM. 

0014/92 Produktion von Wehrgütern in der Bundes- 
republik Deutschland - Ifo-Institut für Wirt- 
schaftsforschung, München - 103 600 DM. 

0015/92 Abschätzung der wirtschaftlichen Auswir- 
kungen von finanziellen Marktanreizen zu- 
gunsten bestimmter Anlagen zur Nutzung er- 
neuerbarer Energien in der Bundesrepublik 
Deutschland - Fichtner - Beratende Inge- 
nieure, Stuttgart - 88 900 DM. 

0019/92 Übersicht über das deutsche Erbbaurecht und 
mögliche Schlußfolgerungen für die wirt- 
schaftsrechtliche Beratung - Universität 
Augsburg - 8 550 DM. 

0020/92 Auswirkungen eines wachsenden Umweltbe- 
wußtseins in der Politik und bei den Verbrau- 
chern auf das unternehmerische Verhalten 
der touristischen Anbieter - Institut für Stadt-, 
Regional- und Wohnungsforschung GmbH, 
Hamburg - 199459,65 DM. 

0021/92 Die Freien Berufe in der Bundesrepublik 
Deutschland - Institut für Freie Berufe an der 
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen- 
Nürnberg - 147 700 DM. 

0022/92 Tiefseebergbau im VN-Seerechtsüberein- 
kommen — Institut für internationales Recht 
an der Universität Kiel - 25 000 DM. 

0024/92 Auswirkungen japanischer und koreanischer 
Schiffbaupolitik auf deutsche Werften - Ar- 
thur d. Little International Inc., Berlin - 
344 504,38 DM. 

0025/92 Erdgaspreise für Sonderabnehmer in der 
Bundesrepublik Deutschland - Ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschung, München - 68 800 DM. 

0026/92 Wirtschaftliche Bedeutung und Probleme von 
Künstlern und Publizisten - Ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschung, München - 190 000 
DM. 

0028/92 Bewertung der vom Bundesministerium für 
Wirtschaft finanziell geförderten Maßnahmen 
zur Beratung der Energieverbraucher über 
die Möglichkeiten der Energieeinsparung 
einschließlich der Nutzung erneuerbarer 
Energien — Wirksamkeit und quantitativer 


Beitrag zur Verminderung des Energiever- 
brauchs - Ifo-Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, München - 200 000 DM. 

0029/92 Westdeutsche Transferleistungen in die 
neuen Bundesländer und deren wirtschaft- 
liche Konsequenzen - Deutsches Institut für 
. Wirtschaftsforschung, Berlin - 138 100 DM. 

0031/92 Umweltverträgliches Wirtschaften als Pro- 
blem von Wissenschaft und Politik - Verein 
für Socialpolitik, Mannheim - 35 000 DM. 

0032/92 Bedeutung unternehmensbezogener Dienst- 
leistungen für die Transformation von zentral- 
verwaltungswirtschaftlichen in ein marktwirt- 
schaftliches System - Rheinisch-Westfäli- 
sches Institut für Wirtschaftsforschung, Essen 
-250 000,01 DM. 

0033/92 Regionalisierungstendenzen im Welthandel - 
HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung, 
Hamburg - 104 000 DM. 

0034/92 Die Neuordnung des Bund-Länder-Finanz- 
ausgleichs im Spannungsfeld zwischen 
Wachstum- und Verteilungszielen, Ifo-Institut 
für Wirtschaftsforschung, München - 198000 
DM. 

0035/92 Ansätze für die Herausbildung einer gemein- 
samen Wirtschafts- und Fremdenverkehrs- 
region Harz - Sozialökonomische Struktur- 
analysen, Berlin - 120 000 DM. 

0040/92 Industriepolitik und neue Wachstumstheorie 
- Institut für Weltwirtschaft an der Universität 
Kiel - 118400 DM. 

0041/92 Unterstützung der wirtschaftspolitischen Be- 
ratung durch Koordinierung und Information 
im Bereich der wirtschaftswissenschaftlichen 
Begleitung der Reformprozesse in den MOE- 
und GUS-Staaten (Koordinierungsstelle 
MOE/GUS) - Deutsches Institut für Wirt- 
schaftsforschung, Berlin - 680 000 DM. 

0044/92 Volumen und Struktur der freien Personal- 
stellen auf dem deutschen Arbeitsmarkt (An- 
schlußauftrag) - Ifo-Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, München - 107 000 DM. 

0048/92 Ökonomische Kriterien der abfallwirtschaft- 
lichen Gesamtkonzeption in der Bundesrepu- 
blik Deutschland - Institut für Weltwirtschaft 
an der Universität Kiel - 25 000 DM. 

0049/92 Wehrgüterproduktion in der ehemaligen So- 
wjetunion - Bedeutung und Perspektive der 
heutigen Wehrgüterproduktion in der GUS 
(unter besonderer Berücksichtigung Ruß- 
lands) - Forschungsinstitut für Militärökono- 
mie und angewandte Konversion der Gesell- 
schaft für Militärökonomie, Berlin - 55 000 
DM. 

0053/92 Marktwirtschaftliche Instrumente zur Ar- 
mutsbekämpfung in der Bundesrepublik 
Deutschland - Institut für angewandte Wirt- 
schaftsforschung, Tübingen - 189 800 DM. 
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0054/92 Die wirtschaftliche Situation in der Ukraine - 
Osteuropa-Institut, München - 207 500 DM. 

OlIA/92 Wirtschaftliche und wissenschaftliche Ziele 
der japanischen Raumfahrt und Strategien zu 
ihrer Durchsetzung {Doppelvergabe) - lAM- 
Internationale Aerospace Marketing & Con- 
sulting - Dr. Otto Ehlert, Freiburg - 228 000 
DM, Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, 
München - 128400 DM. 

^ 04 la/92 Expertise über die Möglichkeiten, Inhalte und 
Formen technologiepolitischer Kooperation 
zwischen der Ukraine und der Bundesrepu- 
blik Deutschland (Doppelvergabe) - ASA- 
Vermittlungs-, Beratungs- und Forschungs- 
gesellschaft mbH, Berlin - 10 000 DM, Alma 
Mater Consulting Berlin GmbH - 10 000 DM. 

041b/92 Expertise über die Möglichkeiten, Inhalte und 
Formen technologiepolitischer Kooperation 
zwischen Bulgarien und der Bundesrepublik 
Deutschland (Doppelvergabe) - ETC-Erfurt 
Trade Company GmbH, Erfurt - 9 850 DM, 
GFA-International Management Consulting 
GmbH, Hamburg - 10 000 DM. 

041c/92 Expertise über die Möglichkeiten, Inhalte und 
Formen technologiepolitischer Kooperation 
zwischen Litauen und der Bundesrepublik 
Deutschland {Doppelvergabe) - Forschungs- 
agentur Berlin GmbH, Berlin - 10 000 DM, 
EWEX-Engineering GmbH & Co. KG, Ratin- 
gen - 10 000 DM. 

041d/92 Expertise über die Möglichkeiten, Inhalte und 
Formen technologiepolitischer Kooperation 
zwischen Lettland und der Bundesrepublik 
Deutschland {Doppelvergabe) - Forschungs- 
agentur Berlin GmbH, Berlin - 10 000 DM, 
EWEX-Engineering GmbH & Co. KG, Ratin- 
gen - 10 000 DM. 

04 le/92 Expertise über die Möglichkeiten, Inhalte und 
Formen technologiepolitischer Kooperation 
zwischen Rußland und der Bundesrepublik 
Deutschland '{Doppelvergabe) - Academy of 
Sciences of Russia Institute for Systems Ana- 
lysis, Moskau - 10 000 DM, Osteuropa-Insti- 
tut, München — 10 000 DM. 

04 lg/92 Expertise über die Möglichkeiten, Inhalte und 
Formen technologiepolitischer Kooperation 
zwischen Estland und der Bundesrepublik 
Deutschland {Doppelvergabe) - EWEX-Engi- 
neering GmbH & Co. KG, Ratingen — 10 000 
DM, Wirtscha*ftsforschung GmbH, Berlin - 
10 000 DM. 

04 li/92 Expertise über die Möglichkeiten, Inhalte und 
Formen technologiepolitischer Kooperation 
zwischen Kasachstan und der Bundesrepu- 
blik Deutschland {Doppelvergabe) - Alma 
Mater Consulting Berlin GmbH - 10 000 DM, 
Osteuropa Consulting Center GmbH, Berlin - 
10 000 DM. 

041k/92 Expertise über die Möglichkeiten, Inhalte und 
Formen technologiepolitischer Kooperation 


zwischen Weißrußland und der Bundesrepu- 
blik Deutschland - Osteuropa Consulting 
Center GmbH, Berlin - 10 000 DM. 

041o/91 Expertise über die Möglichkeiten, Inhalte und 
Formen technologiepolitischer Kooperation 
zwischen Ungarn und der Bundesrepublik 
Deutschland - Osteuropa Consulting Center 
GmbH, Berlin - 10 000 DM. 

30DI/92 Währungspolitik der Nachfolgestaaten der 
UdSSR - Deutsches Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, Berlin - 63 000 DM, Ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschung, München - 97 000 DM. 

52di/92 Die wirtschaftliche Situation Rußlands und 
Weißrußlands - wirtschaftliches Potential und 
mögliche Entwicklungslinien - Deutsches In- 
stitut für Wirtschaftsforschung, Berlin; Institut 
für Weltwirtschaft an der Universität Kiel; In- 
stitut für Wirtschaftsforschung Halle - 
1597 000 DM. 

0002/93 Die Bundesrepublik Deutschland und Latein- 
amerika - Perspektiven für eine Intensivie- 
rung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit im 
Handel - Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, 
München - 42 300 DM. 

0003/93 Die Bundesrepublik Deutschland und Latein- 
amerika - Perspektiven für eine intensivere 
wirtschaftliche Zusammenarbeit im Bereich 
der Direktinvestitionen - Institut für Weltwirt- 
schaft an der Universität Kiel - 37 600 DM. 

0004/93 Die Bundesrepublik Deutschland und Latein- 
amerika - Perspektiven für eine Intensivie- 
rung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit im 
Hinblick auf Regionalisierungstendenzen - 
Ifo-lnstitut für Wirtschaftsforschung, Mün- 
chen - 42 300 DM. 

0005/93 Herausbildung neuer Unternehmensformen 
und Wettbewerbsstrukturen in den Ländern 
der GUS: Konsequenzen für die Entwicklung 
mittelständischer Strukturen - Ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschung, München - 218 000 
DM. 

0007/93 Die wirtschaftliche Lage der baltischen Län- 
der - HWWA-Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, Hamburg - 325 000 DM. 

0008/93 Anforderungen an die ungarische Wirt- 
schaftspolitik auf dem Weg in die Europäi- 
sche Gemeinschaft - Institut für Wirtschafts- 
forschung, München - 100 000 DM. 

0015/93 Auswirkungen der Reformen und der EG- 
Assoziierung Ost- und Mitteleuropas auf den 
Handel der Entwicklungsländer - Deutsches 
Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin - 
40 000 DM. 

0017/93 Die Stellung der Staatsunternehmen in der 
Volksrepublik China im Rahmen der chinesi- 
schen Wirtschaftsentwicklungsstrategie und 
ihre Bedeutung für die deutsch-chinesische 
Zusammenarbeit - Lehrstuhl für Volkswirt- 
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schaftslehre IV an der Universität Gießen - 
12 000 DM (Vorstudie). 

0022/93 Integration der Rüstungskonversion in den 
wirtschaftlichen Transformationsprozeß der 
GUS: Rahmenbedingungen, Problemfelder 
und Ansatzpunkte westlicher Wirtschaftshilfe 
- Forschungsinstitut für Militärökonomie und 
angewandte Konversion der Gesellschaft für 
Militärökonomie, Berlin - 170 000 DM. 

0038/93 Möglichkeiten der wettbewerbskonformen 
Ausgestaltung von Selbstverpflichtungen der 
Industrie zur C02-Reduktion unter Berück- 
sichtigung von fiskalischen und ordnungs- 
rechtlichen Maßnahmen, Berlin - 7 1 000 DM. 

0042/93 Die Stellung der Staatsunternehmen im Re- 
formprozeß Chinas - Ausgangssituation, Pro- 
bleme und Lösungsansätze - Lehrstuhl für 
Volkswirtschaftslehre IV an der Universität 
Gießen - 32 800 DM. 

0043/93 Der Gemeinsame Fonds für Rohstoffe und die 
speziellen Rohstoffabkommen, HWWA-Insti- 
tut für Wirtschaftsforschung, Hamburg - 
76300 DM. 

0046/93 Voraussetzungen zur Gründung von Joint- 
ventures zwischen Unternehmen aus der 
Bundesrepublik Deutschland und den Nach- 
folgestaaten der ehemaligen Sowjetunion 
(NUS) - Gesellschaft für Innovation und 
Management GmbH, Berlin - 185 000 DM. 

0048/93 Auswirkungen der wirtschaftlichen Öffnung 
Südafrikas auf die Handels- und Investitions- 
ströme in Afrika; Rückwirkungen auf die 
Wirtschaftsbeziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland und der EG mit Afrika - HWWA- 
Institut für Wirtschaftsforschung, Hamburg - 
84 800 DM. 

0049/93 Entwicklung der Konzeption und Kooperation 
beim Aufbau eines Konjunkturforschungsin- 
stituts in Alma-Ata/Kasachstan - Ifo-Institut 
für Wirtschaftsforschunq, München - 177 400 
DM. 

0051/93 Mögliche Nachteile der EG-Bananenmarkt- 
ordnung für Deutschland - Deutsches Institut 
für Wirtschaftsforschung, Berlin - 43 800 DM. 

0054/93 Kosten und Nutzen eines globalen Systems 
handelbarer C02-Emissionszertifikate für un- 
terschiedlich entwickelte Ländergruppen - 
United Nations Conference on Trade and 
Development, Genf - 60 000 DM. 

0063/93 Regionale wirtschaftliche Entwicklungen im 
Nahen und Mittleren Osten - Der mögliche 
Beitrag von regionaler Zusammenarbeit im 
Waren- und Dienstleistungsverkehr — Ifo-In- 
stitut für Wirtschaftsforschung, München - 
58000 DM. 

0069/93 Probleme ostdeutscher Unternehmen im Be- 
schaffungswesen des öffentlichen Sektors - 
Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, Mün- 
chen - 10 700 DM (Vorstudie). 


0007/94 Entwicklung des Mittelstands in der VR 
China (Kurzexpertise) - Lehrstuhl für Volks- 
wirtschaftslehre IV an der Universität Gießen 
-31600 DM. 

exps/be Strukturelle und konjunkturelle Einflüsse auf 
die Entwicklung der deutschen Ausfuhr - Ex- 
pertise im Rahmen der Strukturberichterstat- 
tung 1991-1996 - HWWA-Institut für Wirt- 
schaftsforschung, Hamburg. 

Laufende Forschungsaufträge des Bundes- 
ministeriums für Wirtschaft 

0027/92 Supranationale Einkaufskooperationen und 
Verbundgruppen im EG-Binnenmarkt - Ifo- 
Institut für Wirtschaftsforschung, München - 
192 000 DM. 

0037/92 Art und Dauer von Planungs- und Genehmi- 
gungsverfahren für öffentliche Infrastruktur- 
vorhaben und gewerbliche Investitionspro- 
jekte im EG-Vergleich, Vor- und Nachteile 
für den Wirtschaftsstandort Deutschland, An- 
satzpunkte für Verbesserungen - Infratest 
Industrie, München - 377 687,50 DM. 

0039/92 Auswirkungen der Integration des Welttextil- 
abkommens in die allgemeinen GATT-Re- 
geln auf die deutsche Textil- und Beklei- 
dungsindustrie - Forschungsinstitut für Wirt- 
schaftspolitik an der Universität Mainz e. V. - 
158 200 DM. 

0006/93 Die wirtschaftliche Lage Kasachstans (An- 
schlußauftrag) - Ifo-Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, München - 278 200 DM. 

0009/93 Kooperationsmöglichkeiten und Konzept für 
ein Konjunkturforschungsinstitut in Prag - 
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, 
Berlin - 148 000 DM. 

0010/93 Kooperationsmöglichkeiten und Konzept für 
ein Konjunkturforschungsinstitut in War- 
schau - Deutsches Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, Berlin - 150 000 DM. 

0020/93 Internationale Wettbewerbsverzerrungen in 
der Halbleiterindustrie - Ifo-Institut für Wirt- 
schaftsforschung, München - 200 000 DM. 

0021/93 Theoretisch-methodische Fragen der makro- 
ökonomischen Analyse von Wirkungen öko- 
logischer Anpassungsprozesse auf Stabilität, 
Beschäftigung und internationale Wettbe- 
werbsfähigkeit - Deutsches Institut für Wirt- 
schaftsforschung, Berlin - 135 000 DM. 

0024/93 Länderspezifische ordnungs- und struktur- 
politische Anforderungen beim Ausbau der 
Europäischen Wirtschafts- und Währungs- 
union - HWWA-Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, Hamburg - 193 000 DM. 

0025/93 Wirkungszusammenhänge zwischen Zinsen 
und makroökonomischer Aktivität - Zentrum 
für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH, 
Mannheim - 140 700 DM. 
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0026/93 Möglichkeiten zur Intensivierung des Wett- 
bewerbs bei der Vergabe von Slots (Start- und 
Landerechte) auf Flughäfen unter Berück- 
sichtigung des internationalen Flugverkehrs - 
Scientific Consulting Dr. Schulte- Hillen, Köln 
-250 000 DM. 

0028/93 Perspektiven der deutschen Tourismuswirt- 
schaft im EWR unter besonderer Berücksichti- 
gung ihrer mittelständischen Struktur - 
HWWA-lnstitut für Wirtschaftsforschung, 
Hamburg - 107 000 DM. 

0029/93 Der deutsche Markt für berufliche Weiterbil- 
dung - Institut für Weltwirtschaft an der Uni- 
versität Kiel - 1950 00 DM. 

Ö030/93 Reaktionsmöglichkeiten von Handelsunter- 
nehmen auf umweltpolitische und umwelt- 
rechtliche Anforderungen im Spannungsfeld 
zwischen Herstellern und Verbrauchern unter 
Berücksichtigung der neuen Produktverant- 
wortung — Ifo-lnstitut für Wirtschaftsfor- 
schung, München - 184 000 DM. 

0031/93 Gesamtwirtschaftliche Position der Medien in 
den Jahren 1983 bis 1992 - Deutsches Institut 
für Wirtschaftsforschung, Berlin - 66 000 DM. 

0033/93 Verbraucherpolitik in der Marktwirtschaft: 

Wirtschaftspolitische Konzeptionen und inter- 
nationale politische Praxis - eine Bestands- 
aufnahme - Forschungsinstitut für Wirt- 
schaftspolitik an der Universität Mainz e. V. - 
139 300 DM. 

0036/93 Bisherige und künftige Versorgung der ost- 
europäischen Länder mit den Stahlveredlern 
Mangan, Chrom, Nickel und Molybdän - 
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, 
Berlin - 208 000 DM. 

0037/93 Kosten der Stillegung und Sanierung von 
Urangewinnungsprojekten im internatio- 
nalen Vergleich - Einflußgrößen und Abhän- 
gigkeiten - Uranerzbergbau GmbH, Wesse- 
ling - 397 000 DM. 

0039/93 Neue Produktions- und Organisationsformen 
in der Industrie - Bestandsaufnahme und 
Analyse der wirtschaftspolitischen Implikatio- 
nen - Fraunhofer-Institut für Systemtechnik 
und Innovationsforschung, Karlsruhe - 
298 000 DM. 

0040/93 Branchenbild Bauwirtschaft - die deutsche 
Bauwirtschaft im Strukturwandel, Situation 
und Entwicklung der Bauwirtschaft in den al- 
ten und neuen Bundesländern - Ifo-lnstitut 
für Wirtschaftsforschung, München - 265 000 
DM. 

0045/93 Ausländische Selbständige in der Bundes- 
republik Deutschland unter besonderer Be- 
rücksichtigung von Entwicklungsperspekti- 
ven in den neuen Bundesländern - Rheinisch- 
Westfälisches Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, Essen - 1 15 000 DM. 


0047/93 Auslandsinvestitionen ostasiatischer Länder 
in Europa und der Bundesrepublik Deutsch- 
land - Deutsches Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, Berlin - 145 600 DM. 

0055/93 Energienachfrage in Deutschland in Abhän- 
gigkeit von Temperaturschwankungen und 
saisonalen Sondereffekten - Deutsches Insti- 
tut für Wirtschaftsforschung, Berlin - 65 000 
DM. 

0058/93 Identifizierung und Internalisierung externer 
Kosten der Energieversorgung (Anschlußauf- 
trag) - Prognos AG, Basel - 339 000 DM. 

0061/93 Industrieökonomik: Unternehmensstrategie 
und Wettbewerb auf globalen Märkten - Ver- 
ein für Socialpolitik, Mannheim - 35 000 DM. 

0064/93 Identifizierung umweltpolitisch kontrapro- 
duktiver Einzelregelungen innerhalb des 
Steuersystems - Ifo-lnstitut für Wirtschaftsfor- 
schung, München - 75 000 DM. 

0067/93 Branchenuntersuchung Ernährungsindustrie 

- Ifo-lnstitut für Wirtschaftsforschung, Mün- 
chen - 190 000 DM. 

19i2/93 Aufbau effizienter Strukturen in der Trink- 
wasserversorgung und Abwasserversorgung 
der neuen Bundesländer - Pilotprojekt Königs 
Wusterhausen/Zossen - Investitions-Consult 
GmbH, Berlin - 52 600 DM. 

19ic/93 Aufbau effizienter Strukturen in der Trink- 
wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
der neuen Bundesländer — Pilotprojekt Mitt- 
leres Erzgebirge - Investitions-Consult 
GmbH, Berlin - 295 000 DM. 

19iw/93 Aufbau effizienter Strukturen in der Trink- 
wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
der neuen Bundesländer - Pilotprojekt Guben 

- IWT Ingenieurgesellschaft Wasser- und 
Tiefbau mbH, Weimar - 93 500 DM. 

lifo/93 Gesamtwirtschaftliche Beurteilung von CO 2 ' 
Minderungsstrategien - Ifo-lnstitut für Wirt- 
schaftsforschung, München - 470 000 DM, 
Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirt- 
schaftsforschung, Essen - 420 000 DM. 

32rw/93 Analyse des volkswirtschaftlichen Nutzens 
der industriellen Gemeinschaftsforschung für 
die mittelständische Industrie - Rheinisch- 
Westfälisches Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, Essen - 113 999,99 DM, Wirtschafts- 
und Sozialforschung Dr. Werner Friedrich, 
Kerpen - 94 000 DM. 

41iw/93 Die umwelttechnische Industrie in der Bun- 
desrepublik Deutschland - Institut für Wirt- 
schaftsforschung, Halle - 121000 DM, Rhei- 
nisch-Westfälisches Institut für Wirtschafts- 
forschung, Essen - 177 000 DM. 

44EC/93 Erschließung neuer Märkte der mittelständi- 
schen Wirtschaft durch Auslandsmessen - 
ECON-CONSULT GmbH u. Co KG, Köln - 
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120 000 DM, Sozialforschung und Gesell- 
schaftspolitik, Köln - 110000 DM. 

50rw/93 Aufbau mittelständischer Strukturen in Polen, 
Ungarn, der Tschechischen Republik und der 
Slowakei - Rheinisch-Westfälisches Institut 
für Wirtschaftsforschung, Essen - 215 000 
DM, Wirtschafts- und Sozialforschung Dr. 
Werner Friedrich, Kerpen - 283 000 DM. 

0001/94 Unterstützung der wirtschaftspolitischen Be- 
ratung durch Koordinierung und Information 
im Bereich der wirtschaftswissenschaftlichen 
Begleitung der Reformprozesse in den MOE/ 
GUS- Staaten (Anschlußauftrag) — Deutsches 
Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin - 
620000 DM. 

0005/94 Wirtschaftspolitische Zielsetzungen und kon- 
zeptionelle Ausrichtung der Bundesanstalt für 
Materialprüfung - Prognos AG, Basel - 
235 500 DM. 

0006/94 Die wirtschaftliche Situation in der Ukraine 
(Anschlußauftrag) - Osteuropa-Institut, Mün- 
chen - 207 500 DM. 

0008/94 Auswirkungen der Ergebnisse der abge- 
schlossenen GATT-Uruguay-Runde auf die 
Exporte der Entwicklungsländer in die EG - 
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, 
Berlin - 40 000 DM. 

0009/94 Kooperation beim Aufbau eines Konjunktur- 
forschungsinstituts in Alma-Ata (Anschluß- 
auftrag) - Ifo-Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, München - 278 000 DM. 

0012/94 Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen von - 
kostenneutralen - Arbeitszeitveränderungen; 
auch mit ihren Auswirkungen auf Maschi- 
nenlaufzeiten - Deutsches Institut für Wirt- 
schaftsforschung, Berlin - 155 000 DM. 

0015/94 Die Energiemärkte Deutschlands im zusam- 
menwachsenden Europa: Perspektiven bis 
zum Jahre 2020 - Prognos AG, Basel - 
514 000 DM. 

0018/94 Restrukturierungstrends in der deutschen 
Automobilzulieferindustrie im internatio- 
nalen Vegleich - Scientific Consulting Dr. 
Schulte-Hillen, Köln - 199 900 DM. 

0019/94 Bedeutung, Probleme und Entwicklung des 
passiven Veredelungsverkehrs für die Textil- 
und Bekleidungsindustrie - Ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschunq, München - 115 000 
DM. 

0020/94 Investitionschancen für kleine und mittlere 
Unternehmen im asiatisch-pazifischen Raum 
- HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung, 
Hamburg - 185 000 DM. 

•0022/94 Auswirkungen der wachsenden Arbeitstei- 
lung zwischen Deutschland und seinen öst- 
lichen Nachbarn auf Arbeitsmarkt, Investitio- 
nen und Güterströme - Osteuropa-Institut, 
München - 136 000 DM. 


0023/94 Verbesserung der wirtschaftlichen Nutzung 
des Innovationspotentials von freien Erfin- 
dern - Fraunhofer-Institut für Systemtechnik 
und Innovationsforschung - 192 400 DM. 

0024/94 Verbraucherschutz durch Produktkennzeich- 
nung - Institut für ökologische Wirtschaftsfor- 
schung, Berlin - 177 800 DM. 

0025/94 Die wirtschaftliche Lage Kasachstans - Wirt- 
schafts- und Reformbeobachtung (Anschluß- 
auftrag) - Ifo-Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, München - 260 000 DM. 

0026/94 Weiterführung der regelmäßigen Unterneh- 
mensbefragungen zur Begleitung der Anpas- 
sungsfortschritte in den neuen Bundeslän- 
dern (Anschlußauftrag) - Institut für Wirt- 
schaftsforschung, Halle - 150 000 DM. 

0027/94 Wirtschaftliche Lage der Baltischen Länder 
(Anschlußauftrag) - HWWA-Institut für Wirt- 
schaftsforschung, Hamburg - 270 000 DM. 

0038/94 Internationale Kompensationsmöglichkeiten 
zur CO 2 - Reduktion unter Berücksichtigung 
steuerlicher Anreize und ordnungsrechtlicher 
Maßnahmen - HWWA-Institut für Wirt- 
schaftsforschung, Hamburg - 139 800 DM. 

0040/94 Währungsreformen im Vergleich: Analyse 
und Bewertung monetärer Strategien in den 
Nachfolgestaaten der Sowjetunion - Institut 
für Weltwirtschaft an der Universität Kiel - 
93 600 DM. 

0042/94 Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Unter- 
nehmen auf den Märkten der früheren So- 
wjetunion insbesondere der russischen Föde- 
ration und unter besonderer Berücksichti- 
gung der Republiken und Gebiete Sibiriens 
und des Fernen Ostens Rußlands - OCC 
GmbH, Zepernick - 176000 DM. 

2diw/94 Die wirtschaftliche Situation Rußlands und 
Weißrußlands (Anschlußauftrag) - Deutsches 
Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin - 
396 810 DM, Institut für Weltwirtschaft an der 
Universität Kiel - 350100 DM, Institut für 
Wirtschaftsforschung, Halle - 173 000 DM. 


Seit 1990 abgeschlossene Forschungsaufträge des 
Bundesministeriums für Verkehr 

Entwicklungstendenzen der deutschen Seehäfen im 
EG-Binnenmarkt unter besonderer Berücksichtigung 
der Veränderungen in Mittel- und Osteuropa - Institut 
für Weltwirtschaft, Kiel - 48 000 DM. 

Beratung des BMV und des Ministeriums für Verkehr 
der DDR zur Wirtschaftsführung bei der DR; Wirt- 
schaftliche Lage, Wirtschaftsführungsinstrumentarien, 
Konzeption - Treuarbeit AG, Frankfurt/M - 225 903 
DM. 

Betriebswirtschaftliche Bewertung von Infrastruktur- 
maßnahmen in relevanten Schienenkorridoren im Rah- 
men der Verkehrswegeplanung Deutschland - Kessel 
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+ Partner Verkehrsconsultants, Freiburg - 194 062 
DM. 

Güter- und Personenfernverkehrsprognose und be- 
trieb s- und volkswirtschaftliche Bewertung von weite- 
ren Planungsfällen - Beratergruppe Verkehr und 
Umwelt GmbH, Freiburg i. Br. - 272 000 DM. 

Gesamtbewertung und Empfehlung für das Projekt 
Bahntrans zur Neuordnung der Kleingut- und Teil- 
ladungsbereiche der Deutschen Bahnen unter 
betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten - Booz. 
Allen & Hamilton Inc., Düsseldorf - 859 625 DM. 

Ermittlung verkehrsspezifischer Kostensätze nach 
§ 45 a PBefG aus Unternehmensdaten öffentlicher Per- 
sonennahverkehrsbetriebe in den neuen Bundeslän- 
dern - WIBERA, Wirtschaftsberatung AG, Düsseldorf - 
425 866 DM. 

Wirtschaftlichkeit privat finanzierter Terminals im 
kombinierten Verkehr - Friedhelm Rentrop Wirt- 
schaftsprüfer, Steuerberater, Bonn - 26 293 DM. 

Analyse möglicher Standorte eines Güterverkehrszen- 
trums in Mecklenburg- Vorpommern sowie Abschät- 
zung der regionalwirtschaftlichen Auswirkungen des 
GVZ - Institut für Seeverkehrswirtschaft und Logistik 
(ISL), Bremen - 259 022 DM. 

Umlegung und Bewertung nach dem Verfahren der 
wirtschaftlichen Zugführung im Rahmen der Bundes- 
verkehrswegeplanung - Beratergruppe Verkehr und 
Umwelt GmbH, Freiburg i. Br. - 448 776 DM. 

Umlegung, der Kraftfahrzeugsteuer auf die Mineralöl- 
steuer — Prognos AG, Basel 34 192 DM. 

Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen preispolitischer 
Maßnahmen zur C02-Reduktion im Verkehr - Ifo-Insti- 
tut für Wirtschaftsforschung, München - 246 000 DM. 

Berechnung der Wirtschaftlichkeit eines KV-Terminals 
- Arthur Andersen & Co. GmbH (Management Bera- 
tung) Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsge- 
sellschaft, Frankfurt am Main - 131 376 DM. 

Aufbereitung der Ergebnisse der gesamtwirtschaft- 
lichen Projektbewertungen und Analyse der Nutzen- 
strukturen beim Bundesverkehrswegeplan 1992 
(BVMP '92) - Heusch-Boesefeldt GmbH für Verkehrs- 
technik und Datenverarbeitung, Aachen - 372 136 DM. 

Bewertung von vorausgewählten Bauprojekten im 
Vorrang — Straßennetz der DDR, Teil B: Vereinfachte 
Gesamtwirtschaftliche Bewertung - Heusch-Boese- 
feldt GmbH für Verkehrstechnik und Datenverarbei- 
tung, Aachen - 245 647 DM. 

Gesamtwirtschaftliche Bewertung größerer Straßen- 
bauvorhaben bei der Aufstellung des Gesamtdeut- 
schen Verkehrswegeplans 1991/1992 - Heusch-Boese- 


feldt GmbH für Verkehrstechnik und Datenverarbei- 
tung, Aachen - 851 910 DM. 


Seit 1990 abgeschlossene Forschungsaufträge des 
Bundesministeriums der Finanzen 

Sozio-ökonomisches Panel - Ost (1990, 1994) - Erstel- 
lung einer Schichtung der Steuerpflichtigen nach ihren 
Einkünften und sozio-demographischen Charakteri- 
stika in der DDR (Auswertungstabellen; Aktualisie- 
rung der Datengrundlage vor 1990 - Deutsches Institut 
für Wirtschaftsforschung, Berlin) - 73 474 DM. 

Außergerichtliches Rechtsbehelfsverfahren im Bereich 
der Besitz- und Verkehrsteuern - Ermittlungen der 
Ursachen der Rechtsbehelfsflut und Möglichkeiten der 
Eindämmung - Betriebswirtschaftliches Institut für 
Organisation und Automation an der Universität Köln - 
186 048 DM. 

Verwaltungsspiel „USt-EC 1993 - Ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschung, München — 195 000 DM. 

Einsatz mikroanalytischer Methoden bei der Schät- 
zung der finanziellen Auswirkungen von Steuerrechts- 
änderungen - Prof. Dr. Spahn, Goethe-Universität 
Frankfurt - 99 980 DM. 

Weiterentwicklung der methodischen Grundlagen für 
das Einkommensteuer- Modell des BMF - Gesellschaft 
für Mathematik und Datenverarbeitung, Birlinghoven 
-91918 DM. 

Möglichkeiten einer Vereinfachung der Bewertung 
des Grundbesitzes sowie Untersuchung einer befriste- 
ten Anwendung von differenzierten Zuschlägen zu den 
Einheits werten - Prof. Dr. Jakob, Universität Augsburg 
-75 240 DM. 

Ermittlung von Wegezeiten und -kosten, Erhebung von 
Zeitplanungsdaten auf Grünlandflächen und Ermitt- 
lung von Ertragsminderungen auf Grünlandflächen als 
Datengrundlage einer Novellierung der Anlagen 2 
und 3 der Entschädigungsrichtlinie Landwirtschaft von 
1978 (LandR 78) - Prof. Dr. Köhne, Institut für Agrar- 
ökonomie der Universität Göttingen - 121 920 DM. 

Ausgaben und Einnahmegestaltung der Gemeinden 
unter dem Gesichtspunkt der Wirtschaftsförderung - 
Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, Essen - 172 602 DM. 

Möglichkeiten privatwirtschaftlich finanzierter bzw. 
betriebener Infrastrukturvorhaben - Doppelvergabe 
gemeinsam mit dem BMWi: Prof. Dr. von Arnim, 
Speyer; Prof. Friauf, Köln - 91 200 DM. 

Voraussetzung und Umfang des Restitutionsanspruchs 
gemäß Artikel 21 Abs. 3 Einigungsvertrag - Prof. 
Hahn, Würzburg - 22 800 DM. 
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Anlage zu Frage 36 


Vorhaben 

Auftragnehmer 

Summe 

Vom BMU in Auftrag gegeben: 



Wege zu einer umweltverträglichen Energieversorgung in 
der EG 

PROGNOS AG, Basel 

391 885 

Ökologische Ressourcenplanung 

ESRI 

585 522 

Kostenermittlung ausgewählter umweltfreundlicher Be- 
schaffungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen in Behör- 
den am Beispiel des BMU 

B. A. U.M. 

56 068 

Internationale vergleichende Untersuchung von Nitratdis- 
kussion und -politik in der Bundesrepublik Deutschland, 
den Niederlanden, England, Frankreich, Dänemark und 
der Schweiz 

Conrad 

170 130 

Umweltschutzmaßnahmen und volkswirtschaftliche 
Rentabilität 

IWG Bonn 

255 146 

Grundlagen eines „umweltpolitischen Aktionsplanes" 
(Vorstudie) 

PROGNOS AG Basel 

89 754 

Vorstudie „Ökologischer Europaplan" 

Deutsches Institut für 
Wirtschaftsforschung 

529 276 

Die Umweltsanierung des Großraums Leipzig/Bitterfeld/ 
Halle/Merseburg 

TÜV Rheinland 

6 839 955 

Die Umweltsanierung des Großraums Mansfeld 

TÜV Rheinland 

4 986 352 

Evaluation der umweltfreundlichen Beschaffung 

Institut für Stadtforschung und 
Strukturpolitik 

138 937 

Vermeidung und Verwertung von Abfallmengen aus Ein- 
wegprodukten 

Gesellschaft für Betriebsbera- 
tung 

287 728 

Ökologischer Sanierungs- und Entwicklungsplan Nieder- 
lausitz/Vorstudie 

Dornier 

293 906 

Umweltgesetzbuch 

Verschiedene 

463 467 

Grundlagen eines umweltpolitischen Aktionsplanes 

RWI- Rheinisch- Westfälisches 
Institut für Wirtschafts- 
forschung, Essen 

380 569 

Erstellung eines Leitfadens „Einsatz von Entwicklungsge- 
sellschaften für die Lösung von Sanierungs- und Entwick- 
lungsaufgaben" 

Hartz 

16 981 

Umweltschutzorientierter Wissens- und Technologie- 
transfer in die Region Pest auf der Grundlage einer flä- 
chendeckenden Umweltanalyse/Planung (Phase 1) 

AKU 

657 850 

Vergleichende Darstellung der Grundlagen und des Ein- 
satzes ökonomischer Instrumente in der Bundesrepublik 
Deutschland und der UdSSR - Unterschiede und Gemein- 
samkeiten 

DIW - Deutsches Institut für 
Wirtschaftsforschung, Berlin 

56 540 

Ökologischer Sanierungs- und Entwicklungsplan Nieder- 
lausitz - Hauptstudie 

Dornier 

4 962 422 
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Vorhaben 

Auftragnehmer 

Summe 

Vergleichende ökologische Beurteilung von Wasch- und 
Reinigungsmittelprodukten 

Öko-Institut 

462 133 

Neue Betriebsformen der Energieversorgung - 
Contracting und rationelle Energienutzung 

Wissenschaftszentrum Nord- 
rhein-Westfalen, Wuppertal- 
institut für Klima, Umwelt, 
Energie 

150 480 

Entwicklung von Leitbildern und Zielen für eine umwelt- 
schonende Raumentwicklung in der Ostseeküstenregion 
Mecklenburg- Vorpommerns 

PROGNOS AG, Basel 

461 655 

Least-Cost-Planing 

Stadtwerke Hannover 

1 900 000 

Rationelle Energienutzung in kleinen und mittleren 
Unternehmen - Entwicklung zielgruppen- und branchen- 
spezifischer Maßnahmen 

Deutsche Energie-Spar- 
Arbeitsgemeinschaft 

361 607 

Aktives Management für den Auf- und Ausbau der Fern- 
wärmeversorgung 

Institut für Umwelttechnologie 
und Umweltanalytik 

269 250 

Erstellung eines Berechnungsmodells für die Schadstoff- 
emissionen des Verkehrs 

Institut für Energie- und Um- 
weltforschung Heidelberg 

687 709 

Entwicklung und Umsetzung eines Konzeptes zur verglei- 
chenden Dokumentation der Ergebnisse produktbezoge- 
ner Ökobilanzen 

Institut für Ökologische Wirt- 
schaftsforschung, Regional- 

büro Baden-Württemberg 

60 990 

Untersuchungen zur Umsetzung der Rahmenkonvention 
zur Klimaänderung 

Wissenschaftszentrum Nord- 
rhein-Westfalen, Wuppertal- 
institut für Klima, Umwelt, 
Energie 

475 883 

Nachhaltiges Wirtschaften 

Institut für Zukunftsstudien 
und Technologiebewertung 

70 647 

EG -rechtliche Grundlagen einer umweit- und Wettbe- 
werb sorientierten Fortentwicklung des rechtlichen Ord- 
nungsrahmens der leitungsgebundenen Energieversor- 
gung 

Jarras 

98 900 

Umwelt- und wettbewerbsorientierte Fortentwicklung 
des rechtlichen Ordnungsrahmens der leitungsgebunde- 
nen Energieversorgung unter besonderer Berücksich- 
tigung der Versorgungsstruktur in den neuen Bundeslän- 
dern aus verfassungsrechtlicher Sicht 

TU Cottbus, Fakultät 4, Um- 
weltwissenschaften 

99 500 

Machbarkeitsstudie „Handbuch umweltfreundliche 
Technologien" 

Lahmeyer International - 
Beratende Ingenieure 

53 000 

Untersuchungen über die Umsetzung der Verpackungs- 
ordnung, insbesondere über die getrennte Erfassung, Sor- 
tierung und Verwertung von Verkaufsverpackungen - 
Entsorgungsgebiet Alte Bundesländer 

ARGE IFEU/OEKOFEP 

596 155 

Vom BMWi in Auftrag gegeben: 



Auswirkungen von Umweltschutzmaßnahmen auf die 
W ettbe werb sf ähigkeit umweltschutzko stenintensiver 

Produktionen der deutschen Wirtschaft; 1990, 1991 

; Infratest/Industria, München 
und PROGNOS AG, Basel 

784 200 
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Vorhaben 

Auftragnehmer 

Summe 

Praktische Einsatzmöglichkeiten für Zertifikate im Rah- 
men marktwirtschaftlicher Umweltpolitik in der Bundes- 
republik Deutschland und in der EG für Kohlendioxyd 
und Stickoxyde, 1990 

Institut für Weltwirtschaft an 
der Universität Kiel 

105 600 

Auswirkung unterschiedlicher Entsorgungspfade auf eine 
gesicherte Kernbrennstoffversorgung; 1991 

Fichtner - Beratende Inge- 
nieure, Stuttgart 

324 900 

Vergleich der Lenkungswirkungen einer allgemeinen mit 
einer anlagenbezogenen und wirkungsgradabhängigen 
C02-Abgabe auf den Bereich der Feuerungsanlagen nach 
der 4. BImSchV Nr. 1.1 und 1.2; 1991 

PROGNOS AG, Basel 

22 600 

Die ökonomischen Auswirkungen der Maßnahmen nach 
§ 14 des Abfallgesetzes auf den Handel; 1991 
Ergänzungsstudie: Auswirkungen auf die neuen Bundes- 
länder; 1992 

Institut für Wirtschaftspolitik 
an der Universität Mainz 

197 080 

Energiewirtschaft und Umweltökonomie in der Struktur- 
anpassung in den neuen Bundesländern; 1992 

Institut für angewandte Wirt- 
schaftsforschung, Berlin 

150 000 

Altlastensanierung in den neuen Bundesländern; 1992 

Gesellschaft für angewandte 
Kommunalförderung, Mar- 

bürg 

109 140 

Umweltverträgliches Wirtschaften als Problem von 
Wissenschaft und Politik; 1992 

Verein für Socialpolitik, 
Mannheim 

35 000 

Identifizierung und Internalisierung externer Kosten der 
Energieversorgung; 1992, 1994 

PROGNOS AG, Basel 

1 757 000 

Reaktionsmöglichkeiten von Handelsunternehmen auf 
umweltpolitische und umweltrechtliche Anforderungen 
im Spannungsfeld zwischen Herstellern und Verbrau- 
chern unter Berücksichtigung der neuen Produktverant- 
wortung; 1993 

ifo-Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, München 

184 000 

Möglichkeiten der wettbewerbskonformen Ausgestaltung 
von Selbstverpflichtungen der Industrie zur C02-Reduk- 
tion unter Berücksichtigung von fiskalischen und ord- 
nungsrechtlichen Maßnahmen; 1993 

DIW - Deutsches Institut für 
Wirtschaftsforschung, Berlin 

71 000 

Auswirkungen eines wachsenden Umweltbewußtseins in 
Politik und bei den Verbrauchern auf das unternehmeri- 
sche Verhalten der touristischen Anbieter; 1994 

GEWOS - Institut für Stadt-, 
Regional- und Raumplanung, 
Hamburg 

198 300 

Kosten der Stillegung und Sanierung von Urangewin- 
nungsprojekten im internationalen Vergleich - Einfluß- 
größen und Abhängigkeiten; 1994 

Uranerzbergbau GmbH, 
Wesseling 

397 000 

Kosten und Nutzen eines globalen Systems handelbarer 
C02-Emissionszertifikate für unterschiedlich entwickelte 
Ländergruppen - Finanzierungsbeitrag zum UNCTAD- 
Projekt über ein globales System handelbarer C02-Emis- 
sionszertifikate; 1994 

UNCTAD Genf und 

Universität Stockholm 

60 000 

Gesamtwirtschaftliche Beurteilung von C02-Minderungs- 
strategien; 1994 

ifo-Institut für Wirtschafts- 
forschung, München 

RWI - Rheinisch-Westfäli- 
sches Institut für Wirtschafts- 
forschung, Essen 

470 000 

420 000 
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Vorhaben 

Auftragnehmer 

Summe 

Die umweittechnische Industrie in der Bundesrepublik 
Deutschland; 1994 

Institut für Wirtschafts- 
forschung, Halle; RWI- 
Rheinisch-Westfälisches Insti- 
tut für Wirtschaftsforschung, 
Essen 

298 000 

Makroökonomische Analyse von Wirkungen ökologischer 
Anpassungsprozesse auf Stabilität, Beschäftigung und 
internationale Wettbewerbsfähigkeit; 1994 

DIW - Deutsches Institut für 
Wirtschaftsforschung, Berlin 

135 000 

Internationale Kompensationsmöglichkeiten zur CO 2 - 
Reduktion; 1995 

HWWA - Institut für Wirt- 
schaftsforschung, Hamburg 

139 800 

Einfluß der Kennzeichnung und Zertifizierung von Holz- 
produkten aus umweltverträglich bewirtschafteten Wäl- 
dern auf das Nachfrageverhalten; 1995 

Zentrum für Europäische 

Wirtschaftsforschung, 

Mannheim 

100 000 

Auswirkungen der in der Bundesrepublik Deutschland 
und in den Ländern der Europäischen Union bestehenden 
Umweltschutzanforderungen auf die Wettbewerbssitua- 
tion der deutschen Mineralöl Wirtschaft; 1995 

Chem Systems Ltd., London 

109 275 
Pfund Sterling 

Vom BMFT in Auftrag gegeben: 



Beiträge der BMFT-Forschungsförderung zur Gesetz- 
gebung und Normenbildung im Umweltbereich 

Fraunhofer-Institut für 
Systemtechnik und Innova- 
tionsforschung (ISI), Karlsruhe 

1 407 210 

Vorstudie zur Formulierung eines Leitprojektes: Verfüg- 
barkeit von Wasser 

Institut für angewandte 
Wasserwirtschaft - Prof. Dr. 
Ing. Hans-B. Kleeberg & Part- 
ner, München 

112 237 

Atmos - Programmunterstützung 

Dornier 

249 645 

Vom BMF in Auftrag gegeben; 



Natürliche Sukzessionsvorgänge durch Waldbäume auf 
Bundesliegenschaften; ökologische Bedeutung und Dyna- 
mik von natürlichen Sukzessionsvorgängen durch Wald- 
bäume und ihre Auswirkungen auf den Naturhaushalt 
(Gutachten noch nicht abgeschlossen) 

Forstliche Forschungsanstalt 
Eberswalde 

231 816 

Vom BMV in Auftrag gegeben: 



Bordcomputer zur Erhöhung von Sicherheit und Umwelt- 
schonung des Binnenschiffsverkeljrs 

Versuchsanstalt für Binnen- 
schiffbau e.V. Duisburg (Neu- 
dorf) 

231 367 

Neuartige Leckwehrtechnik- und -einsatztechnologien 
zur Sicherung von Schiffen und Verbindung von Umwelt- 
schäden 

Institut für Sicherheitstechnik/ 
Verkehrssicherheit e.V. im 
Technologiezentrum Warne- 
münde, Rostock 

211 084 

Verbesserung der Umweltfreundlichkeit von Holzschwel- 
len für den Schienennahverkehr, Teil II/l: Praxisversuche 
durch Hamburg - Consult GmbH 

Hamburg Consult Gesell- 
schaft für Verkehrsberatung 
und Verfahrenstechnik mbH, 
Hamburg 

401 546 

Verbesserung der Umweltfreundlichkeit von Holzschwel- 
len für den Schienennahverkehr, Teil II/2: Praxisversuche 
durch Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holzwirt- 
schaft 

Bundesanstalt für Forst- und 
Holzwirtschaft - Institut für 
Holzbiologie und Holzschutz, 
Hamburg 

60 000 
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Vorhaben 

Auftragnehmer 

Summe 

Umweltgerechtes und tourismusförderndes Verkehrskon- 
zept Usedom, Phase II (Realisierung) 

Zentrum für innovative Ver- 
kehrslösungen GmbH, Berlin 

281 298 

Analyse und Bewertung von Maßnahmen zum umwelt- 
freundlichen Stadtverkehr 

GEWO Consult-Gesellschaft 
für Energie, Wirtschaft und 
Umwelt mbH, Berlin 

272 356 

Beurteilung der Umwelteffekte von Straßenbauprojekten 
des gesamtdeutschen Verkehrswegeplans in den alten 
und neuen Bundesländern 

Planungsgruppe Ökologie 
und Umwelt, Hannover 

407 282 

Berücksichtigung des Umweltschutzes in der Bundesver- 
kehrswegeplanung 

Planco Consulting GmbH, 

Essen 

279 702 

Vorgezogene vereinfachte Beurteilung der Umwelteffekte 
von Ortsumgehungsprojekten auf dem Gebiet der fünf 
neuen Bundesländer 

Planungsgruppe Ökologie 
und Umwelt, Hannover 

77 725 

Anwendung der „Allgemeinen Verwaltung svorschrift zur 
Ausführung des Gesetzes über die Umweltverträglich- 
keitsprüfung" - Entwurf im Rahmen eines Planspiels für 
Straßenprojekte 

Planungsgruppe Ökologie 
und Umwelt, Hannover 

117 848 

Entwicklung der Umweltbelastungen durch den Verkehr 
in der Bundesrepublik Deutschland insgesamt und in typi- 
schen Planungsregionen bis 2010 

PROGNOS AG, Basel 

446 115 

Entwicklung der Emissionen von Luftschadstoffen und 
CO 2 durch den Verkehr in Ost- und Westdeutschland bis 
2010 

PROGNOS AG, Basel 

541 781 

Vorgezogene, vereinfachte Beurteilung der Umwelt- 
effekte von Straßenbauprojekten mit herausragender 
überregionaler Bedeutung auf dem Gebiet der ehemali- 
gen DDR 

Planungsgruppe Ökologie 
und Umwelt, Hannover 

185 512 
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